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= Recht mit System?
Was steckt hinter einem Compliance Management-System? Ist es 
ein Mittel zur Enthaftung der Verantwortlichen im Unternehmen, ein 
»Persilschein« für vermeintliches Fehlverhalten? Oder handelt es sich 
dabei um einen Versuch, die Regeltreue des einzelnen Unternehmens 
systematisch zu erfüllen?

Tatsächlich sind Compliance Management-Systeme in der Unterneh-
menspraxis längst an der Tagesordnung. Eine Rechtspflicht zu ihrer 
Implementierung gibt es in Deutschland zwar noch nicht, jedoch ist 
die Zielvorstellung, also der gesetzes- und regelkonforme Auftritt des 
Unternehmens, gesetzlich festgelegt. Dr. Thomas Kremer, Mitglied 
des Vorstands der Deutsche Telekom AG, erkennt, dass es sich dabei 
um eine Aufgabe der Unternehmensführung handelt und dies nicht 
mehr infrage gestellt werden könne.

Das »Ob« des Compliance Management-Systems ist folglich gar nicht 
mehr zentral. Vielmehr steht das »Wie« der Ausgestaltung im Vorder-
grund und damit die Frage, wann das eingerichtete System auch 
»recht« für das einzelne Unternehmen ist. Nach Gerd Becht, Vorstand 
bei der Deutschen Bahn AG, zeichnet sich das System dabei durch 
 einen »eingeschwungenen« Zustand aus, in dem die Geschäftsleitung 
in die Lage versetzt wird, das Unternehmen natürlich »compliant« zu 
führen. Dabei spielt vor allem das individuelle Risikoprofil des Unter-
nehmens eine Rolle, was besonders deutlich in den stark regulierten 
Branchen wie z. B. Versicherungen wird. Die zeitnahe Verfolgung neu-
er Regulierung sowie eine risikogerechte Umsetzung werden auch in 
Zukunft für ein Compliance Management-System entscheidend sein, 
so Dr. Hermann Geiger, Group General Counsel der Swiss Re.

Eines steht jedoch zweifellos fest: Ein Compliance Management-Sys-
tem wird erst durch das gelebte Bekenntnis des Unternehmens zu ei-
nem regel- und wertekonformen Verhalten mit Leben gefüllt. Das setzt 
voraus, dass alle Beteiligten das, was dieses Verhalten ausmacht, auch 
verstehen und umsetzen. Hierzu möchten wir einen Beitrag leisten.

Ihr 

Johannes Pastor
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Ist die Compliance eine 
neue Aufgabe der 

Unternehmensführung?

Dr. Thomas Kremer

Das Thema Compliance gehört heute zum Tagesgeschäft der deutschen Un-
ternehmen. Das gilt nicht nur für die großen börsennotierten Gesellschaften, 
sondern auch für den Mittelstand. Fast täglich berichten Presseorgane über 
tatsächliches oder vermeintliches Fehlverhalten in den Unternehmen. Prak-
tisch keine Branche ist ausgenommen. In den vergangenen Jahren haben Fälle 
wie Siemens, MAN, Ferrostaal, aber auch Saint-Gobain, E.ON, ThyssenKrupp 
oder Deutsche Telekom gezeigt, dass aus Verstößen gegen das Korruptions-
verbot, das Kartellrecht und den Datenschutz hohe Reputationsschäden und 
Bußgelder in bis zu dreistelliger Millionenhöhe, Haftungsrisiken und ver ga-
berechtliche Konsequenzen drohen. Das sind schwerwiegende Vorgänge. Es 
gehört zu den aktienrechtlichen Pflichten des Vorstands, für die Rechtmäßig-
keit seiner Geschäftsführung Sorge zu tragen. Das Unternehmen soll sich 
»compliant« verhalten.

Aber wie macht man das? Und wer soll diese Aufgabe in der Binnenorganisation 
des Unternehmens übernehmen?

Compliance: nur saubere Geschäfte
Eine Aufgabenzuweisung findet sich im Deutschen Corporate Governance Kodex 
(DCGK): »Der Vorstand hat für die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen und der 
unternehmensinternen Richtlinien zu sorgen und wirkt auf deren Beachtung durch 
die Konzernunternehmen hin (Compliance).«

Der Kodex setzt sehr bewusst den Akzent, dass es gerade zu den Aufgaben des Vor-
stands gehört, sich des Themas Compliance anzunehmen. Dies bedeutet aber nicht, 
dass er sich zur Unterstützung nicht die Position eines Chief Compliance Officers 
schaffen, einen Compliance-Bereich einrichten, die Rechtsabteilung mit Compliance-
Fragen befassen oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften mit der Konzeption oder 

Dr. Thomas Kremer ist Mitglied des 
Vorstands der Deutsche Telekom AG 
und verantwortlich für Datenschutz, 
Recht und Compliance.

ZUR PERSON

Schwerpunkt: Compliance Management 
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der Prüfung von Compliance Management-Systemen (CMS) beauftragen darf. Ganz 
im Gegenteil. Diese Maßnahmen können höchst sinnvoll sein. Aber der Vorstand bzw. 
die Geschäftsführung muss sich auch darüber im Klaren sein, dass die Compliance-
Aufgabe nicht vollständig auf interne oder externe Berater verlagert werden kann. Ein 
persönliches Engagement des Vorstands und insbesondere des Vorstandsvorsitzen-
den ist erforderlich, um die Aufgabe bewältigen zu können.

Compliance ist keine neue Aufgabe der Unternehmensführung
Der Grundgedanke, dass der Geschäftsherr, der auf der einen Seite vom Einsatz seiner 
Mitarbeiter profitiert, auf der anderen Seite auch dafür Sorge tragen muss, dass aus 
seinem Organisationskreis keine Gefahren für Dritte ausgehen, findet sich schon in 
der preußischen Gewerbeordnung aus dem Jahr 1845. Neu sind aber die Prozesse 
und Instrumente, die sicherstellen sollen, dass die relevanten Gesetze und Richtlinien 
eingehalten werden. Diese Prozesse und Instrumente sind in der Praxis sehr unter-
schiedlich ausgebildet. Die Ausprägung ist abhängig von der Unternehmensgröße 
und -struktur sowie von branchenbezogenen Besonderheiten oder unternehmens-
spezifischen Risiken.

Maßstäbe für die Erfüllung der Sorgfaltspflichten in Bezug auf ein effektives CMS 
wurden erstmalig in den US Federal Sentencing Guidelines definiert. Sie finden sich 
in geringfügig variierender Form auch in den »Adequate Procedures« des UK Bribery 
Act und im deutschen IDW Prüfungsstandard 980 wieder.

Unabhängig davon, an welchen dieser Standards man sich anlehnt, finden sich dabei 
immer wieder bestimmte Kernelemente eines CMS, wie z. B. die Identifikation der 
Compliance-Risiken, die Implementierung einer Compliance-Kultur und die Fest
legung von Compliance-Zielen, die Implementierung einer Compliance-Organisation, 
die Einführung eines Compliance-Programms, die Kommunikation von wesentlichen  ›› 

Ist die Compliance eine neue Aufgabe der Unternehmensführung?
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Compliance-Themen sowie die kontinuierliche Überwachung und Verbesserung des 
Prozesses.

Wesentliche Bestandteile eines Compliance Management-Systems

1. Compliance Risk Assessment
Ein Schlüsselelement zum Erfolg einer Compliance-Organisation ist das Compli-
ance Risk Assessment. Es dient der Identifikation und Bewertung von Compliance-
Risiken sowie der Priorisierung von geeigneten Maßnahmen zur Prävention von 
unrechtmäßigem Unternehmenshandeln. Jede Unternehmensleitung muss sich da-
rüber im Klaren sein, welche Risiken es in ihrem Unternehmen gibt. Nur wenn das 
Management seine unternehmensspezifischen Risiken kennt, kann es diesen wirk-
sam entgegentreten. Das Compliance Risk Assessment der Deutschen Telekom 
umfasst grundsätzlich alle Risiken, die sich aus dem Verstoß eines Organs oder ei-
nes Beschäftigten gegen gesetzliche Vorschriften oder interne Richtlinien ergeben. 
Dabei ist zunächst abhängig vom Geschäftsmodell festzulegen, welche Risiken 
entstehen können. Danach wird für jedes Risiko definiert, welche konkrete Bedro-
hung für das Unternehmen besteht und was bereits getan wurde, um das Risiko zu 
reduzieren. Sofern erforderlich, müssen Maßnahmen entwickelt und beschrieben 
werden, um die verbleibenden Risiken auf ein vertretbares Niveau zu senken. Die 
Durchführung eines angemessenen Compliance Risk Assessment liegt in der Ver-
antwortung der Unternehmensführung der jeweiligen Gesellschaft. Die zentralen 
Compliance-Experten unterstützen die dezentralen Compliance-Kollegen durch 
einen geeigneten Methodenbaukasten und stehen als erfahrene Sparringspartner 
im aktiven Austausch. Der Compliance-Bereich koordiniert und überwacht die Um-
setzung der aus dem Compliance Risk Assessment resultierenden Maßnahmen: 
Dies bildet die Basis für das Compliance-Programm des Folgejahres. 

2.	Compliance-Kultur
Ein besonderes Augenmerk gilt der Compliance-Kultur. Das Bekenntnis zu einem 
regel- und wertekonformen Verhalten muss aus der Unternehmenskultur ableitbar 
sein und findet seine »Verkörperung« insbesondere im »Tone from the Top«. Die 
Unternehmensleitung muss sich eindeutig zu der im Unternehmen gewünschten 
Compliance bekennen und dieses Commitment öffentlich machen. Nur wenn Werte 
vorgelebt werden, kann deren Einhaltung von den Mitarbeitern erwartet werden.  
Es muss beispielsweise eine Kultur geschaffen werden, die etwa Korruption klar 
ablehnt (»Zero Tolerance«). Dazu gehört auch, dass für die einzelnen Geschäfte 
Zielvorgaben vereinbart werden, die mit Compliance-konformen Mitteln zu errei-
chen sind.

3.	Implementierung einer Compliance-Organisation
Compliance-Organisationen sind in Unternehmen sehr unterschiedlich aufgestellt. 
Bei der Deutschen Telekom haben wir neben der zentralen Compliance-Organisation 
in den dezentralen Einheiten Compliance in der Organisation verankert. Dies ist zum 
einen wichtig, da die Kenntnis der jeweiligen Geschäftsmodelle und -anforderungen 
erforderlich ist, um maßgeschneiderte Compliance-Lösungen zu finden. Zum ande-
ren sind in internationalen Konzernen unterschiedliche Jurisdiktionen und kulturelle 
Wertevorstellungen in den jeweiligen Ländern zu beachten.

4.	Einführung eines Compliance-Programms
Auf Grundlage des Compliance Risk Assessment wird das Compliance-Programm 
entwickelt. Es besteht aus Maßnahmen, die Compliance-Verstöße vermeiden sollen, 
umfasst aber auch die nach Compliance-Verstößen festgelegten Vorgehensweisen.

Schwerpunkt: Compliance Management 
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a. Prävention
Im Rahmen des Compliance-Programms legt die Deutsche Telekom einen Schwer-
punkt auf Prävention. Dazu gehört bei der Deutschen Telekom die Implementie-
rung eines Verhaltenskodex sowie weiterer Compliance-relevanter Regelwerke. 
Klassischerweise zählen dazu Regelungen zur Antikorruption, zu Geschenken, Ein-
ladungen und Events, zur Gewährung von Spenden- und Sponsoringleistungen, 
aber auch zum Umgang mit Beratern und Vermittlern. Damit aber nicht genug. 
Diese Regelwerke müssen durch adressatengerechte Trainings und eLearnings 
unterfüttert sowie kommunikativ zielgruppenorientiert begleitet werden. Darüber 
hinaus sollte eine Anlaufstelle bzw. ein Beratungsportal im Konzern vorhanden 
sein, bei denen Fragen von Mitarbeitern zu den Regelwerken beantwortet werden 
können. 

Die Geschäftsbeziehungen zu Vertriebsmittlern, Beratern oder Joint Venture-Part-
nern werden mit einem standardisierten Freigabeprozess unterlegt. Es ist ein we-
sentliches Compliance-Risiko, wenn Vertriebsmittler eingeschaltet werden und 
diese einen Teil ihres Honorars dazu verwenden, den Entscheidungsträger beim 
Kunden im Sinne des beauftragenden Unternehmens zu beeinflussen.

b. Aufdecken und reagieren
Sorgfältig entwickelte Strukturen und Prozesse sowie klare Richtlinien allein sind 
allerdings noch kein Garant für regelkonformes Verhalten innerhalb eines Unter-
nehmens. Trotz bester organisatorischer Vorkehrungen kommen Gesetzesverstöße 
und schwerwiegende Pflichtverletzungen in Unternehmen vor. Um solches Ver-
halten aufzudecken, bedürfen Unternehmen Hinweise von Mitarbeitern, aber auch 
von Externen. Etabliert haben sich Hinweisgeberportale. Ein solches Portal ist für 
die Deutsche Telekom ein wichtiges Mittel. Jeder einzelne aufgedeckte und geklärte 
Fall ist für das Unternehmen von großer Bedeutung. Es ist der zentrale Baustein der 
möglichen Meldewege für regelwidriges Verhalten – national und international. Ziel 
des Portals ist es, dass Straftaten wie z. B. Korruption, Vorgänge, die geeignet sind, 
die Finanzberichterstattung oder Abschlussprüfung zu beeinflussen, oder schwer-
wiegende Verstöße gegen Verhaltensgrundsätze aufgezeigt werden. Es besteht die 
Möglichkeit, Hinweise anonym einzureichen. Mitarbeiter werden ermutigt, Fehlver-
halten zunächst bei ihren Vorgesetzten anzuzeigen. Ob man bei der Einrichtung eines 
Portals eine interne oder externe Stelle bevorzugt, muss jedes Unternehmen für 
sich entscheiden. Eine solche Meldestelle hat nur dann Erfolg, wenn sie von den 
Mitarbeitern akzeptiert wird. Dafür ist es wichtig, dass man die Hinweisgeber im 
Unternehmen vor negativen Konsequenzen schützt und gleichzeitig Denunzianten-
tum unterbinden kann. Die Deutsche Telekom geht Hinweisen nur dann nach, wenn 
eine hinreichend individualisierbare Sachverhaltsbeschreibung und bei unterstellter 
Wahrheit ein Verstoß gegen gesetzliche Vorschriften oder interne Pflichten bzw. 
Verhaltensmaßstäbe vorhanden sind. Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen werden 
die Hinweise sorgfältig untersucht. Wenn sich Hinweise durch die Untersuchung 
bestätigen, müssen die zielführenden Konsequenzen gezogen werden. Dazu gehört 
neben prozessualen Verbesserungen auch, dass Tat und Schuld angemessen sank
tioniert werden. Das folgende individuelle Konsequenzenmanagement kann bis hin 
zur außerordentlichen Beendigung eines Arbeitsverhältnisses und der Geltend
machung von Schadensersatzansprüchen reichen.

5.	Kommunikation
Hierunter ist einerseits die Kommunikation an die Organe zu Compliance-Themen 
und Compliance-Verstößen zu fassen und andererseits die Kommunikation an die 
Mitarbeiter zum Compliance-Programm bzw. zu Compliance-Schwerpunktthemen. ›› 

Ist die Compliance eine neue Aufgabe der Unternehmensführung?
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Der Vorstand und der Prüfungsausschuss der Deutschen Telekom werden regel-
mäßig über den Sachstand der Fälle im Rahmen des Compliance-Berichts infor-
miert. Dazu erhalten beide Gremien Informationen über den aktuellen Status des 
CMS. Um das Compliance-Bewusstsein der Mitarbeiter zu schärfen, führen wir 
regelmäßig Compliance-Kampagnen zu bestimmten Schwerpunktthemen durch. 
Zur Kommunikation zählt selbstverständlich auch die enge Interaktion mit unserer 
internationalen Community, die wir im Rahmen sogenannter International Compli-
ance Days intensivieren.

6.	Kontinuierliche Überwachung und Verbesserung
Um sicherzustellen, dass das eigene CMS Best Practice entspricht, bietet es sich an, 
sich extern zu »benchmarken«, d. h. das Gespräch mit anderen zum CMS zu suchen. 
Die Interne Revision kann bei Konzernunternehmen prozessbezogen die Einhal-
tung bestimmter Richtlinien oder Compliance-Prozesse prüfen.

Ferner kann eine externe Zertifizierung durch eine Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft nach dem IDW Prüfungsstandard 980 sinnvoll sein. Die Prüfung gibt eine 
gewisse Sicherheit, dass das implementierte CMS »wirksam« ist, um Risiken 
rechtzeitig zu erkennen und Verstöße zu verhindern.

Zusammenfassung
Dass Compliance eine Aufgabe der Unternehmensführung ist, kann heute bei größeren 
und international aufgestellten Unternehmen nicht mehr zweifelhaft sein. CMS sind 
inzwischen in der Unternehmenspraxis in unterschiedlicher Ausprägung entwickelt 
worden. Die verschiedenen Elemente dieser Systeme müssen jeweils im Sinne von 
Best Practice auf das einzelne Unternehmen angepasst sein. Der Unternehmensfüh-
rung kann nur geraten werden, das Thema Compliance »im Auge« zu haben.  ‹‹

Schwerpunkt: Compliance Management 
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Das Audit Committee Quarterly hat zwei angesehene Experten zur 

Organisation und Umsetzung von Compliance Management-Systemen 

(CMS) in ihren Unternehmen befragt. Das Ergebnis: Es bedarf Mut  

und Nachhaltigkeit, um ein CMS mit Leben zu füllen. Fehler werden da  

gemacht, wo es an Mut fehlt.

Compliance – neue Werte  
für das Management

Beide Interviews wurden geführt von Dr. Frank Hülsberg und Matthias Vogler.
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Die Skalierbarkeit der Compliance-Organisation ist derzeit ein zentrales Thema. Es 
adressiert den Zuschnitt eines Compliance Management-Systems (CMS) auf die je-
weiligen Unternehmensverhältnisse und wird oftmals im Zusammenhang mit CMS 
für den Mittelstand verwendet. Halten Sie die Reduktion der Diskussion auf den Mit-
telstand für sinnvoll, oder gibt es für Sie andere Aspekte und Kriterien bei der Skalie-
rung?
Entscheidend ist nicht die Zugehörigkeit zum Mittelstand, sondern das individuelle 
Risikoprofil des Unternehmens. Dieses kann selbst bei einem DAX-Unternehmen 
unauffällig sein, aber beispielsweise bei einem kleinen Anlagenbauer wegen seines 
Geschäftsmodells große Risiken beinhalten. Ich kann mir durchaus vorstellen, dass 
das CMS in einer stark regulierten Branche, etwa bei einem Pharmaunternehmen mit 
500 Mitarbeitern, ausgefeilter sein muss als bei einem risikoarmen Großunternehmen.

Welche Verantwortung haben Aufsichtsräte hinsichtlich des Risikoprofils für das Com-
pliance Management? Gerade Aufsichtsräte in kleinen und mittleren Unternehmen 
sehen sich hier oftmals gar nicht in der Pflicht.
Der Aufsichtsrat hat sich gemäß Corporate Governance Kodex mit dem Thema Risiko-
management und damit auch mit der Risikoanalyse betreffend Compliance-Risiken 
zu befassen. Auch der § 107 Abs. 3 AktG regelt die Befassungspflicht. Die Erarbeitung 
des Risikoprofils für das Compliance Management offenbart ja gerade Risiken, die der 
Aufsichtsrat bei der Beurteilung der Wirksamkeit des gesamten Risikomanagements 
zu berücksichtigen hat.

Nach welchen Kriterien nehmen Sie die Ermittlung und Beurteilung der Compliance-
Risiken vor? Welche Rolle spielt die »Wesentlichkeit« von möglichen Compliance-
Verstößen?
Hier sehe ich Parallelen zum allgemeinen Risikomanagement, d. h. beurteilt werden 
zunächst die monetären Auswirkungen von Compliance-Risiken. Da diese bei Compli-
ance-Risiken oft schwer zu greifen sind, kann man flankierend noch weitere Kriterien 
hinzuziehen, wie z. B. mögliche Rufschädigungen. Diese ziehen dann natürlich auch 
wieder – allerdings schwer einschätzbare – monetäre Auswirkungen nach sich. Was 
die »Wesentlichkeit« von Verstößen angeht: Naturgemäß erfolgt eine Eingruppierung 
der Einzelrisiken und eine Priorisierung bei den besonders bedrohlichen Risiken. 

Neben den eher technischen Aspekten eines CMS ist die Compliance-Kultur einer 
der zentralen Erfolgsfaktoren eines CMS. Wie messen Sie die Compliance-Kultur 
und ihre Entwicklung?
Unsere Compliance-Kultur mache ich nicht zuletzt auch an der Anzahl und der Qualität 
der direkten Kontakte zu Kolleginnen und Kollegen fest. Beratungsanfragen und Mel-
dungen über Verstöße müssen bei uns ankommen – und zwar aus allen Unternehmens-

Interview mit Dr. John Maurer

Dr. John Maurer ist seit 2008 als Unter-
nehmensjurist und Compliance-
Beauftragter bei der Hamburger Hafen 
und Logistik AG (HHLA) tätig, einem 
im MDAX notierten Anbieter für Hafen-
logistik mit rd. 1,2 Mrd. Euro Umsatz 
und fast 5.000 Beschäftigten.

ZUR PERSON

» Es ist unsere Aufgabe, Compli-
ance nachhaltig sicher zustellen 
und Begeisterung für Compliance 
hochzuhalten. « 

Schwerpunkt: Compliance Management 
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ebenen. Wir pflegen kein administratives 
»kaltes System«, bei dem nur elektronisch 
kommuniziert und über Ampeln »grünes 
Licht« für Anfragen gegeben wird. Der di-
rekte Kontakt und das daraus resultierende 
Vertrauen sind essenziell – wir helfen! Was die Entwicklung der Kultur und ihre Mes-
sung angeht: Wir arbeiten daran, dass die präventiven Vorfeldanfragen mit der Bitte 
um Guidance auch weiterhin zu- und die Meldungen von Verstößen abnehmen.

Guidance ist ein gutes Stichwort. Viele Unternehmen berichten von einer Flut von 
Anfragen verunsicherter Mitarbeiter, die sich nicht einmal mehr trauen, eine Tasse 
Kaffee anzunehmen. Beobachten Sie das auch?
Wir fördern das selbstständige Denken im Rahmen unserer Regeln. Wichtig ist eine 
gesunde Selbsteinschätzung der Situation durch die Mitarbeiter, deren Bauchgefühl 
sich in Anfragen übrigens in 90 Prozent der Fälle als richtig erweist.

Für das Bauchgefühl sind auch Vorbilder wichtig. Der viel beschworene »Tone from 
the Top« wird zunehmend durch das Postulat »Tone from the Middle (Management)« 
ersetzt. Wie sehen Sie diese Diskussion?
Beides ist wichtig. Das mittlere Management hat dabei den Vorteil, näher an den 
konkreten Themen und den Mitarbeitern zu sein. Deswegen schulen wir das mittlere 
Management besonders nach dem »Train the Trainer«-Prinzip. Ziel ist, Compliance im 
Tagesgeschäft zu verankern.

Zu den Compliance-Zielen: Haben sich diese in den letzten Jahren verändert? Können 
sich die Ziele aus Ihrer Sicht je nach Größe und Komplexität des Unternehmens un-
terscheiden?
Unsere Ziele waren zunächst der Aufbau eines funktionierenden CMS und die Ver-
mittlung von Kerninhalten an das Management und die Mitarbeiter. Diese Grundlagen 
sind bei uns geschaffen. Jetzt ist es unsere Aufgabe, Compliance nachhaltig sicher-
zustellen und – um es positiv auszudrücken – die Begeisterung für das Thema hoch-
zuhalten. Dies tun wir adressatengerecht: zum einen auf das Geschäftsmodell der 
HHLA ausgerichtet, zum anderen auf die Mitarbeiterebene zugeschnitten. Sie müs-
sen den promovierten Akademiker anders ansprechen als den Hilfsarbeiter. Was die 
inhaltlichen Ziele angeht: Diese sind immer abhängig vom individuellen Risikoprofil 
des Unternehmens und ändern sich mit dem Profil.

Welche Maßnahmen empfehlen Sie, um die Begeisterung für das 
Thema hochzuhalten?
Alle Maßnahmen setzen eine Mentalitätsanalyse voraus. Aufwendige 
Roadshows und ähnliche »Werbemaßnahmen« von anderen – in der 
Regel großen – Unternehmen einfach abzuschauen, halte ich nicht für 
erfolgreich.

Die Compliance-Organisationen großer Unternehmen werden zudem oft als »über-
bordend« kritisiert. Können Sie diese Kritik nachvollziehen? Wo sehen Sie Einsparpo-
tenziale?
Große Compliance-Organisationen wurden in der Regel dort hochgezogen, wo es 
schwerwiegende Vorfälle gab. In der Reaktion darauf wurden im Zweifel lieber 10 oder 
20 Compliance-Mitarbeiter mehr eingestellt – ein für die konkrete Situation durchaus 
nachvollziehbares Verhalten. Nach dem anlassgetriebenen Aufbau ist es aber erfor-
derlich, die Compliance-Organisationen mit anderen Unternehmensbereichen zu ver-
zahnen und Dopplungen zu eliminieren. Hier ist insbesondere an die Interne Revision 
und das Risikomanagement zu denken. So muss etwa die Compliance-Abteilung  ›› 

»Es ist unsere Aufgabe, Compliance nachhaltig sicherzustellen und Begeisterung für Compliance hochzuhalten.«

»Wir pflegen kein administratives  

›kaltes System‹, bei dem nur elektronisch 

kommuniziert und über Ampeln  

›grünes Licht‹ für Anfragen gegeben wird.«

»Pflichten und Berichtswege  

müssen klar definiert sein!«
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nicht zwingend über eigene Ermittler verfügen, wenn interne Ermittlungen auch 
durch die Interne Revision durchgeführt werden.

Bei zahlreichen Unternehmen sind das Finanz- und das Rechtsressort sowie Com
pliance bei ein und demselben Geschäftsleitungsmitglied angesiedelt, ebenso die 
Verfolgung und Sanktionierung von Verstößen. Kann die Unternehmensgröße eine 
Rechtfertigung für die fehlende Trennung sein?
Ein Zusammenfallen der Ressorts kann durchaus funktionieren. Allerdings müssen 
Kompetenzen klar abgegrenzt und Interessenkonflikte jederzeit durch geeignete Maß-
nahmen aufgelöst werden können.

Was halten Sie in diesem Zusammenhang davon, dass der Compliance Officer in Fäl-
len, in denen die Geschäftsleitung betroffen ist oder nicht angemessen reagiert, den 
Aufsichtsrat direkt kontaktieren soll?
Pflichten und Berichtswege müssen klar definiert sein! Es darf nicht dem Ermessen 
des Compliance Officers überlassen bleiben, wann er das Aufsichtsorgan kontaktiert. 
Eine Kommunikationsordnung gehört in jedes wirksame CMS.

Wie sieht ein ideales Qualifikationsprofil für den Compli-
ance Officer aus? Welche Qualifikationen muss er / sie 
mitbringen? Muss er / sie Jurist /-in sein? 
Ich bin zwar Jurist, aber das ist aus meiner Sicht keine 
zwingende Voraussetzung. Ich sehe vier wesentliche 
Anforderungen: kommunikative Stärken, um auf Mitar-
beiter zugehen zu können; Koordinationsgeschick, um 
die Zusammenarbeit mit verschiedenen Abteilungen 
steuern zu können; ein Verständnis von unternehmens
internen Prozessen, um ein effizientes CMS einzurich-
ten; und schließlich: Erfahrung im Unternehmen oder 
mindestens in der Branche sind wichtig, um ein Gefühl 
für das Risikoprofil des Unternehmens entwickeln zu 
können.

Abschließend ein Blick in die Zukunft: Was werden aus Ihrer Sicht die zentralen Diskus-
sionspunkte bei CMS in zehn Jahren sein?
Ich denke, dass es viel stärker um unternehmensindividuelle Konzepte gehen wird. 
Heute folgt man dem Mainstream, weil man um jede Orientierung froh ist. Des Wei-
teren wird man sich um Themen des »Feintunings« zwischen Compliance, Interner 
Revision, Risikomanagement und Rechtsabteilung kümmern – hier wird eine grund-
sätzliche Abstimmung bereits stattgefunden haben.  ‹‹

 

»Ich denke, dass es viel stärker um unter-

nehmensindividuelle Konzepte gehen 

wird. Heute folgt man dem Mainstream, 

weil man um jede Orientierung froh ist.«

Schwerpunkt: Compliance Management 
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Gerd Becht ist seit Oktober 2009 Vorstand 
für Compliance, Datenschutz und Recht 
bei der Deutschen Bahn AG. Unter seinem 
Ressort wird auch die Konzernsicherheit 
geführt. Zuvor hatte er Führungspositionen 
bei der Adam Opel AG, General Motors 
Europe AG und Daimler AG inne.

ZUR PERSON

Interview mit Gerd Becht

» Compliance und das CMS 
müssen als wertschöpfende 
Bestandteile begriffen und 
akzeptiert werden.«

Die Deutsche Bahn AG war eines der ersten Unternehmen, die ein systematisches 
Compliance Management-System (CMS) installiert haben. Gemessen an ihrer Ziel-
setzung: Welchen Reifegrad hat das CMS der Deutschen Bahn erreicht?
CMS folgen oftmals einem Drei-Phasen-Modell. Am Anfang steht immer ein Impuls 
für die Einrichtung eines CMS. Dieser Impuls kann anlassbezogen durch Compliance-
Verstöße entstehen, was häufig mit einer Überreaktion der Organisation verbunden ist, 
oder er resultiert aus der Erkenntnis, dass ein CMS aus verschiedenen Gründen für 
das Unternehmen erforderlich und sinnvoll ist. In der ersten Phase erfolgen die Pro-
blemanalyse und die Durchführung von Ad-hoc-Maßnahmen. In der zweiten Phase 
folgen die sorgfältige und systematische »Remediation« der Schwachstellen sowie 
die Justierung der einzelnen Maßnahmen. Die dritte Phase zeichnet sich durch einen 
eingeschwungenen Zustand aus, in dem die Geschäftsleitung durch ein auf Einhaltung 
der Maßnahmen ausgerichtetes CMS, das tief in der Organisation verwurzelt ist, in 
die Lage versetzt wird, das Unternehmen selbstverständlich »compliant« zu führen. 
Die Bahn befindet sich derzeit im Übergang von Phase 2 auf Phase 3.

Was konkret wird Ihr CMS in der Phase 3 auszeichnen?
Das CMS wird sich in Richtung eines umfassenden Compliance-Steuerungsmodells 
entwickeln, das uns ermöglicht, alle Compliance-Herausforderungen und den Umgang 
hiermit in einem »Dashboard« abzubilden und laufend zu verfolgen, sodass auch dezen-
tral und in der Organisation gemanagte Compliance-Felder – wie etwa der Umwelt-
schutz – mit erfasst werden.

Wo sehen Sie dabei die wesentlichen Herausforde-
rungen?
Wir müssen die Akzeptanz und Bedeutung von Compli-
ance hochhalten, sonst entsteht ein »Sägezahn-Effekt«, 
bei dem die Wahrnehmung zunächst aufgebaut wird, 
dann kontinuierlich abfällt, woraufhin dann wieder gegen-
gesteuert wird usw. Dabei sehe ich zwei wesentliche 
Ansatzpunkte: Zum einen müssen Compliance und das 
CMS als wertschöpfende Bestandteile begriffen und 
akzeptiert werden. Dies erfordert im Übrigen den Einbe-
zug der Compliance-Überlegungen bis in die Unterneh-
mensstrategie schon bei der Festlegung der künftigen 
Geschäftsfelder und der regionalen Märkte. Zum ande-
ren muss das CMS als »entscheidungssichernd« begrif-
fen werden – wir beraten prozessbezogen und führen 
keine personenbezogenen Nachschauen durch; dies ›› 

»Wenn etwa in Zuwendungsrichtlinien 

bis ins Kleinste geregelt ist, welche Form 

von Kaffee bei einer Einladung akzeptiert 

werden darf – Espresso ja, Latte macchi-

ato nein –, ist dies völlig überzogen.«
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ist Aufgabe der Internen Revision. Für Führungskräfte kann unsere Beratung karriere-
fördernd bzw. karrierebewahrend sein.

Zum Beratungsaspekt: Viele Unternehmen berichten von einer Flut von Anfragen 
verunsicherter Mitarbeiter, die sich nicht einmal mehr trauen, eine Tasse Kaffee anzu-
nehmen. Beobachten Sie das auch?
Grundsätzlich wollen wir die Eigenverantwortung fördern, aber die Mitarbeiter verlan-
gen gleichzeitig nach Regeln. Wir müssen darauf achten, dass es dabei nicht zu 
Absurditäten kommt. Wenn etwa in Zuwendungsrichtlinien bis ins Kleinste geregelt 
ist, welche Form von Kaffee bei einer Einladung akzeptiert werden darf – Espresso  
ja, Latte Macchiato nein –, ist dies völlig überzogen und läuft Gefahr, ignoriert zu wer-
den. Besonders Unternehmen, die der Überwachung durch einen »Monitor« unter
stehen, unterliegen einem extremen Darstellungszwang. Bei einer übertriebenen  
»No Tolerance Policy« kann es leicht zur Einschränkung der Handlungsoptionen bis hin 
zur Kündigung kommen, falls ein Mitarbeiter z. B. das vorgeschriebene Wechselinter-
vall für Winterreifen auf dem Dienstwagen nicht strikt einhält.

Wie vermeiden Sie überzogene Vorgaben und übertriebene Reaktionen? Welche Rolle 
spielt die »Wesentlichkeit« von möglichen Compliance-Verstößen?
Wir haben die sogenannte doppelte Verhältnismäßigkeit in der entsprechenden Kon-
zern-Betriebsvereinbarung verankert. Hiernach sind immer die strafrechtliche Rele-
vanz des Handelns und daneben auch die möglichen arbeitsrechtlichen Konsequen-
zen zu beurteilen. Wir unterscheiden dabei auch, ob nur gegen interne Richtlinien 
oder gegen Gesetze bzw. Verordnungen verstoßen wurde und ob schuldhaft gehan-
delt wurde. Straftatbestände sind für uns in jedem Fall wesentlich. Auch beurteilen 
wir, ob Verstöße und Vergehen konzernweite Auswirkungen haben und ob Ansehen 
und Reputation des Unternehmens gefährdet sind.

Für das Verhalten der Mitarbeiter ist neben den Verhaltensrichtlinien der viel beschwo-
rene »Tone from the Top« wichtig. In der aktuellen Diskussion wird dieser zunehmend 
durch das Postulat »Tone from the Middle (Management)« ersetzt. Wie sehen Sie 
diese Diskussion?
Bekanntermaßen sind die Stiegen von oben zu kehren. Ich würde auch weniger vom 
»Tone from the Top«, sondern vom »Tone at the Top« sprechen. Dieser muss sich 
durch die gesamte Organisation ziehen. Jeder, der an der Spitze einer Pyramide steht 
und Führungsverantwortung für andere hat, muss diesen Ton als Vorbild für seine 
Mitarbeiter treffen, also auch das sogenannte »Middle Management«.

Richtlinien und Vorbildverhalten prägen die Compliance-Kultur eines Unternehmens. 
Wie messen Sie bei der Bahn die Compliance-Kultur und ihre Entwicklung?
Zunächst: Ich halte nichts von einer Messung, die sich in engen individuellen Ziel
vorgaben, wie z. B. »zehn Ansprachen im Geschäftsjahr, die das Thema Compliance 
adressieren«, ausdrücken. Wichtiger ist, wie Compliance im Alltag gelebt wird. Die 
Bahn führt derzeit eine Mitarbeiterbefragung durch, bei der alle deutschen Mitarbei-
ter zu ihrer Einschätzung bezüglich Transparenz, Verantwortlichkeit, Verlässlichkeit, 
Vertrauen und generell der Zufriedenheit mit Führungskräften befragt werden. Dies 
sind wesentliche Kulturelemente und Grundvoraussetzungen für bewusste Com
pliance. Daneben prüfen wir momentan, inwieweit sich Kontakte zum Compliance-
Bereich von Hinweisen auf Fehlverhalten hin zu Anfragen für Beratung verschieben. 
Dies kann gemeinsam mit der Qualität der Compliance-Beratung ein Indikator für die 
Entwicklung der Compliance-Kultur sein.

Schwerpunkt: Compliance Management 
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Viele der im Zusammenhang mit Compliance genannten Beispiele betreffen das Ta-
gesgeschäft, wie etwa der eben angeführte »Latte macchiato«. Welche Rolle spielt 
die Compliance-Kultur bei großen geschäftlichen Entscheidungen der Bahn? Welche 
Rolle nimmt der Aufsichtsrat ein?
Wir haben uns, etwa nach der systematischen Beurteilung der länder- und geschäfts-
feldbezogenen Risiken, konsequent aus bestimmten Ländern zurückgezogen. Dies 
ist eine geschäftspolitische Entscheidung, die der Vorstand im Rahmen seiner eigen-
verantwortlichen Leitung zu treffen hat und die vom Aufsichtsrat mitgetragen wird. Im 
Übrigen ist das Bekenntnis zur Compliance auch an der Schaffung des entsprechen-
den Vorstandsressorts durch den Aufsichtsrat mit Anteilseigner- und Belegschafts-
vertretern abzulesen. Hierdurch ist eine ständige Berichterstattung in Compliance-
Angelegenheiten an den Aufsichtsrat gegeben. Der Aufsichtsrat unterhält ferner 
einen thematisch erweiterten Prüfungs- und Compliance-Ausschuss. Eine Nach
rangigkeit des Compliance-Ressorts würde die Wahrnehmbarkeit und das Gewicht 
dieser Aufgabe reduzieren.

Die Compliance-Organisationen großer Unternehmen werden oftmals als »überbor-
dend« kritisiert. Können Sie diese Kritik nachvollziehen? Wo sehen Sie Einsparpoten-
ziale?
Vielfach betrifft dies Unternehmen, die entsprechende Vorfälle hatten, umfangreiche 
Defizite der Vergangenheit aufarbeiten mussten und die gegebenenfalls zusätzlich 
einem externen Monitor unterstellt sind. Hier konnte man offensichtlich nur mit einer 
sehr großzügig geschnittenen Compliance-Organisation Schlimmeres für das Unter-
nehmen abwenden. Grundsätzlich gilt, dass eine stärkere Risikoorientierung und eine 
»Normalisierung« der Maßnahmen Einsparpotenziale bieten. In meiner »Phase 3« 
stellt die Compliance-Organisation noch die Grundversorgung sicher und konsolidiert 
die entsprechenden Maßnahmen und ihre Erfolgswirkung in einem »Dashboard«. 
Die Maßnahmen sind – wie die Compliance-Kultur – in den operativen Bereichen 
verankert.

Bei zahlreichen Unternehmen sind das Finanz- und das Rechtsres-
sort sowie Compliance bei ein und demselben Geschäftsleitungs-
mitglied angesiedelt, ebenso die Verfolgung und Sanktionierung 
von Verstößen. Wie beurteilen Sie diese fehlende Aufgabentren-
nung?
Das kommt ganz auf die persönliche Qualifikation und Fähigkeit  
im Umgang mit Interessenkonflikten an. Manchmal ist der Finanz-
vorstand auch ein guter Sachwalter für Compliance-Fragen. Dann 
dürfen diese Ressorts auch kombinierbar sein; für mögliche Inte
ressenkonflikte bedeutet das: Es kann in Konfliktfällen nur eine digi-
tale Entscheidung zugunsten der Compliance geben, auch wenn 
dadurch Finanzpläne nicht erreicht werden können.

Vom Vorstandsressort zu den Ausführenden: Wie sieht ein ideales Qualifikationsprofil 
für den Compliance Officer aus? Welche Qualifikationen muss er / sie mitbringen? 
Muss er / sie Jurist /-in sein?
Ein Compliance Officer muss kein Jurist sein, aber zwingend normative Beurtei-
lungs- und Entscheidungsfähigkeiten mitbringen. Daneben müssen Empathie sowie 
Geschäftskenntnis für die Akzeptanz und die Risikobeurteilung vorhanden sein. Ins-
gesamt muss ein Compliance Officer eine stabile Persönlichkeit sein; technische und 
fachliche Fertigkeiten alleine reichen nicht.  ‹‹

»Manchmal ist der  

Finanzvorstand auch  

ein guter Sachwalter  

für Compliance-Fragen.«

»Compliance und das CMS müssen als wertschöpfende Bestandteile begriffen und akzeptiert werden.«
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Dr. Thomas Münzenberg ist Partner 
in der Anwaltssozietät Dr. Booz &
Dr. Münzenberg, Wiesbaden. Er ist im 
Bereich des Wirtschafts- und Organ-
haftungsrechts tätig und betreut foren-
sisch, beratend und im Bereich von 
Fortbildungsmaßnahmen Unternehmen 
sowie deren Organe und leitende An-
gestellte. Als Mitglied des Arbeitskreises 
Externe und Interne Überwachung der 
Unternehmung der Schmalenbach-
Gesellschaft veröffentlicht er regelmäßig 
Fachbeiträge zu den Bereichen seiner 
beruflichen Betätigung. 

Dr. Frank Hülsberg ist Partner der KPMG 
AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft. 
Er leitet den Bereich Forensic und berät 
Unternehmen u. a. beim Aufbau von 
Compliance Management-Systemen. Als 
Mitglied des Arbeitskreises Externe 
und Interne Überwachung der Unterneh-
mung der Schmalenbach-Gesellschaft 
sowie des IDW-Arbeitskreises zur Prü-
fung von Compliance Management-
Systemen (PS 980) beschäftigt er sich – 
neben der praktischen Umsetzung – 
regel mäßig mit betriebswirtschaftlichen 
Aspekten des Themas.

ZUR DEN PERSONEN

1 So auch Arbeitskreis Externe und Interne Überwa-
chung der Unternehmung der Schmalenbach-Gesell-
schaft für Betriebswirtschaft e.V. (AKEIÜ), DB 2010, 
S. 1509 f.

2 BGBl. I 2011, S. 3116 ff.: Diese Verordnung enthält 
recht weitreichende Festlegungen der Sachkunde des 
erforderlichen Compliance-Beauftragten, die die 
entsprechende Personalauswahl des Unternehmens 
in erheblichem Umfang einschränkt. 

Begriffsbestimmung
Angesichts der unterschiedlichen Definitionen des Begriffs »Compliance Manage-
ment-System« soll zunächst klargestellt werden, wie dieser in dem vorliegenden 
 Beitrag verstanden wird. Als Compliance Management-System (CMS) betrachten 
die Verfasser eine im Unternehmen eingerichtete und mit eigener Personal- und 
Sachausstattung versehene ständige Funktion / Abteilung des Unternehmens zur 
 Sicherung eines nachhaltigen und regelkonformen Marktzugangs. Ein derartiges Sys-
tem wird durch die Gesamtheit aller organisatorischen Strukturen und systematisch 
aufeinander bezogenen Maßnahmen zur effektiven und effizienten Aufdeckung und 
Prävention von Gesetzes- und Regelverstößen sowie durch die Vorkehrungen eines 
Unternehmens zur Sicherstellung der Integrität der Unternehmens-, Führungs- und 
Geschäftskultur gekennzeichnet.1 

Nationale Regelungen
In der Bundesrepublik Deutschland existieren für bestimmte Branchen – allerdings 
mit zunehmender Tendenz – spezialgesetzliche Regelungen zur Einführung von CMS. 
Dort, wo dies der Fall ist, lassen sich entsprechende Rechtspflichten sowohl hinsicht-
lich des »Ob« als auch bezüglich des »Wie« eines derartigen Systems aus der gesetz-
lichen Grundlage ablesen (vgl. z. B. § 33 WpHG in Verbindung mit der jüngst erlas-
senen Verordnung über den Einsatz von Mitarbeitern in der Anlageberatung als 
Vertriebsbeauftragte oder als Compliance-Beauftragte vom 21.11.2011 2, § 25 a KWG, 
§ 52 a Abs. 2 BImSchG, § 53 Abs. 2 KrW- / AbfG, § 14 Abs. 2 GwG und § 64 a VAG in 
Verbindung mit der EG-Rahmenrichtlinie Solvency II, die zum 1.1.2013 in Kraft treten 
soll). Im Bereich der Pharmaindustrie, in der derartige spezialgesetzliche Rechts-
grundlagen nicht vorhanden sind, ergeben sich Rechtspflichten zur Einführung eines 
CMS über die Zugehörigkeit zu dem Verband der Diagnostica-Industrie (VDGH) oder 
dem Verein zur freiwilligen Selbstkontrolle der Arzneimittelindustrie (FSA). Beide 

Gibt es Rechtspfl ichten zur 
Einrichtung eines Compliance 
Management-Systems im 
Unternehmen?
Nationale und internationale Regelungen

Dr. Thomas Münzenberg, Dr. Frank Hülsberg

Die fortschreitende und durch § 107 Abs. 3 AktG in der Fassung des Bilanz-
rechtsmodernisierungsgesetzes (BilMoG) erneut angestoßene Diskussion um 
die Einführung von Compliance Management-Systemen in Unternehmen 
macht es erforderlich, dass sich Vorstand und Aufsichtsrat der Aktiengesell-
schaft in regelmäßigen Abständen über die Frage informieren, ob sich – auf 
der Basis nationaler oder internationaler Rechtsgrundlagen – entsprechende 
Rechtspflichten ergeben. Der nachfolgende Beitrag soll dazu dienen, den Ein-
stieg in die Beantwortung dieser Frage zu erleichtern. 
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3	 Schneider, ZIP 2003, S. 645 ff. 

4	 Die Compliance-Diskussion ist in juristischen Fachkrei-
sen noch nicht abgeschlossen. Gerade hieraus  
ergibt sich die Verpflichtung von Vorstand und Auf-
sichtsrat, den sich jeweils entwickelnden Meinungs-
stand aufmerksam zu beobachten.

5	 Vgl. z. B. Cauers / Haas / Jakob / Kremer / Schartmann /
Welp, DB 2008, S. 2717 ff.

6	 So auch Schaefer / Baumann, NJW 2011, S. 3601 ff.; 
AKEIÜ, a. a. O., S. 1511 ff., jeweils m. w. N. 

7	 Sieg / Zeidler, in: Hauschka, Corporate Compliance, 
2010, S. 45 ff. m. w. N. 
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haben in § 26 Abs. 1 des VDGH-Kodex bzw. in § 28 Abs. 1 des FSA-Kodex entspre-
chende Regelungen aufgenommen. 

Außerhalb dieser spezialgesetzlichen bzw. über die jeweilige Verbandszugehörigkeit 
geregelten dezidierten Vorgaben existiert keine gesondert geregelte Rechtspflicht 
zur Einführung von CMS für Unternehmen anderer Branchen. In Erweiterung dieser 
spezialgesetzlichen Grundlagen wird in der juristischen Fachliteratur allerdings verein-
zelt die Auffassung vertreten, dass aus derartigen Vorschriften allgemein eine spezi
fische Pflichten- und Organisationsstruktur für alle Unternehmen im Sinne einer all
gemeinen Rechtspflicht zur Errichtung einer Compliance-Organisation abgeleitet 
werden könne. 3 Dies ist jedoch abzulehnen. Obwohl es noch keine einschlägige 
Rechtsprechung gibt, ist mit der in juristischen Fachkreisen überwiegend vertretenen 
Auffassung zurzeit4 von folgendem Meinungsstand auszugehen:

Dieses Ergebnis ist nur auf den ersten Blick überraschend. Sowohl in der Rechtspre-
chung als auch in der juristischen Fachliteratur ist seit Langem anerkannt, dass auch 
und gerade die im Zusammenhang mit der Compliance-Problematik interessierenden 
Überwachungspflichten von Vorstand und Aufsichtsrat einer Einzelfallbetrachtung 
unterliegen und demzufolge statische Überwachungsvorgaben nicht vorgeschrieben 
werden können.7 Folglich muss daher der Vorstand der Aktiengesellschaft darüber 
entscheiden, ob er selbst den regel- und rechtskonformen Auftritt des Unternehmens 
gewährleisten kann oder ob er hierzu eine Organisation benötigt, an die diese Aufgabe 
delegiert werden soll. Erst wenn der Vorstand unter Heranziehung aller einschlägigen 
Informationen und Risiken zu der Auffassung gelangt, dass er eine solche Organi-  ›› 

In Deutschland gibt es keine dezidierte Rechtsgrundlage, die eine allgemeine 
Rechtspflicht zur Implementierung eines CMS für jedes Unternehmen begrün-
det. Zwar wird die Sicherstellung eines rechts- und regelkonformen Handelns 
des Unternehmens als zentrale Aufgabe der ersten Führungsebene des Unter-
nehmens, also des Vorstands der Aktiengesellschaft, bezeichnet.5 Aber selbst 
die Regelungen in § 76 Abs. 1 AktG (Leitung der Aktiengesellschaft durch den 
Vorstand), § 91 Abs. 2 AktG (Risikofrüherkennungssystem), § 93 Abs. 1 Satz 2 
AktG (Business Judgement Rule), § 161 AktG in Verbindung mit dem Deutschen 
Corporate Governance Kodex (DCGK) oder in § 130 OWiG (sogenannter Compli-
ance-Bußgeldtatbestand) legen die erste Führungsebene des Unternehmens 
nicht fest, wie diese zentrale Aufgabe zu gewährleisten ist. Mit anderen Worten: 
Die Zielvorstellung, also der gesetzes- und regelkonforme Auftritt des Unterneh-
mens, ist gesetzlich festgelegt worden. Der Weg zur Erreichung dieses Ziels 
dagegen unterliegt unternehmerischem Ermessen, sodass nicht zwangsläufig 
die Implementierung eines CMS für jedes Unternehmen geboten ist.6 
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sation benötigt, muss er sich Gedanken über die Implementierung eines CMS im Unter
nehmen machen. De facto führt dies dazu, dass in größeren, komplex organisierten 
Unternehmen trotz fehlender, für jedes Unternehmen allgemein gültiger Rechts-
grundlagen die Implementierung eines derartigen Systems notwendig sein wird. Zu 
diesem Ergebnis trägt sicherlich auch die unter Berücksichtigung der einschlägigen 
Gesetzgebung und Rechtsprechung zunehmende Verschärfung der Organhaftung 
bei, zumal Sorgfaltspflichtverstöße in diesem Zusammenhang mittlerweile sogar 
unter dem Gesichtspunkt des Untreuetatbestands (§ 266 StGB) diskutiert werden.8

Internationale Regelungen
Einige internationale Rechtsordnungen geben den Einsatz eines CMS und dessen 
inhaltliche Ausgestaltung konkret vor. Zu nennen sind hier insbesondere der US-
amerikanische Foreign Corrupt Practices Act (FCPA) und der britische UK Bribery  
Act 2010 (UKBA). Weiterhin enthält ein weniger bekanntes europäisches Regelwerk, 
das italienische gesetzesvertretende Dekret 231 / 2001 (GvD 231) mit ebenfalls 
internationaler Geltung, detaillierte Vorgaben für die Implementierung eines CMS in 
Unternehmen. 

Der amerikanische FCPA9 konstituiert das Verbot der Bestechung ausländischer Amts-
träger und ist in seiner Anwendbarkeit weder auf das US-amerikanische Bundesgebiet 
noch auf US-amerikanische Unternehmen beschränkt. Vielmehr kann bei der Beste-
chung von ausländischen Amtsträgern bereits ein irgendwie gearteter Bezug zu den 
USA eine zivil- oder strafrechtliche Verfolgung durch US-Behörden nach sich ziehen 
und drastische Strafen sowohl für natürliche als auch juristische Personen zur Folge 
haben.10 Die Pflicht zur Einsetzung eines CMS ist in jenem Gesetz selbst nicht gere-
gelt, jedoch hat die United States Sentencing Commission Richtlinien zur Strafzu
messung bei Verfahren vor US-Bundesgerichten erlassen – die sogenannten United 
States Federal Sentencing Guidelines (USSG)11, welche die Gerichte regelmäßig be-
rücksichtigen.12 Chapter 8 der USSG behandelt die Strafbarkeit von Unternehmen. 
Hiernach kann für ein Unternehmen strafmildernd berücksichtigt werden, wenn die-
ses ein sogenanntes »Effective Compliance and Ethics Program« nach den Vorgaben 
des USSG eingerichtet hat. 

Die USSG enthalten auch relativ konkrete Vorgaben hinsichtlich der Gestaltung eines 
CMS. Ein solches System muss sieben wesentliche Bestandteile haben: 
1.	Verhaltensstandards und Richtlinien zur Vermeidung krimineller Handlungen im 

Unternehmen
2.	Verankerung dieser Standards in Organisationskultur und Führungsebene
3.	Sicherstellung gewisser Mindestanforderungen an Führungskräfte (zum Beispiel 

durch Integrity Due Diligences)
4.	Effektive Kommunikation und Schulung der Compliance-Standards
5.	Überwachung der Einhaltung der Standards (etwa durch Whistleblowing- 

Systeme)
6.	Sanktionierung von Verstößen
7.	Ständige Überprüfung und gegebenenfalls Anpassung der Compliance-Regeln

Ist ein entsprechendes System im Unternehmen eingerichtet, so hat dies nicht nur zur 
Folge, dass im Fall eines Verstoßes gegen den FCPA eine Strafe gemildert werden 
kann, sondern dass es oftmals bereits gar nicht erst zur Einleitung eines Verfahrens 
gegen das Unternehmen kommt.13

Auch im Vereinigten Königreich wurde im Jahr 2010 mit dem UK Bribery Act 14 ein 
Gesetz verabschiedet, welches Korruptionsstraftaten einschließlich Schmiergeldzah-
lungen unter Strafe stellt. Betroffen sind natürliche und juristische Personen, soweit 

8	 Vgl. hierzu Michalke, StV 2011, S. 245 ff. 

9	 Foreign Corrupt Practices Act of 1977 (15 U. S. C. 
§§ 78dd-1, ff.).

10	 Für einen Überblick hierzu vgl. Cohen / Holland, CCZ 
2008, S. 7 ff.

11	 Die aktuelle Version der USSG kann abgerufen wer-
den unter: http://www.ussc.gov/guidelines/2011_ 
Guidelines/index.cfm.

12	 Die USSG wurden im Jahr 2005 in Teilen für unverein-
bar mit der Verfassung erklärt, jedoch richten sich  
die US-Gerichte in der Praxis weiterhin nach den ent-
haltenen Vorschriften im Sinne unverbindlicher  
Leitsätze, vgl. Engelhart, NZG 2011, S. 126 f.

13	 Vgl. Withus, CCZ 2011, S. 63 ff.

14	 Abrufbar unter: http://www.legislation.gov.uk/ 
ukpga/2010/23/contents.
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Gibt es Rechtspflichten zur Einrichtung eines Compliance Management-Systems im Unternehmen?

diese einen geschäftlichen Bezug zu Großbritannien haben oder hatten, womit auch 
deutsche Unternehmen oftmals in den Anwendungsbereich des UKBA fallen. Uner-
heblich ist, wo korrupt gehandelt wird – also auch außerhalb des Vereinigten König-
reichs.15 Section 7(2) des UKBA sieht jedoch vor, dass ein Unternehmen straffrei blei-
ben kann, wenn es sogenannte Adequate Procedures zur Prävention gegen Straftaten 
eingeführt hat und dies belegen kann. Allerdings enthält das Gesetz selbst keine Defini-
tion, was unter diesen Adequate Procedures im Einzelnen zu verstehen ist. 

Daher ist auf Grundlage von Section 9(1) UKBA vom britischen Ministry of Justice eine 
amtliche Auslegungsrichtlinie (Guidance)16 veröffentlicht worden, welche die unbe-
stimmten Rechtsbegriffe des UKBA und insbesondere den Begriff der »Adequate 
Procedures« präzisiert. Demnach muss sich die Compliance-Organisation eines Un-
ternehmens insbesondere an den folgenden sechs Prinzipien messen lassen, um als 
Adequate Procedures im Sinne des UKBA gelten zu können: 
1.	Verhältnismäßigkeit der Maßnahmen (Proportionate Procedures) 
2.	Selbstverpflichtung des obersten Managements (Top-level Commitment)
3.	Risikobewertung (Risk Assessment; u. a. Berücksichtigung von Länder-  

und Branchenrisiken)
4.	Integritätsprüfungen (Due Diligence; bezogen auf Associated Persons  

[u. a. Lieferanten, Vermittler])
5.	Schulungen und Kommunikation (Communication; mit Hinweis auf den  

Kommunikationskanal Whistleblowing-Hotline)
6.	Ständige Überwachung und Überprüfung der Richtlinien (Monitoring and  

Review)

Weitgehend unbekannt, aber inhaltlich noch umfassender ist das italienische ge
setzesvertretende Dekret 231 / 2001 (GvD 231).17 Gemäß Art. 5 GvD 231 kann das 
Unternehmen selbst mit empfindlichen Strafen belegt werden, wenn sich für dieses 
Unternehmen handelnde Personen eines Vergehens im Interesse oder zum Vorteil 
des Unternehmens schuldig machen. Die möglichen Vergehen ergeben sich aus 
einer Liste mit über 100 Delikten – von Datenschutz und Steuerhinterziehung bis hin 
zu Umweltstraftaten. Auch hier können unter bestimmten Voraussetzungen Gesell-
schaften außerhalb Italiens für Vergehen ihrer italienischen Tochtergesellschaften 
haftbar gemacht werden, was beispielsweise durch Wettbewerbsverbote oder 
Lizenzentzüge sanktioniert werden kann. Freilich können betroffene Unternehmen 
aber auch im Anwendungsbereich des GvD 231 enthaften, indem sie nachweisen, 
dass sie bereits vor einem begangenen Gesetzesverstoß ein »Organisationsmodell« 
eingeführt haben, welches den Anforderungen des GvD 231 entspricht. Die jeweili-
gen Voraussetzungen für ein solches »Organisationsmodell« sind in Art. 6 GvD 231 
geregelt. Die Rahmenvorgaben ähneln denen der USSG und des UKBA. Eine Prä
zisierung liegt in der konkreten Adressierung von Präventionsmaßnahmen für das 
Finanzmanagement eines Unternehmens sowie in der Einsetzung eines unabhängi-
gen Kontrollorgans (»Organismo di Vigilanza«).

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass einige internationale Rechtsordnungen 
einen Rahmen für CMS gesteckt haben. Insofern ist bei der Einrichtung eines CMS 
stets zu prüfen, ob deren Anforderungen mit erfüllt und ausreichend dokumentiert 
sind.  ‹‹

15	 Zu den möglichen Anwendungsfällen vgl. Deister /
Geier / Rew, CCZ 2011, S. 3.

16	 Die Guidance zum UKBA ist abrufbar unter:  
http://www.justice.gov.uk/downloads/legislation/ 
bribery-act-2010-guidance.pdf. 

17	 Decreto legislativo 231 / 2001 »Disciplina della respon-
sabilita’ amministrativa delle persone giuridiche, delle 
societa’ e delle associazioni anche prive di personalita’ 
giuridica, a norma dell’articolo 11 della legge 29 settem-
bre 2000, n. 300«, abrufbar unter: http://www.camera.
it/parlam/leggi/deleghe/01231dl.htm (in italienischer 
Sprache).
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Der neue Prüfungsstandard 
IDW PS 980: »Keine bloße 
Pflichtübung.«

Interview mit Dr. Erhard Schipporeit

Herr Schipporeit, welche Gründe sprechen aus Ihrer Sicht dafür, eine Prüfung des 
Compliance Management-Systems (CMS) nach IDW PS 980 durchführen zu lassen? 
Wie beurteilen Sie die mögliche »Enthaftungswirkung« der Prüfung für Vorstände und 
Aufsichtsräte? 
Ich begrüße sehr, dass die vielfältigen Ansätze zur Beurteilung von CMS nunmehr 
in einem Prüfungsstandard gebündelt sind. Das schafft Klarheit und Orientierung. 
Compliance ist aber ein weites Feld und das Audit Committee begibt sich dabei nicht 
selten auf »unwegsames« Gelände. Je nach individueller Unternehmenssituation 
kann sich deshalb eine flankierende Prüfung durch einen externen Dienstleister 
 anbieten, um zu einem hinreichend abgesicherten Urteil über die Wirksamkeit 
des CMS zu kommen. Der neue Prüfungsstandard ebnet hierfür einen abgestuften 
Weg, der sich flexibel an die jeweiligen Anforderungen des Unternehmens anpassen 
lässt. Dabei steht weniger der formale Weg der Enthaftung durch eine Art »Persil-
schein« im Vordergrund. Bestimmend ist vielmehr das berechtigte Anliegen, das 
 eigene  Urteil über diesen besonders sensiblen Bereich durch neutrale Experten ab-
zusichern.

Was erwarten Sie in Ihrer Rolle als Mitglied des Aufsichtsrats von einer solchen 
Prüfung? 
Die CMS-Prüfung darf nicht eine bloße Pflichtübung werden, die von der Organisation 
des Unternehmens als lästiger bürokratischer Ballast empfunden wird. Gerade der 
mehrstufige Prüfungsansatz nach IDW PS 980 erlaubt eine pragmatische Vorgehens-
weise. So erwarte ich, dass in eine Prüfung der Konzeption und Angemessenheit durch 
Externe deren Best Practice-Erfahrungen einfließen, ohne aber unternehmens- oder 
branchenspezifische Besonderheiten unberücksichtigt zu lassen. Daraus dürften sich 
nützliche Erkenntnisse zu möglichen Schwachstellen und Effizienzverbesserungen 
ergeben, die wiederum der Wirksamkeit zugutekommen. Man muss das Rad ja nicht 
immer neu erfinden. Nur wenn die Organisation diesen Nutzen erkennt, führt die Prü-
fung des CMS letztlich zu einem guten Resultat im Sinne einer Investition.

Halten Sie eine jährliche Durchführung der PS 980-Prüfung für sinnvoll?
Eine jährliche Vollprüfung des CMS halte ich nicht für sinnvoll. Damit 
würde die CMS-Prüfung tatsächlich zu einer Pflichtübung degenerie-
ren. Außerdem ist eine Prüfung mit einem nicht unerheblichen inter-
nen Aufwand verbunden. Mögliche Ansätze sind, die Prüfung im Ab-
stand von mehreren Jahren zu wiederholen oder sich von Jahr zu Jahr 
auf andere Schwerpunkte zu konzentrieren. Wichtig erscheint mir zu-
dem, dass sich das CMS nicht zu einer Art interner Staatsanwaltschaft 
ohne Bindung an das Geschäft entwickelt, sondern dass es möglichst 

Dr. Erhard Schipporeit ist Vorsitzender 
des Prüfungsausschusses im Aufsichts-
rat der SAP AG und Mitglied in weiteren 
Aufsichtsräten. Zuvor war er u. a. Finanz-
vorstand der E.ON AG. 
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weitgehend in die operativen Abläufe integriert wird. Mehr Prävention heißt weniger 
Investigation! Dabei kommt es entscheidend auf den »Tone from the Top« an. Com-
pliance muss als fester Bestandteil der Führungskultur gelebt werden.

Der Standard ermöglicht eine relativ flexible Gestaltung der Prüfung hinsichtlich des 
Umfangs und der Tiefe. So gibt es drei Stufen (Konzeptionsprüfung, Angemessen-
heitsprüfung, Wirksamkeitsprüfung) und darüber hinaus kann die Prüfung auch auf 
bestimmte Prozesse oder Regionen beschränkt werden. Welche Vorgehensweise ist 
aus Ihrer Sicht empfehlenswert?
Ich halte sowohl eine Fokussierung auf die für das jeweilige Unternehmen und dessen 
Branche kritischen Compliance-Themen als auch ein stufenweises Vorgehen für 
sachgerecht. Wenn ich schon in der Konzeption Schwächen erkenne, macht eine 
gleichzeitige Wirksamkeitsprüfung wenig Sinn. Erst wenn zur Konzeption und Ange-
messenheit belastbare Prüfungserkenntnisse vorliegen und entsprechende Anpas-
sungen im CMS umgesetzt sind, sollte der Wirksamkeits-Check folgen. Dabei muss 
unternehmensindividuell entschieden werden, ob der Weg einer Vollprüfung 
eingeschlagen wird oder ob man sich auf bestimmte Prozesse und 
Regionen konzentriert, die besondere Compliance-Risiken ber-
gen. Sowohl aus Effizienzgründen als auch um die Organisa-
tion nicht zu überfordern und das notwendige »Buy-in« der 
Beteiligten zu erreichen, würde ich eine Fokussierung auf 
kritische Bereiche vorziehen.

Für welche Teilbereiche des CMS halten Sie eine Prü-
fung für besonders wichtig und weshalb?
Die kritischen Themen sind überwiegend sehr unter-
nehmensspezifisch. Die klassischen regulatorischen The-
menkomplexe wie Korruptionsverbot und Kartellrecht, 
aber auch die Funktionsfähigkeit des Whistleblowing-Sys-
tems dürften bei vielen Unternehmen zu den typischen Com-
pliance-Themen zählen. In regionaler Hinsicht dürften bei 
einem international tätigen Konzern vielfach vor allem kor-
ruptionsanfällige Schwellenländer zu den Fokusregionen 
gehören. Hinzu kommen häufig Länder, in denen sich 
das Unternehmen in den Vorjahren mit Compliance-
Themen befassen musste.

Sollte die Prüfung aus Ihrer Sicht durch externe Dienst-
leister oder »interne Kräfte« durchgeführt werden? Ist 
eine Kombination aus internen und externen Ressourcen 
sinnvoll?
Wenn man sich für die Einschaltung externer Dienstleister 
entscheidet, sollten diese schon aus Kostengründen auch 
auf interne Ressourcen zurückgreifen. Das gilt weniger 
für die Prüfung der Konzep tion und Angemessenheit, 
da hier das Unternehmen von Best Practice-Erfahrun-
gen des Externen aus anderen Organisationen profitie-
ren sollte. Es gilt aber ganz sicher für die Wirksamkeits-
prüfung, bei der besonders die Erkenntnisse der Internen 
Revision eine unverzichtbare Quelle darstellen. Je verläss-
licher diese ist, desto stärker kann sich der Externe bei zu-
künftigen CMS-Prüfungen auf Stichproben konzentrieren. ››

Der neue Prüfungsstandard IDW PS 980: »Keine bloße Pfl ichtübung.«
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Welche Bereiche des CMS bereiten aus Ihrer Sicht bei der Prüfung die größten 
Schwierigkeiten?
Abschließende Erfahrungen liegen mir noch nicht vor. Aber ich habe den Eindruck, 
dass weniger die kritischen Prozesse Schwierigkeiten bereiten. Mehr Probleme sind 
vermutlich bei CMS-Prüfungen in »sensitiven« Regionen zu erwarten, da hier die 
Compliance-Kultur der Konzernmutter nicht immer gleichermaßen gelebt wird. Das 
gilt sicher auch für akquirierte Unternehmen, bei denen für Compliance bisher andere 
Regeln gegolten haben.

Konnten Sie bereits Schwachstellen des IDW PS 980 
ausmachen? Wenn ja, welche Änderungen oder Ergän-
zungen würden Sie sich wünschen?
Für eine Schwachstellendiskussion ist es meines Er-
achtens noch zu früh. Zunächst einmal sollten hinrei-
chend viele CMS-Prüfungen abgeschlossen werden. 
Erst auf dieser Basis kann eine fundierte Manöverkritik 
folgen. Sie sollte am besten durch das IDW als Standard-
setzer organisiert werden und danach gegebenenfalls 
zu Modifikationen des Standards führen. Wünschens-
wert wäre aber in jedem Fall eine Globalisierung des 
Prüfungsstandards, um eine länderübergreifend gleiche 
Vorgehensweise zu erreichen.

Welche kritischen Erfolgsfaktoren sehen Sie für eine effiziente Prüfungsdurchführung? 
Welche Anforderungen stellen Sie als Vorsitzender des Audit Committee an die Be-
richterstattung des Prüfers?
Eine effiziente CMS-Prüfung setzt meines Erachtens – wie schon gesagt – ein stufen-
weises Vorgehen voraus. Andernfalls sind Umwege, Verzögerungen und Redundanzen 
zu befürchten. Für das Audit Committee und insbesondere dessen Vorsitzenden ist 
es wichtig, regelmäßig über den Fortgang – auch über auftretende Probleme – unter-
richtet zu werden. Nach Abschluss der einzelnen Stufen ist jeweils ein ausführlicher 
Bericht des Prüfers an das Audit Committee erforderlich; nur in begründeten Ausnah-
mefällen auch ohne den Vorstand. Ziel muss es letztlich sein, dass der Bericht beste-
hende Schwachstellen klar anspricht. Insgesamt kann das Audit Committee damit 
seine Überwachungsaufgabe noch qualifizierter erfüllen.  ‹‹

Das Interview wurde geführt von Matthias Vogler.

»Für eine Schwachstellendiskussion  

ist es meines Erachtens noch zu früh.  

Zunächst einmal sollten hinreichend viele 

CMS-Prüfungen abgeschlossen werden.«
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Healthcare Compliance 
Gesund durch Transparenz

Michael Volz 

Compliance im Pharmasektor wird sehr stark getrieben durch gesetzliche An-
forderungen an die Herstellung und den Vertrieb von Arzneimitteln. Zuneh-
mend bestimmen aber auch selbstregulierende Maßnahmen der Industrie das 
Geschehen. Durch Verbandskodizes entstehen Best Practice-Anforderungen, 
denen sich kein Pharmaunternehmen mehr entziehen kann. Der jüngste Trend: 
Transparenz und Offenlegung von Zahlungen an die im Gesundheitswesen 
engagierten Partner.

Compliance in der Pharmaindustrie
Kaum ein Markt ist derart reguliert wie der Pharmamarkt. Dies birgt die Fragestellun-
gen, wie die Compliance in Pharmaunternehmen zu definieren ist und welche Aus-
wirkungen diese umfassende Regulierung auf die Compliance hat. 

Neben den klassischen Compliance-Themen wie Korruption und Kartellrecht treten 
bei Pharmaunternehmen zusätzlich spezielle Vorgaben rund um die Beziehungen der 
Industrie zu Vertretern des Gesundheitswesens in den Vordergrund und prägen die 
operative Compliance maßgeblich. Healthcare Compliance dreht sich zunächst im 
Wesentlichen um die Frage, wie eine unzulässige Beeinflussung der Heilberufe – also 
Ärzteschaft und Pflegepersonal, aber neuerdings auch der Krankenkassen – durch 
Pharmaunternehmen verhindert werden kann. Im weitesten Sinne geht es also um 
die Vermeidung von Korruption und unlauterem Wettbewerb. Finanzielle Unterstüt-
zung von Kongressreisen oder Essenseinladungen gehören genauso zum Tagesge-
schäft der Compliance-Organisation wie die Compliance-gerechte Gestaltung der 
Zusammenarbeit zwischen Pharmaindustrie und Ärzten, deren wissenschaftlicher 
Sachverstand für die Entwicklung und Positionierung, aber auch für die kontinuierliche 
Beobachtung der Wirkung von Arzneimitteln im Gesundheitsmarkt unverzichtbar ist. 
Hier befindet sich die Pharmaindustrie auf einer Gratwanderung: Einerseits ist es wün-
schenswert, dass diese Zusammenarbeit funktioniert und die Arzneimittelforschung 
und Ärztefortbildung durch finanzielle Mittel unterstützt werden. Ohne private Förde-
rung geht dies nicht und so leisten die forschenden Arzneimittelhersteller einen wich-
tigen Beitrag zur Bekämpfung von Krankheiten und zur Optimierung von Gesund-
heitstherapien. Andererseits werden unternehmensseitige Aktivitäten mit Vertretern 
der Heilberufe kritisch beäugt, da theoretisch bei finanzieller Unterstützung von Kon-
gressteilnahmen oder bei Honorarvereinbarungen für Beratungs- oder Vortragsleis-
tungen jeder zu viel gezahlte Euro den Tatbestand der Vorteilsgewährung oder der 
Bestechung erfüllen kann. 

Bei einer weiten Auslegung des Begriffs Healthcare Compliance müssten Compliance-
Organisationen theoretisch auch die Einhaltung regulatorischer Anforderungen an die 
Herstellung und den Vertrieb von Arzneimitteln im Blick behalten. Sie hätten folglich 
eine Überwachungsfunktion im Bereich der Aufsetzung präklinischer und klinischer 
Studien oder würden sich mit Zulassungsvoraussetzungen und Herstellungsvor-
schriften beschäftigen. Es gibt in den USA Tendenzen, den Verantwortungsbereich ›› 

Michael Volz ist Rechtsanwalt und 
Attorney-at-Law (New York) und seit 1998 
bei der Merck KGaA tätig. Er übt seit 
2002 die Funktion des Group Compliance 
Officers aus. Michael Volz ist Mitheraus-
geber der beim Beck-Verlag erscheinenden 
»Corporate Compliance Zeitschrift« 
(CCZ), Autor von Fachbei trägen und hält 
Fach vorträge zum Thema Compliance.
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der Compliance Officer auf dieses Themenspektrum auszudehnen. Hintergrund ist die 
Überlegung, dass die Nichteinhaltung regulatorischer Vorgaben erhebliches Gefähr-
dungs- und Schadenspotenzial für den Patienten bedeutet und Fehlverhalten in diesem 
Bereich Einfluss auf den späteren Vertrieb und damit die Vermarktung von Arzneimit-
teln haben kann. Pharmaunternehmen verfügen jedoch über große Fachorganisa
tionen, die sich mit der Herstellung und den regulatorischen Anforderungen an die 
Entwicklung von Arzneimitteln beschäftigen, sodass es nach klassischem Compliance-
Verständnis wenig Sinn macht, diese Spezialeinheiten mit Compliance Professionals 
zu ersetzen – der Sachverstand liegt hier klar bei den Wissenschaftlern.

Unabhängig von diesen internationalen Entwicklungen werden die Anforderungen an 
Compliance bei Pharmaunternehmen auch hierzulande weiter steigen. Das jüngste 
Beispiel hierfür ist der Umgang der Pharmaindustrie mit niedergelassenen Ärzten: Wäh-
rend in der Vergangenheit niedergelassene Ärzte – im Gegensatz zu ihren an öffent
lichen Einrichtungen tätigen Kollegen – nicht oder nur sehr eingeschränkt wegen Vor-
teilsnahme belangt werden konnten, ist eine Tendenz bei den Gerichten erkennbar, 
wonach die strafrechtliche Beurteilung von unzulässigen Zuwendungen zunehmend 
einheitlich gesehen wird. Hierzu gab es mehrere untergerichtliche Entscheidungen, 
die in der Tendenz eine korruptionsstrafrechtliche Verantwortung von niedergelassenen 
Ärzten angenommen haben. Mit Spannung wurde daher die Entscheidung des Bun-
desgerichtshofs erwartet, dem die Frage vorgelegt wurde, ob niedergelassene Ärzte, 
die für die vertragsärztliche Versorgung zugelassen sind, als »Amtsträger« oder als Be-
auftragte der gesetzlichen Krankenkassen im Sinne des § 299 StGB anzusehen seien.

Beide Alternativen hat der Große Senat des Bundesgerichtshofs nun in seinem am 
22.6.2012 veröffentlichten Beschluss abgelehnt, was im Ergebnis dazu führt, dass 
eine korruptionsstrafrechtliche Verantwortung – derzeit – nicht existiert. Andererseits 
erkennt der Große Senat die »grundsätzliche Berechtigung des Anliegens, Missstän-
den, die allem Anschein nach gravierende finanzielle Belastungen des Gesundheits-
systems zur Folge haben, mit Mitteln des Strafrechts effektiv entgegenzutreten«, an. 
Letztendlich, so der BGH, habe dies jedoch mit gesetzgeberischen Mitteln zu erfolgen. 
Insgesamt ist jedenfalls zu beobachten, dass der Ruf nach schärferen gesetzlichen 
Regelungen jenseits des ärztlichen Berufsrechts immer lauter wird. Jüngste Geset-
zesinitiativen (siehe BT-Drucks. 17 / 3685) gehen genau in diese Richtung, auch wenn 
diese (noch) an der parlamentarischen Mehrheit scheitern. 

Diese Diskussion und Entwicklung sollte für Compliance-Verantwortliche und das 
Management Anlass genug sein, die Zusammenarbeit mit ärztlichen Vertretern aus 
dem niedergelassenen Bereich noch mehr unter die Lupe zu nehmen und das Be-
wusstsein der Mitarbeiter im Vertrieb und Pharma-Außendienst, aber auch in den 
anderen Bereichen weiter zu schärfen.

So weit ist die Risikosituation klar: Beziehungen zu Vertretern der Heilberufe sind bei 
Pharmaunternehmen – sowohl international als auch national – ein Compliance-
Hauptthema und werden es auf absehbare Zeit bleiben. Diese Beziehungen sind viel-
fältig: Ärzte sind in Studienvorhaben eingebunden, erbringen Beratungsleistungen bei 
der Medikamentenentwicklung oder halten im Auftrag von Pharmaunternehmen Fach-
vorträge. Angesichts der strafrechtlichen und wettbewerbsrechtlichen Risiken, aber 
auch der Gefahr eines Reputationsverlusts, der damit verbunden sein kann, ist es gebo-
ten, entsprechende risikoverringernde Maßnahmen in Form von Regeln, Prozessen 
und Schulungen zu ergreifen, die ein Fehlverhalten oder auch nur den bösen Schein 
eines solchen zu verhindern helfen.

Schwerpunkt: Compliance Management 
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Healthcare Compliance 

Selbstregulierung und mehr Transparenz
Auf Verbandsebene gibt es bereits entsprechende Maßnahmen: Sowohl internatio-
nale als auch nationale Pharmaverbände haben detaillierte Verhaltensregeln geschaf-
fen, die die »Problemzonen« hinreichend abdecken und typische Konstellationen der 
Beziehungen zwischen Vertretern der Heilberufe und der Pharmaindustrie regeln. 
Diese decken sich auch im Wesentlichen mit den berufsrechtlichen Vorschriften für 
Ärzte. Damit geben sie eine gute Orientierung, welche Verhaltensweisen als gesell-
schaftlich akzeptabel angesehen werden und bieten einen gewissen Schutz vor straf-
rechtlicher Verfolgung. Auch der Transparenzgedanke wird zunehmend als wirksa-
mes Mittel zur Vermeidung des bösen Scheins aufgegriffen. Was in den USA über 
die sog. »Sunshine Laws« bereits in einzelstaatlichen Regeln gesetzlich vorgeschrie-
ben ist und im Rahmen des »Patient Protection and Affordable Care Act« nunmehr 
auch auf föderaler Ebene implementiert wird, findet zunehmend Eingang in die inter-
nationalen und nationalen Industriekodizes. Nach einem Kodex des europäischen 
Pharmaverbands EFPIA (European Federation of Pharmaceutical Industries and As-
sociations) müssen bereits seit 2008 sämtliche Zahlungen an Patientenorganisationen 
veröffentlicht werden. Auch deutsche Industriekodizes, z. B. die Kodizes der Freiwil
ligen Selbstkontrolle der Pharmaindustrie e.V. (FSA), sehen bereits eine Veröffent
lichungspflicht für Zuwendungen an Gesundheitseinrichtungen über 10.000 Euro vor. 
Es ist zu erwarten, dass sich diese Transparenzentwicklungen im Laufe der Zeit auch 
auf Vertreter der Heilberufe ausdehnen werden. Schon jetzt gibt es Bestrebungen, 
zumindest für bestimmte Aktivitäten, weitere Veröffentlichungspflichten vorzusehen. 
Ob es hierbei zur Einzelveröffentlichung von Vertragsbeziehungen mit Ärzten kommen 
wird, ist noch nicht absehbar, da zumindest in Europa datenschutzrechtliche Bestim-
mungen dem Transparenzgedanken entgegenwirken könnten.

Unabhängig von diesen Fragestellungen ist jedoch abzusehen, dass in der Pharma
industrie der Dokumentations- und Berichtsaufwand erheblich steigen wird. Die unter-
schiedlichen Aktivitäten mit den Vertretern der Heilberufe müssen nicht nur lokal er-
fasst, sondern auch regional oder global konsolidiert werden. Vielfach verfügen die 
Unternehmen noch nicht über elektronische Verfahren, die dies abbilden können. 
Insbesondere bei dezentral organisierten Unternehmen dürften erhebliche Anstren-
gungen erforderlich sein, um die zunehmenden Transparenzverpflichtungen abzubil-
den. Erfahrungen bei US-basierten Unternehmen zeigen, dass der Personalaufwand 
aufgrund der »Sunshine«-Regeln im Compliance-Bereich erheblich gestiegen ist. 
Viele Compliance-Organisationen beschäftigen bereits sogenannte Data Analysts, die 
die Flut der Daten auswerten und verarbeiten. Dies hat zur Folge, dass die Personal-
stärke in den Compliance-Abteilungen durchschnittlich bei 20–30 Mitarbeitern liegt. 
Allerdings werden dort nicht nur die vertraglichen Beziehungen zwischen Ärzten und 
Unternehmen erfasst und offengelegt, sondern jede Einzelbewirtung, und sei es nur 
die Tasse Kaffee bei einer dienstlichen Besprechung.

Fazit
Angesichts der sich erhöhenden weltweiten Best Practice-Standards – vor allem unter 
dem Einfluss der unter erheblichem regulatorischen Druck stehenden US-amerikani-
schen Pharmaindustrie – ist zu erwarten, dass die Anforderungen auch für deutsche 
Pharmaunternehmen weiter steigen werden. Dies hat Auswirkungen auf die recht
liche Gestaltung der Beziehungen zwischen Unternehmen und deren Partnern im 
Gesundheitswesen. Die Erwartungen an Dokumentation, interne Vorgaben, Prozesse 
und Schulungsmaßnahmen zur Vermeidung von Compliance-Verstößen werden stei-
gen. Unternehmen sind daher gut beraten, das Bewusstsein der Mitarbeiter für Com-
pliance in diesem Bereich zu erweitern und ihre Bemühungen an diese gesteigerten 
Anforderungen anzupassen.  ‹‹
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» Wichtig ist die Effizienz 
und die Glaubwürdigkeit «: 
CMS bei Swiss Re

Interview mit Dr. Hermann Geiger

In Zeiten der Finanzkrise und von Hilfspaketen sowie der daraus folgenden 
schärferen Überwachung und Regulierung von Banken und Versicherungen 
kommt Compliance als unternehmensinternem System für Integrität und Ein-
haltung von Normen eine immer wichtigere Rolle zu.

Dr. Hermann Geiger, Group General Counsel und Mitglied des Group Mana-
gement Board des schweizerischen Rückversicherers Swiss Re, stellt die Be-
sonderheiten des Compliance Management-Systems bei einem global tätigen 
Versicherungskonzern vor und erörtert insbesondere die Rolle, die dem Ver-
waltungsrat zukommt.

Herr Dr. Geiger, wie sieht die Struktur und Organisation des Compliance Management-
Systems (CMS) bei Swiss Re aus?
Compliance ist bei Swiss Re, zusammen mit der Internen Revision und dem Risiko-
management, ein Bestandteil des sog. Integrierten Assurance Frameworks. Grund-
sätzlich geht es ja bei all diesen Assurance-Funktionen darum, die ordnungsgemäße 
Geschäftstätigkeit sicherzustellen. Compliance bildet zusammen mit dem Risikoma-
nagement eine unabhängige Ebene der Risikokontrolle. Über den reinen Assurance-
Aspekt hinaus kommt der Compliance-Funktion bei Swiss Re eine wichtige unter-
stützende Rolle im Sinne von Schulung und Beratung, der Entwicklung von Richtlinien 
sowie hinsichtlich des Managements zentraler Compliance-Prozesse zu. Insgesamt 
verfolgen die Assurance-Funktionen einen gemeinsamen, risikobasierten Ansatz. 
Dies bedeutet eine Konzentration der beschränkten Mittel in den Bereichen mit dem 
größten potenziellen Risiko.

Organisatorisch ist Compliance, zusammen mit dem Rechtsdienst, in die Abteilung 
Legal & Compliance eingegliedert und dem Group General Counsel unterstellt. Dies 
trägt der rechtlichen und regulatorischen Verankerung vieler Compliance-Themen – 
wie zum Beispiel Datenschutz – Rechnung. Compliance ist damit auch im Hinblick auf 
die Organisation und Entlohnung unabhängig von ertragsorientierten Geschäftszwei-
gen. Zur weiteren Absicherung der Unabhängigkeit der Compliance-Funktion ist zudem 
eine Berichterstattung des Chief Compliance Officer an den Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses (Audit Committee) des Verwaltungsrats vorgesehen. Neben Com-
pliance-Reports auf der Ebene des Managements und der Tochtergesellschaften 
werden auch hier sowohl die relevanten Compliance-Themen zur Sprache gebracht 
als auch regelmäßig über die Effizienz des Compliance-Programms diskutiert. Die 
globale Präsenz von Swiss Re und ihre Gliederung in Business Units spiegelt sich in 
der Compliance-Organisation mit Group Compliance, Business Compliance und wei-
teren Compliance Officers in den einzelnen Regionen wider.

Dr. jur. Dr. rer. pol. Hermann Geiger ist 
seit 2009 Group General Counsel und 
Mitglied des Group Management Board 
der Swiss Re. Nach der Akquisition von 
GE Insurance Solutions durch Swiss Re 
im Jahr 2006 übernahm Hermann Geiger 
die Funktion des Regional General Cou n-
sel Europe. Zudem war er Mitglied des 
Verwaltungsrats von Swiss Re Europe 
SA und Swiss Re International SE in 
Luxembourg, sowie des Vorstands von 
Swiss Re Germany AG. Im Jahr 2000 
wurde er zum General Counsel Europa 
und Asien von GE Insurance Solutions 
und später zum Mitglied der Geschäfts-
leitung von GE Frankona in Deutschland 
und Dänemark ernannt.
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Was sind die Besonderheiten des CMS bei Swiss Re als global tätigem Versiche-
rungskonzern?
Fundamental sind bei Swiss Re die global gültigen Grundwerte, die im Code of Con-
duct niedergelegt sind. Kunden, Mitarbeiter, Aktionäre und die Öffentlichkeit sollen 
sich an der Marke des Unternehmens, und wofür sie steht, orientieren können. Sie 
wollen die Sicherheit, dass Swiss Re weltweit einheitliche Geschäftspraktiken und 
Werte verfolgt. Dadurch sichert sich Swiss Re langfristige Geschäftsbeziehungen 
und eine gute Reputation. Neben den Grundwerten deckt Compliance alle Belange 
ab, die sich aus der rechtlichen Organisationsform von Swiss Re in den diversen Län-
dern und aus der Betätigung an den Kapitalmärkten ergeben. Während die vorer-
wähnten Themen nicht notwendig versicherungsspezifisch sind, ist die Compliance 
mit der Marktregulierung und dem Versicherungsaufsichtsrecht in einer Vielzahl von 
Ländern eine echte Besonderheit des CMS bei Swiss Re. Die globale Tätigkeit und 
Präsenz von Swiss Re erfordert die Einhaltung aller lokalen Rechtsnormen. Eine be-
sondere Herausforderung im grenzüberschreitenden Kontext sind dabei unterschied-
liche Standards und sich gelegentlich widersprechende Anforderungen, wie das 
etwa im Außenwirtschaftsrecht und den damit einhergehenden Handelskontrollbe-
stimmungen der Fall ist.

Herr Dr. Geiger, welche Bedeutung hat die Verankerung der Swiss Re in der Schweiz 
für die Unternehmens-Compliance?
Die Schweiz ist aufgrund ihres differenzierten Binnenrechtssystems sowie der hohen 
Dichte an internationalen Abkommen ein Standort mit hoher Rechtssicherheit und 
großer Flexibilität zentraler Rechtsbereiche, wie etwa dem Arbeitsrecht. Dies ermög-
licht sowohl eine effiziente Geschäftstätigkeit als auch eine effiziente Compliance. 
Die Swiss Re führt einen intensiven Dialog mit den zuständigen Aufsichtsbehörden 
weltweit. Die Eidgenössische Finanzmarktaufsicht FINMA spielt als Gruppenauf-
sichtsbehörde natürlich eine große Rolle. Von großer Bedeutung für die internationale 
Tätigkeit von Swiss Re ist die Anerkennung der Gleichwertigkeit der schweizerischen 
Finanzmarktregulierung und der FINMA im Ausland.

Welche Erfahrungen haben Sie bei der Swiss Re bezüg-
lich Aufbau und interner Akzeptanz von Compliance ge-
macht?
Eine stetige Fortentwicklung der Compliance-Funktion 
im Einklang mit rechtlichen und organisatorischen An-
forderungen ist wichtig. Für die unternehmensinterne 
Akzeptanz von Compliance ist zunächst eine eindeutige 
Positionierung im Konzern mit direktem Zugang zur Ge-
schäftsleitung und zum Verwaltungsrat entscheidend. 
Ein entsprechender »Tone from the Top« und eine un-
terstützende Unternehmenskultur ist hierfür zentral. 
Daneben sind die Aufgaben, Grundsätze, Prozesse und 
Berichtspflichten in Organisationsreglementen klar fest-
zulegen und es ist für eine angemessene Ausgestal-
tung der Compliance-Funktion zu sorgen. Wichtig ist 
natürlich auch die Effizienz und Glaubwürdigkeit des 
Compliance-Programms. Dies wird, neben einer ent-
sprechenden Führungskultur, durch klar definierte Akti-
vitäten nebst einer konsistenten Berichterstattung an 
das Management und den Verwaltungsrat sowie durch 
die Sanktion von Verstößen erreicht.  ››

»Wichtig ist die Effizienz und die Glaubwürdigkeit«: CMS bei Swiss Re

»Die regulatorischen Anforderungen 
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Wie sehen Sie die Entwicklung der Regulierung im Versicherungsbereich und deren 
Auswirkungen auf das CMS?
Die regulatorischen Anforderungen nehmen laufend zu und die Komplexität der Nor-
men steigt. Dies führt notwendigerweise zu einer weiteren Professionalisierung von 
Compliance im Versicherungsbereich. Davon sind sowohl das CMS selbst als auch 
das gesamte interne Kontrollsystem betroffen. Die zeitnahe Verfolgung neuer Regu-
lierung und eine risikogerechte Umsetzung werden auch in Zukunft für ein CMS ent-
scheidend sein. Aufgrund des neueren Trends der prinzipienorientierten Regulierung 
(»Principles-based Regulation«) ist zwar ein gewisser Spielraum in der Umsetzung 
vorhanden. Die detaillierten Umsetzungsbestimmungen ohne Gesetzesstatus kön-
nen aber durchaus sehr umfangreich und regelbasiert sein, was wiederum der Über-
sichtlichkeit und Rechtssicherheit abträglich ist. Die Komplexität erhöht sich ferner 
dadurch, dass Regulierungen aus anderen Bereichen der Finanzmärkte unbesehen 
auf die Versicherer übertragen oder etwa Marktzugangsbarrieren zum Schutz natio-
naler Interessen neu eingeführt werden. Bemerkenswert ist auch die Entwicklung  
in den USA, wo direkte finanzielle Anreize Mitarbeiter von Unternehmen ermutigen 
sollen, Missstände den Behörden gegenüber anzuzeigen (sog. Whistleblower Boun-
ties). Damit steigen die Bereitschaft und das Risiko, dass der interne Meldeprozess 
umgangen wird und das Unternehmen erst reagieren kann, wenn bereits ein Reputa
tionsschaden vorliegt. 

Herr Dr. Geiger, welche praktischen Tipps würden Sie einem Verwaltungsrat hinsicht-
lich der Ausgestaltung eines CMS geben?
Die Oberaufsicht über die Einhaltung der Gesetze, Statuten und Regelungen, das heißt 
über Compliance im Unternehmen, ist laut Schweizer Obligationenrecht eine unüber-
tragbare und unentziehbare Aufgabe des Verwaltungsrats. Er muss sich demzufolge 
regelmäßig durch eine entsprechende Berichterstattung über die Risikosituation und 
die getroffenen Maßnahmen ins Bild setzen lassen. Der Verwaltungsrat sollte verste-
hen, ob der »Tone from the Top« die Gesamtorganisation erreicht, was im Extremen – 
im positiven wie im negativen Sinn – einfach zu erkennen ist. Schwieriger ist die Beur-
teilung, wenn der »Tone« im Mittelfeld liegt. Im Allgemeinen ist aber die entsprechende 
Einwirkung des Verwaltungsrats auf die Kultur und die Werte des Unternehmens von 
entscheidender Bedeutung. Daneben hat der Verwaltungsrat die Inhalte und Prozesse 
des CMS im Kern zu kennen und zu verstehen. Gleiches gilt hinsichtlich wesentlicher 
Compliance-Themen und -Probleme. Er sollte auch die verantwortlichen Personen im 
Compliance-Bereich kennen und mit ihnen einen regelmäßigen Austausch pflegen. 
Des Weiteren ist die Ausstattung der Compliance-Funktion mit genügend Ressour-
cen für ihr Funktionieren von entscheidender Bedeutung. Der Verwaltungsrat sollte 
sich deshalb vergewissern, dass das Management die hierfür notwendigen Maßnah-
men trifft. Ferner sollte sich der Verwaltungsrat davon überzeugen, dass der unterneh-
mensbezogene Code of Conduct an alle Mitarbeiter kommuniziert wird und diesbe-
zügliche Schulungen stattfinden. Schließlich sollte der Verwaltungsrat sich über die 
Whistleblowing-Aktivitäten sowie etwaige Korrekturmaßnahmen unterrichten.  ‹‹

Das Interview wurde geführt von Marc Gössi und Peter Kalberer, beide KPMG AG Schweiz.

Schwerpunkt: Compliance Management 
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Vor dem Hintergrund der jüngsten Finanz- und Bankenkrise ist in den ver gan-
ge  nen Jahren eine rege Debatte um eine Weiterentwicklung der Ver si che rungs-
aufsicht entfacht. Im Fokus steht nach wie vor die kontroverse Diskussion um 
die Balance zwischen einer regelbasierten und einer prinzipienorientierten 
Aufsicht.

Während Solvency I überwiegend eine Überwachung mit einzelnen starren Regeln 
vorsieht, soll sich mit Solvency II die Art und Weise der Beaufsichtigung der Versi-
cherungsbranche grundlegend ändern: »Das künftige Regelwerk Solvency II wird für 
die Versicherungsaufsicht in Europa ein neues Zeitalter einläuten, das der prinzipien-
orientierten Aufsicht«, schreibt die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin) im Herbst 2011.1 Einer der Hauptkritikpunkte an Solvency I war, dass die 
einzelnen Regeln nicht alle wesentlichen Risiken der Versicherungsunternehmen er-
fassen. Schaden-Unfallversicherer zum Beispiel kalkulieren nur das versicherungs-
technische Risiko. Auf Kritik stieß auch, dass die Solvency-I-Regeln teilweise im 
Wider  spruch zur tatsächlichen Risikolage stehen. Durch eine Beaufsichtigung auf 
 Basis von Prinzipien verspricht sich die Aufsicht eine verbesserte Überwachung der 
Unternehmen, insbesondere durch die Möglichkeit, auf die individuelle Risikositua-
tion des Unternehmens einzugehen. Weiterhin bietet das System Versicherern mit 
der Vorgabe von Prinzipien mehr Handlungsfreiräume, aber auch Verantwortung in 
der Erfüllung der aufsichtsrechtlichen Vorgaben. 

Das Konzept des Drei-Säulen-Modells von Solvency II
Im Drei-Säulen-Modell von Solvency II, das den Grundsätzen der quantitativen Risi-
komessung, der qualitativen Risikobeurteilung und der Risikoberichterstattung folgt, 
spielt sich das prinzipienorientierte Denken bei vielen Versicherungsunternehmen 
hauptsächlich in der zweiten Säule ab. Dort werden die Prozesse zum Management 
der Risiken beschrieben. Bei den Anforderungen der beiden anderen Säulen stellen 
sich Versicherer mittlerweile die Frage, inwieweit die Balance aus Prinzipienorientie-
rung und Detailregelungen noch gewahrt ist. ››

Plädoyer für eine prinzipien-
orientierte Aufsicht

Prof. Dr. Gerd Geib
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ZUR PERSON

1 BaFinJournal 09 / 11, S. 12
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In Säule 1 des Regelwerks berechnen Versicherungsunternehmen ihre Mindestkapi-
talanforderungen (MCR) und Solvenzkapitalanforderungen (SCR). Bei einer Unter-
schreitung der Solvenzkapitalanforderungen kann die BaFin in den Geschäftsbetrieb 
des Versicherers eingreifen, bei einer Unterschreitung der Mindestkapitalanforde
rungen das Unternehmen sogar schließen.2 Für die Berechnung haben die Versiche-
rungsunternehmen die Wahl zwischen einem Standardansatz und einem eigenen 
stochastischen Modell zur Bewertung des Risikokapitals. Das eigene interne Modell 
soll das Risikoprofil des Unternehmens besser abbilden als ein Standardansatz. Hier 
schafft die Aufsicht einen prinzipienorientierten Rahmen mit dem Anreiz für die Ver-
wendung eines internen Modells.

Stimmt die Wirklichkeit mit dem Konzept überein?
Der aktuelle Trend läuft diesem Prinzip entgegen: Der Anteil der Versicherer, die ein 
internes Risikomodell verwenden wollen, hat sich von 2008 bis 2010 von über 90 
Prozent auf unter 50 Prozent reduziert.3 Ein Grund könnte sein, dass das Standard
modell so großzügig kalibriert ist, dass es ohnehin jedes Versicherungsunternehmen 
erfüllt und daher der Anreiz, weniger Risikokapital durch das interne Modell zu benö
tigen, überflüssig ist. Wenn man allerdings die Ergebnisse der QIS 6-Studie für die 
Lebensversicherungsunternehmen betrachtet, sind einige Lebensversicherer nach 
dem Solvency II-Standardansatz deutlich unterkapitalisiert.

Maßgeblich für die Zurückhaltung der Branche sind offensichtlich die immer komple-
xeren Detailregeln für die internen Modelle. Darüber hinaus müssen die Modelle in 
einem langfristigen Abnahmeprozess von der Aufsicht zertifiziert werden. Aufgrund 
der komplexen Modellierung und Abnahme verzichten mittlerweile einige Versiche-
rer auf ein eigenes Modell und verwenden die Standardformel von Solvency II. Diese 
Entwicklung entfernt sich von der Absicht, über prinzipienorientierte Anforderungen 
Anreize zu schaffen, die individuellen unternehmensinternen Modelle, die eine adä
quate Risikomodellierung erlauben, auch für die Beaufsichtigung zu verwenden. Dies 
sollte Anlass sein, darüber nachzudenken, ob eine stärkere Rückbesinnung auf die 
ursprüngliche Idee einer prinzipienorientierten Aufsicht mit entsprechenden Freiräu-
men in der Umsetzung nicht viele Unternehmen dazu bewegen könnte, ein internes 
Modell zu verwenden. Dies ist aus Sicht der Risikomessung wünschenswert. 

Klare Prinzipien oder zu detaillierte Regelungen?
Besonders weit entfernt von den Prinzipien hat man sich bei den Entwürfen für die 
Regelungen der Säule 3 von Solvency II, den Anforderungen an die Berichte für die 
Öffentlichkeit und die Finanzaufsicht. Verständlich ist, dass die Aufsicht hier klare und 
einheitliche Regelungen schafft für eine Vereinheitlichung der Ergebnisse und eine 
leichtere Vergleich- und Auswertbarkeit. Allerdings stellt sich die Frage, ob die Auf-
sicht mit den Detailregelungen über das Ziel hinausgeschossen ist: Die sogenannten 
Quantitative Reporting Templates allein umfassen bereits über 60 Formblätter, die 
teils jährlich, teils quartalsweise zu erstellen sind. 

Diese Formblätter sind auf rund 6.000 Daten4 für ein Versicherungsunternehmen an-
gewachsen, die Versicherer größtenteils quartalsweise an die BaFin melden müssen. 
Einerseits sagen einige dieser Daten wenig aus über das Risiko, dem ein Versicherer 
ausgesetzt ist.5 Andererseits kann man sich die Frage stellen, wie die Aufsicht mit 
den zu übermittelnden Datenmengen umgehen will und was sie anhand dieser Da-
ten überhaupt prüfen kann. Es wäre hilfreich, beim Reporting stärker auf die individu-
elle Situation und Risikolage des Unternehmens einzugehen und sich stärker auf die 
wesentlichen Risiken im jeweiligen Unternehmen zu fokussieren, als standardmäßig 

Schwerpunkt: Compliance Management 

2	 Vgl. Zybarth, Das MaRisk-Rundschreiben (VA):  
Anforderungen an das Risikomanagement und Aus-
wirkungen auf das Risikoberichtswesen, S. 239

3	 Steria Mummert Consulting und F.A.Z.-Institut,  
Branchenkompass Versicherungen; vgl. Gründl /  
Schmeiser, Versicherungswirtschaft 2012, S. 708 

4	 Berechnungen der KPMG AG Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft 2012

5	 Beispielsweise Codes der einzelnen Kapitalanlagetitel
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Plädoyer für eine prinzipien-orientierte Aufsicht

ein sehr detailliertes Reporting zu fordern. Eine großzügigere Auslegung von Wesent-
lichkeits- und Proportionalitätsprinzipien könnte hierzu beitragen. 

Diese Empfehlungen gelten auch für die Risikoberichte SFCR6 und RSR7, die das Ver-
sicherungsunternehmen für die Öffentlichkeit beziehungsweise für die Aufsicht auf-
bereiten muss. Einst waren diese Berichte prinzipienorientiert – und schrieben eine 
Berichterstattung über Geschäftsentwicklung, Governance-System, Risikoland-
schaft, Eigenmittel und Eigenmittelmanagement vor. Nach einem neuen Konsulta
tionspapier der EIOPA8 vom November 2011 werden die Anforderungen aber immer 
strikter und regelbasierter: Wie der Versicherer über einzelne Punkte berichtet, steht 
zwar in seinem Ermessen; strikte Vorgaben gibt es aber darüber, über welche Punk-
te der Versicherer zu berichten hat – und hier wird die Anforderungsliste der Finanz-
aufsicht mit fast jedem Konsultationspapier länger.

Fazit
Komplexe Aufsichtssysteme müssen zwangsläufig sowohl regel- als auch prinzipien-
orientierte Elemente enthalten. Es ist erklärte Absicht, dass im Solvabilitätssystem 
Solvency II eine prinzipienorientierte Aufsicht unter Berücksichtigung des Grund
satzes der Proportionalität den Schwerpunkt bilden soll. Nach dem heutigen Stand 
der Diskussion muss man allerdings feststellen, dass dieser grundlegende Aufsichts
ansatz – primär bedingt durch immer komplexere Detailregelungen – zunehmend 
verloren geht. Es entsteht ein begründeter Anschein, dass die Aufsicht über das Ziel 
hinausgeschossen sein könnte.

Die Regulatoren sollten sich wieder auf diesen zentralen prinzipienorientierten Auf-
sichtsansatz besinnen und darauf achten, dass das vorgesehene Regulierungswerk 
nicht durch Anforderungen ersetzt wird, bei denen durch eine Vielzahl von undifferen-
zierten Detailregelungen die ursprüngliche Idee nicht mehr erkennbar ist.  ‹‹

6	 Solvency Financial Condition Report

7	 Report to Supervisor

8	 EIOPA-CP-11 / 009, 8.11.2011
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Do(s) und Don’t(s) zur 
Kartellrechts-Compliance 
für Aufsichtsratsmitglieder

Prof. Dr. Meinrad Dreher, LL. M.

Compliance bildet für jedes Unternehmen eine Daueraufgabe. Zu treffende Maß-
nahmen sind nicht nur eine Belastung, sondern fördern das (kartell-)rechtskon-
forme Verhalten von Mitarbeitern und leisten somit einen Beitrag für den Unter-
nehmenswert. Der renommierte Kartellrechtler Prof. Dr. Meinrad Dreher hat in 
Form von Do(s) und Don’t(s) Empfehlungen für ein (kartell-)rechtskonformes 
Verhalten zusammengestellt.

I. Do(s)

1. Machen Sie sich ein eigenes Bild von der Bedeutung und Notwendigkeit der (Kar-
tellrechts-)Compliance. (Kartellrechts-)Compliance ist einerseits eine Rechtspflicht 
jedes Unternehmens, nämlich Teil der Leitungsaufgabe des Vorstands und der Über-
wachungsaufgabe des Aufsichtsrats. Andererseits liegt sie ohnehin im Eigeninter-
esse jedes Unternehmens. Es ist nämlich auf einen freien und unbeschränkten 
Wettbewerb in einer marktwirtschaftlichen Wirtschaftsordnung angewiesen und 
sollte die freiheitssichernde Funktion des Kartellrechts schon deshalb anerkennen.

2. Entwickeln Sie anhand der hilfreichen Stichworte »Geheimwettbewerb« (Bundes-
gerichtshof) bzw. »Selbstständigkeitspostulat« (Europäischer Gerichtshof) ein ei-
genes Rechtsgefühl, wo kartellrechtliche Grauzonen beginnen oder sogar der Ver-
botsbereich betreten wird. Der wirtschaftliche Wettbewerb beruht darauf, dass jeder 
Teilnehmer selbstständig über sein Handeln entscheidet und sensible Informatio-
nen Wettbewerbern nicht preisgibt.

3. Fragen Sie den Vorstand nach der (Kartellrechts-)Compliance in dem Unternehmen. 
Dazu gehört die Einrichtung und Aufrechterhaltung einer Compliance-Organisation, 
die Anwendung und Überprüfung der gebotenen Maßnahmen sowie ihre Durch-
setzung, falls Regelverstöße auftreten.

4. Wenn der Vorstand dem Gedanken einer (Kartellrechts-)Compliance noch fernsteht, 
erinnern Sie ihn an den bekannten Satz: »If you think compliance is expensive, try 
non-compliance« und an seine Aufsichtspflichten, die die Rechtsprechung zum 
Kartellrecht durchaus weit sieht.

5. Plädieren Sie für eine maßgeschneiderte, auf die Bedürfnisse des Unternehmens 
abgestimmte und damit auch ressourcenschonende (Kartellrechts-)Compliance. 
Allgemeine »Beraterblaupausen« sind in der Regel nicht zielführend. Der Wunsch 
nach einer Vertrauenskultur im Unternehmen steht der (Kartellrechts-)Compliance 
nicht entgegen. Compliance-Maßnahmen schützen vielmehr die Mitarbeiter im 
Unternehmensinteresse vor Fehlverhalten und dessen Rechtsfolgen und schaffen 
dadurch Vertrauen.

Prof. Dr. Meinrad Dreher ist Inhaber des 
Lehrstuhls für Europarecht, Bürgerliches 
Recht, Handels- und Wirtschaftsrecht, 
Rechtsvergleichung an der Johannes 
Gutenberg-Universität Mainz. Er ist Mit-
glied mehrerer Aufsichtsräte, Beiräte 
und Arbeitskreise. Ferner ist er Mithe-
rausgeber von vier rechtswissenschaft-
lichen Zeitschriften. Seine Forschungs-
schwerpunkte liegen im Kartellrecht, 
im Gesellschaftsrecht bei Vorstand und 
Aufsichtsrat sowie Corporate Gover-
nance und im Versicherungsunterneh-
mensrecht als auch in der D&O-Versi-
cherung.

ZUR PERSON
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6.	Fragen Sie aufgrund der stark erhöhten Kartellrechtsrisiken in Konzernen und bei 
Rechtsnachfolge- sowie M & A-Vorgängen nach entsprechender Vorsorge im Be-
reich der (Kartellrechts-)Compliance. 

7.	Viele Aufsichtsratsmitglieder haben noch nie den Compliance-Bericht ihres Unter-
nehmens gesehen, sofern ein solcher überhaupt erstellt wird. Fragen Sie den Vor-
stand nach dem Compliance-Bericht und beachten Sie insbesondere dessen Kar-
tellrechtsteil. Verschaffen Sie sich – auch auf dieser Grundlage – ein Gefühl dafür, ob 
(Kartellrechts-)Compliance in dem Unternehmen von oben herab glaubwürdig und 
nachhaltig gelebt oder nur als Pflichtprogramm abgearbeitet wird.

8.	Klären Sie die Informationsordnung in dem Unternehmen für den Fall, dass kartell-
rechtlich erhebliche Sachverhalte auftreten. In welchen Fällen (z. B. Verdacht oder 
Aufdeckung eines Kartells, Kronzeugenantrag bei Kartellbehörden) informiert der 
Vorstand den Aufsichtsrat oder dessen Vorsitzenden? Ist sich der Aufsichtsratsvor-
sitzende bewusst, welche Informationen er gegebenenfalls an die anderen Mitglie-
der des Aufsichtsrats weitergeben soll? Kennen die Aufsichtsratsmitglieder die ganz 
besondere Bedeutung der Geheimhaltung in diesem Zusammenhang? Gibt es für 
derartige Vorgänge eine Informationsordnung oder ein Ablaufschema?

9.	Bestehen im Unternehmen, sofern es kapitalmarktorientiert ist, Vorkehrungen, wie 
mit der kapitalmarktrechtlichen Dimension von aufgedeckten Kartellen und Kron-
zeugenanträgen, vor allem bzgl. Ad-hoc-Meldepflichten, umzugehen ist?

 10.	Fragen Sie den Vorstand, ob es ein Bewusstsein für die erst neuerdings erkannte 
und immer wichtigere Kehrseite der traditionellen (Kartellrechts-)Compliance gibt: 
den Schutz des Unternehmens als Kartellopfer? Hat der Vorstand entsprechende 
Maßnahmen ergriffen? Jedes Unternehmen erleidet im Laufe der Zeit hohe Schä-
den durch Kartelle, aber nur ganz wenige sehen bisher die unternehmerischen 
Chancen, die diese Seite der (Kartellrechts-)Compliance bietet. Im Unternehmens-
interesse muss der Vorstand die (Kartellrechts-)Compliance insoweit um eine 
Opferdimension ergänzen. Konsequenzen sind vorwärtsgerichtet die Vereinbarung 
von Integritäts- und Schadenspauschalierungsklauseln in Verträgen sowie rück-
wärtsgerichtet die systematische Identifikation und Geltendmachung von Scha-
densersatzforderungen.

II.	Don’t(s)

1.	Raten Sie gegebenenfalls von eigenen (Kartellrechts-)Compliance-Aktivitäten des 
Aufsichtsrats ab. Derartige Maßnahmen greifen in die Leitungsfunktion des Vor-
stands und damit auch in dessen Organisationszuständigkeit ein. Der Aufsichtsrat 
ist nur in einem Fall Ansprechpartner für Unternehmensmitarbeiter oder Dritte, näm-
lich wenn es um kartellrechtliche Verdachtsfälle mit Vorstandsbezug geht.

2.	Wenden Sie sich, sofern das Thema aufkommen sollte, gegen die Etablierung von 
Zustimmungsvorbehalten des Aufsichtsrats für Kronzeugenanträge. Derartige An-
träge sind in der Praxis extrem wichtig, aber ebenso eilig und vertraulich. 

3.	Entscheiden Sie nicht übereilt, sondern nur nach ausführlicher rechtlicher Beratung 
und intensiver Diskussion im Aufsichtsrat – insbesondere bei Aktiengesellschaften 
oder dualistisch strukturierten Europäischen Aktiengesellschaften (SE) – über even-
tuelle Beschlussvorlagen auf Haftungsfreistellung von Vorstandsmitgliedern, wenn 
diesen, zum Beispiel wegen kartellrechtlicher Aufsichtspflichtverletzung, eigene 
Schadensersatzansprüche drohen.  ‹‹

Do(s) und Don’t(s) zur Kartellrechts-Complianc für Aufsichtsratsmitglieder
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Strategische normative 
Unternehmensführung und 
Compliance Management

Prof. Dr. Josef Wieland

Die Beschäftigung mit dem Thema Compliance und die Implementierung eines 
Compliance Management-Systems sind in der Regel sehr unternehmens- und 
manchmal auch personenspezifischen Motivationen und Anlässen geschuldet. 
Die Aufarbeitung doloser Handlungen, präventive Enthaftungsbestrebungen, 
die Erfüllung von gesetzlichen und Corporate Governance-Pflichten, Risikoma-
nagement, Vertragspflichten gegenüber Kunden, die Anpassung an Industrie-
standards, die Reputation der Branche – all dies waren und sind völlig legitime 
Ausgangspunkte des Compliance Managements. Im Verlauf des letzten Jahres 
hat sich die Situation allerdings weiterentwickelt in eine Richtung, über die es 
sich lohnt, etwas genauer nachzudenken, weil sie einen direkten und tiefen 
 Ein fluss auf das strategische Management von Unternehmen haben wird. Die 
wesentlichen Stichworte zur Lage sind Integrity Management und Social 
 Compliance.

Integrity als Referenzpunkt von Compliance
Im September 2010 hat sich die World Bank Group neue »Sanctions Procedures« 
gegeben, mit denen die Bedingungen geregelt waren, die zu einer Aufhebung 
oder Reduzierung der Vergabesperre der Weltbank für Unternehmen führen können, 
die Aufträge, die mit den Mitteln der Bank gefördert werden, durch korrupte Prakti -
ken gewonnen haben. Der Schlüssel zu dieser Aufhebung ist die Einrichtung eines 
effektiven »Integrity and Compliance Program«, von dessen Qualität der Chief 
Integrity Officer der Weltbank überzeugt werden muss. Ein Blick in die dazuge-
hörigen Leit linien zeigt sofort, dass die Betonung hier nicht mehr auf »Compliance«, 
sondern auf »Integrity« liegt, also auf moralischen und ethischen Standards der 
Führungs kultur und auf dem Wertemanagement des Unternehmens. Formale und 
ausschließlich rechtsbetriebene Compliance-Programme werden nicht anerkannt, 
weil deren präventive Wirksamkeit bestritten wird. Das heißt ausdrücklich nicht, dass 
nicht jedes Compliance-Programm, das diesen Namen verdient, eine rigide Ausrich-
tung am Recht und strikte formale Verfahren beinhalten muss, aber ohne eine wirk-
liche gelebte  Werteorientierung im Management ist dessen Effektivität stark ein-
geschränkt.

Die Veränderung der Compliance-Politik der Weltbank sollte in dem Kontext gesehen 
werden, dass die Überarbeitung der US-Sentencing Guidelines bereits im Jahr 2008 
nicht mehr die Einführung eines Compliance-Programms, sondern eines »Ethics and 
Compliance Programs« verlangt, das der UK Bribery Act (2010) in seiner Schwerpunkt-
setzung übernommen hat. Seitdem sind nicht nur rein rechtlich getriebene und formale 
Compliance-Programme aus der Perspektive der Wahrnehmung von Sorgfaltspflich-
ten und Enthaftungsstrategien »Sunk Costs«. Darüber hinaus stellt sich die Frage, 
was denn mit einem Integrity Management als Bewertungskriterium für die Effektivi-
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Strategische normative Unternehmensführung und Compliance Management

tät eines Compliance Managements genau gemeint sein könnte? Bevor ich diese 
Frage beantworte, möchte ich auf die zweite oben genannte Entwicklung eingehen, 
nämlich auf die Social Compliance.

Social Compliance als integrierte Unternehmens-Compliance
Über das Jahr 2011 verteilt sind verschiedene globale Standards in Kraft getreten oder 
verändert worden, die sich auf den ersten Blick mit dem Thema Corporate Social 
Responsibility und nicht mit Compliance Management zu beschäftigen scheinen. Der 
ISO 26.000 SR, die UN Guidelines for Business and Human Rights, die überarbeite-
ten OECD-Leitsätze für Multinationale Unternehmen und die Mitteilung der Europäi-
schen Kommission »Eine neue Strategie (2011–2014) für die soziale Verantwortung von 
Unternehmen (CSR)« sind – mit Ausnahme der EU-Mitteilung – global akzeptierte 
Normen verantwortlichen unternehmerischen Verhaltens, in denen auch Compliance 
mit dem Gesetz eingefordert wird. Wer diese Dokumente sorgfältig liest, wird jedoch 
schnell feststellen, dass in diesen Sozial- und Gesellschaftsstandards nicht nur Integri-
tät und Compliance von Unternehmen erwartet werden, sondern dass ihre Sprache 
und ihr ganzer Duktus aus der Compliance-Welt adaptiert wurden. Zentrale Begriffe 
dieser Dokumente sind »Risk Based Due Diligence«, »Effectiveness«, »Transparency« 
und »Monitoring« des Managements, unternehmerischen Handelns und seiner Aus-
wirkungen auf die Gesellschaft. Inhaltlich geht es um soziale Fragen der Arbeits- und 
Lebensbedingungen, Verbraucherinteressen, Soziale Medien und das Thema der 
Nachhaltigkeit in all seinen Facetten, die unter dem Gesichtspunkt der Einhaltung und 
aktiven Durchsetzung von Stakeholder-Interessen oder von Menschenrechten einge-
ordnet werden. Dies gilt nicht nur für Entwicklungsländer, sondern auch für Länder 
wie zum Beispiel Deutschland. Gleiche Karrierechancen für Frauen mutieren dann 
zum Menschenrecht der Nichtdiskriminierung wegen des Geschlechts. Für den hier 
knapp dargestellten Handlungskomplex hat sich folgerichtig in der Zwischenzeit der 
Begriff der Social Compliance etabliert, dessen Triebfeder – das lässt sich unschwer 
erkennen – ebenfalls die Frage nach der ethischen und moralischen Integrität der 
Unternehmen und ihres Managements ist.

»The business of business is business«?
Der gemeinsame Nenner der bis hierher skizzierten Entwicklung ist, dass sich die 
normativen Ansprüche von Recht, Politik und Gesellschaft an das Entscheiden und 
Handeln von Unternehmen in den letzten Jahren stark intensiviert haben. Der be-
rühmte Satz aus den 70er-Jahren »The business of business is business« – natürlich 
im Rahmen der geltenden Rechtsordnung und der guten Sitten – gehört als Legitima-
tionsgrundlage der Wirtschaft und als moralisch ausreichende Richtschnur für Ent-
scheidungen des Managements definitiv der Vergangenheit an. Manche werden das 
als politische und gesellschaftliche Fehlentwicklung einordnen, die es zu bedauern 
und zu bremsen gilt. Dabei wird allerdings übersehen, dass Unternehmen immer 
schon Organisationen der Gesellschaft waren und sind, mit denen diese ihre wirt-
schaftliche Tätigkeit organisieren. Es ist daher letztlich die Gesellschaft, die den Unter-
nehmen ihre Geschäfts- und Wachstumslizenz zubilligt oder eben auch nicht. Dass 
darin auch neue Geschäfts- und Wachstumschancen liegen, haben heute nicht weni-
ge Unternehmen erkannt. Nachhaltigkeitsstrategien führen zu neuen Produkten und 
Dienstleistungen, gesellschaftliche Verantwortung zur Profilierung von Marken und 
Steigerung des Ansehens bei Kunden und Mitarbeitern – Compliance ermöglicht über-
haupt erst den Zugang zu risikosensiblen Märkten und die in Deutschland weit entwi-
ckelte »Sozialpartnerschaft« hat ihren Anteil daran, dass wir, im Vergleich zu anderen 
Ländern, relativ schnell und erfolgreich aus der Finanz- und Wirtschaftskrise heraus-
gekommen sind.  ››
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Integrity als strategisches normatives Management
Aus der Sicht des Compliance Managements ergibt sich daraus zunächst einmal ein 
Schnittstellenproblem. Legal Compliance, Banking Compliance, Social Compliance, 
IT-Compliance und Umwelt-Compliance – um nur einige Varianten zu nennen – sind 
in der Regel verschiedenen Bereichen und Abteilungen zugeordnet, die allerdings 
heute noch nicht in allen Unternehmen ausreichend kooperativ und vernetzt sind. 
Dies kann nicht nur zu Turbulenzen im Umgang miteinander führen, sondern – weit 
wichtiger – auch negative Konsequenzen für das Geschäftsmodell haben. So wis- 
sen wir aus einer am »Konstanz Institut für Wertemanagement« an der Hochschule 
Konstanz (HTWG) durchgeführten Studie, dass eine dominant formalistische und 
bürokratische Compliance-Praxis einen negativen Einfluss auf die Kreativität und  
Innovationsfähigkeit eines Unternehmens hat. In der Sprache der Ökonomen könnte 
man dies als den »Crowding-out Effect« formaler Compliance bezeichnen. Nicht nur 
Non-Compliance kann daher teuer sein, sondern auch bürokratische Compliance. In 
Ökonomien, in denen die marktorientierte Organisation von Wissen und Kreativität zu 
einem der entscheidenden Wettbewerbsfaktoren geworden ist, ist das keine gute 
Nachricht. Die hier genannten verschiedenen Compliance-Felder bedürfen also der 
organisatorischen Integration. Allerdings nicht in den Albtraum einer alles umfassen-
den Compliance-Abteilung, sondern in Gremien, die der inhaltlichen Abstimmung 
und Lenkung aller Compliance-Aktivitäten eines Unternehmens dienen. Abstimmung 
ist jedoch nur eine Seite der Medaille. Denn diese Abstimmung und Lenkung wird  
nur dann effizient und effektiv sein, wenn dafür eine gemeinsame Basis – und dazu 
gehören eben auch eine wertegetriebene, lebendige Unternehmens- und Führungs-
kultur – existiert, die realisiert, dass die in diesem Aufsatz entwickelten neuen thema
tischen Herausforderungen Bestandteil des Kerngeschäfts und eine der Erfolgsvo
raussetzungen des Geschäfts sind. Compliance als von außen aufgezwungenes 
Hemmnis für gute Geschäfte und CSR als Lösegeld für die Freilassung aus sozialen 
Fesseln zu verstehen, und nicht als integralen Bestandteil von Geschäftsstrategien in 
einer modernen Welt, bedeutet, Entwicklungschancen zu übersehen, die darin für 
wache und dynamische Unternehmen liegen.

Die Abbildung 1 zeigt die Grundideen des Integrity Managements, dessen notwen
diger Bestandteil Compliance Management ist: Integrity Management geht über die 
reine Regelbefolgung hinaus und setzt darauf, dass eine werteorientierte Unterneh-
mensführung eine Ressource im Wettbewerb auf den Faktor- und Absatzmärkten 
ist. Die Implementierung dieser Form der Führung einer Organisation in alle Prozesse 
und Verfahren des Unternehmens, die gezielte Planung, Koordination und Integration 
des Wertemanagements, die Schaffung und Nutzung von positiven und die Vermei-
dung von negativen Wirkungen von Entscheidungen und Praktiken in den einzelnen 
Bereichen des Unternehmens – all dies ist Gegenstand des strategischen normativen 
Managements, für das die Unternehmensleitung die Verantwortung trägt.

Compliance und Nachhaltigkeit
Wie also sieht die Zukunft und die weitere Entwicklung des Compliance Managements 
aus? Wo genau liegt der Link zwischen Nachhaltigkeit der Unternehmensführung und 
des Geschäftsmodells und Compliance? Auf der operativen Ebene werden wir die 
arbeitsteilige Professionalität in den verschiedenen Compliance-Segmenten organisie-
ren, und auf der strategischen Ebene wird es um thematische Integration, organisato-
rische Abstimmung und Lenkung gehen. Beides zusammen bildet das integrative 
normative Management eines Unternehmens, dessen kommunikative und prakti-
sche Realisierung Aufgabe der oberen Führungskräfte und des Managements ist.  ‹‹

Schwerpunkt: Compliance Management 
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Abbildung 1: Integratives normatives strategisches Management
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Emerging Markets
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Die Richtlinie unseres Handelns für alle Märkte, in denen wir Aktivitäten entfal-
ten, ist das deutsche Rechtssystem. Wir sehen das deutsche System auch als 
Grundlage des weltweit einheitlichen Compliance-Systems bei HOCHTIEF. 
Warum? 

Korruptionsstraftaten – auch solche, die im Ausland begangen werden – können durch 
die Staatsanwaltschaft in Deutschland verfolgt werden. Hier ist zudem die Wahr-
scheinlichkeit der strafrechtlichen Verfolgung in den letzten drei, vier Jahren deutlich 
gestiegen. So ermitteln zurzeit deutsche Staatsanwälte in ca. 70 Fällen von Auslands-
bestechungen. Das erscheint wenig, ist aber gemessen an einstelligen Verfahrens-
zahlen in Frankreich, Großbritannien, Holland und Schweden sehr viel. Nur in den 
USA ist die tatsächliche Zahl der Ermittlungsverfahren mit ca. 150 Fällen weitaus 
 höher – in der Relation allerdings geringer als in Deutschland. Es ist klar, dass es zu ›› 
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erheblichen Wettbewerbsnachteilen kommen kann, wenn die Strafverfolgung in 
Deutschland deutlich ernster genommen wird als in anderen Ländern. 

Ein weiterer Punkt ist die Vorteilsabschöpfung, die im Ordnungswidrigkeiten- und Straf-
gesetz festgelegt ist. Diese Abschöpfung kann sich auf den Konzernumsatz beziehen, 
selbst dann, wenn es sich um eine Gesellschaft im vierten, fünften oder sechsten Glied 
handelt. Aus meiner Sicht hat diese Regelung aber auch signifikante Präventions
wirkung. Dies wird deutlich, wenn man sich anhand eines konkreten Beispiels deren 
dramatische Folgen klarmacht: Für ein Projekt im Gesamtwert von 300 Mio. Euro, bei 
dem Bestechungsgelder in geringer Höhe geflossen sind, berechnete die Staatsan-
waltschaft eine Abschöpfung von zehn Prozent des Konzernumsatzes. Schon waren 
100 Mio. Euro fällig. Bereits deshalb ist es sinnvoll, für sämtliche Märkte, in denen wir 
Aktivitäten entfalten, das strenge deutsche Rechtssystem anzuwenden.

Konsequent ist es damit, auch die Compliance-Organisation weltweit so aufzubauen, 
dass sie den deutschen Anforderungen entspricht. Nach diesen strengen Regeln le-
gen wir unsere Richtlinien für ein weltweites, einheitliches Compliance Management 
fest – auch für Emerging Markets.

Unsere Compliance-Kultur in Emerging Markets
Wenn wir Aktivitäten in Staaten entwickeln, in denen ein Compliance-Verhalten, wie 
wir es uns wünschen, nicht üblich ist, gibt es ein bewährtes Verfahren. Man versucht 
»Islands of Integrity« zu bilden – eine Methode, die auch Transparency International 
empfiehlt. Da es sich in der Regel um Projektgeschäfte handelt, treffen wir mit allen 
Projektpartnern Integritätsvereinbarungen, in denen wir festlegen, dass wir uns bei 
Verstößen umgehend gegenseitig informieren. Dies verlangt Nachdrücklichkeit, auch 
gegenüber dem Auftraggeber – das ist schwierig, aber möglich.

Die Durchsetzung der europäischen und amerikanischen Compliance-Systeme in Rein-
kultur wäre für uns zwingend, wenn wir eine dauerhafte Präsenz im Markt beabsich-
tigen. Bauen wir eine eigene Gesellschaft auf, dann wird in dieser Gesellschaft unser 
eigenes Compliance-System etabliert. Wir haben auch Standorte / Länder auf unserer 
»Blacklist«, wo wir weder präsent sein wollen noch einzelne Projekte durchführen. 
Zum Beispiel werden wir in Nigeria keine Aktivitäten entfalten, solange sich dort die 
Verhältnisse nicht radikal ändern. 

Eine der wesentlichen Grundlagen für unsere Entscheidungen ist der »Corruption 
Perceptions Index« von Transparency International. Ein weiteres Auswahlkriterium ist 
aber auch die Antwort auf die Frage: Was ist das für ein Projekt? Handelt es sich um 
ein von der Weltbank finanziertes Projekt in einem der Länder, die in der unteren Hälfte 
des »Corruption Perceptions Index« stehen, stellen wir andere Überlegungen an, denn 
hier gibt es in der Regel verlässliche Integritätsvereinbarungen.

Compliance-Struktur bei HOCHTIEF: schlank, schnell und effizient
Wir haben in der Verwaltung der Holding ein kleines, sehr effektives Team, das die 
Regeln für die Geschäftstätigkeiten vorgibt, um Korruption zu vermeiden. Diesem Team 
gehört auch ein Strafrechtsexperte an, der sofort eingreifen kann, wenn relevante Fra-
gestellungen auftreten. Auch haben wir für alle Tochtergesellschaften einen Compli-
ance-Verantwortlichen bestimmt. Diese Compliance-Verantwortlichen sind für die 
Einhaltung von Compliance in ihrem Verantwortungsbereich zuständig: Das sind allein 
in Europa über 50 Experten. In einer klaren Abstufung sorgen wir für die permanente 
Information und Schulung der Mitarbeiter und stellen eine hohe Sensibilität für alle 
Fragen zur qualifizierten Umsetzung der Compliance-Richtlinien sicher.

Schwerpunkt: Compliance Management 
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Einheitliches Compliance Management – auch für Emerging Markets

Unternehmenskultur fördert Compliance
Wichtig ist, dass eine konsequente Einhaltung der Compliance-Richtlinien Anerken-
nung findet und dies im Rahmen der guten Corporate Governance von Vorstand und 
Aufsichtsrat als wichtiger Wert für das Unternehmen hervorgehoben wird. Ein ent-
gangenes Geschäft, das aufgrund der Einhaltung der Compliance-Richtlinien nicht 
stattfand, hat in keinem Fall negative Auswirkungen für die Betroffenen. Allerdings 
sind die Gründe genau zu dokumentieren. Es ist oft nur eine Frage der »Pfiffigkeit« 
(intelligente Lösungen), dass sich Projekte auch ohne Korruption umsetzen lassen 
und so die Marktchancen genutzt werden können. 

Whistleblowing-System – ein Beitrag zur Stärkung des Vertrauens
Die Einrichtung eines Whistleblowing-Systems hat sich grundsätzlich als nützlich er-
wiesen. Es setzt allerdings einen hohen Vertraulichkeitsgrad und die sensible Bear-
beitung der Informationen voraus. Als sicherster Weg für anonyme Whistleblowing-  
Hinweise hat sich der traditionelle Postweg bewährt. Bei HOCHTIEF setzen wir darü-
ber hinaus auf ein Dreifachsystem:
1.	Interne Hotline zum Chief Compliance Officer
2.	Externe Hotline unter Einschaltung einer Anwaltskanzlei
3.	Streng vertrauliches E-Mail-System

Das Whistleblowing-System hat bisher zu folgenden Erkenntnissen geführt:
60 – 80 Prozent der Hinweise betreffen den Bereich Personalangelegenheiten,•	

20 – 30 Prozent gehören zu allgemeinen Compliance-Fragen,•	

Etwa 10 Prozent sind Vorfälle, die einer gründlichen Untersuchung bedürfen.•	

Empfehlungen für eine effiziente Überwachung des Compliance-Systems
1.	Institutionalisierter Dialog 

Es ist von besonderer Bedeutung, dass der Aufsichtsrat ein fundiertes Vertrauens
verhältnis zu den Experten im Unternehmen entwickelt. Dieses kann vertieft werden 
durch regelmäßige Gespräche zwischen Vertretern des Aufsichtsrats, insbesondere 
des für Compliance zuständigen Ausschusses, dem Chief Compliance Officer und 
dem Leiter der Internen Revision. Der Dialog sollte folgende Aspekte umfassen:

Analyse der Vorfälle und der gewonnenen Erkenntnisse. •	

Information über getroffene Maßnahmen, insbesondere solche zur Überwachung •	

und Schaffung einer nachhaltigen Compliance-Struktur. Diese bedürfen einer 
konkreten Beschreibung: Statistik und »Zahlen-Crunch« reichen hier nicht aus. 
Ausarbeitung von Vorschlägen für strukturelle und personelle Maßnahmen.•	

 
Der Vorstand ist gut beraten, bei diesen Gesprächen mit den Vertretern des Auf-
sichtsrats nicht anwesend zu sein. 

2.	Compliance als Botschaft an die Hauptversammlung
Der Aufsichtsratsvorsitzende berichtet über Compliance im Allgemeinen in der 
Hauptversammlung und nimmt Bezug auf den Beitrag zur Wertekultur des Unter-
nehmens. 

3.	Zustimmungsbedürftige Geschäfte für schwierige Märkte
Es ist zu empfehlen, eine Liste von »problematischen« Märkten / Ländern zu erstel-
len, für die der Aufsichtsrat zu einer Geschäftsaufnahme seine Zustimmung geben 
muss, unabhängig von der Größe des Engagements. Auch bei Compliance gilt das 
Grundprinzip der Ordnungsmäßigkeit. Die Überwachung durch den Aufsichtsrat 
soll geordnet, systematisch und vorausschauend erfolgen.  ‹‹
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Compliance aus 
gewerkschaftlicher Sicht

Dietmar Hexel, Lasse Pütz

Hinter dem aus dem angloamerikanischen Rechtskreis übernommenen Begriff 
Compliance steckt wenig Neues. Bezeichnet dieser Begriff doch nichts anderes 
als »Regeltreue«, also die selbstverständliche Pflicht, Gesetze und Richtlinien, 
die sich eine demokratische Gesellschaft oder ein Unternehmen gegeben hat, 
auch einzuhalten. Das gilt natürlich auch für freiwillige Kodizes in Unternehmen. 
Neu sind hingegen die Mechanismen und die systematische Herangehensweise, 
mit denen die Einhaltung der Regeln sichergestellt wird, sowie die Tatsache, dass 
deutsche Gesetze und Verordnungen mittlerweile ebenso den Begriff Compli-
ance verwenden (vgl. nur: §§ 33 ff. WpHG). Entsprechend kommen die meisten 
Fragestellungen im Zusammenhang mit Compliance und einem Compliance 
Management-System (CMS) unter einer neuen Überschrift daher. Betrachtet 
man diese genauer, stellt sich schnell heraus, dass z. B. die meisten Themen für 
Arbeitnehmer und ihre Vertreter »alte Bekannte« sind. 

Der Grund für Compliance-Systeme ist das bekannt gewordene Versagen von ver-
antwortlichen Entscheidern in Führungsetagen und dessen verheerende Wirkung 
auf Kultur, Redlichkeit und legitimes Handeln in den Unternehmen und in der Zivil-
gesellschaft. Hinzu kommt, dass Risiko und Haftung immer mehr auseinanderfallen. 
Das erleichtert in der Folge Verstöße gegen Gesetz und Recht. Letztlich geht es bei 
Compliance um eine Risikominimierung im Unternehmen, um die richtigen, also 
 effektiven Werkzeuge von Unternehmensführung, und um Effizienz bei den einge-
setzten Verfahren. Bestehende Inselsysteme wie Revision, Controlling, Werkschutz, 
 Datensicherung, Risikomanagement etc. sind zu einem sinnvollen System zu sam-
menzufassen. 

Die Bedeutung einer funktionierenden Corporate Governance, die auf Transparenz, 
Vertrauen, klaren Zielen mit Ergebnisorientierung und Kontrollen aufgebaut ist, zeigen 
die derzeitige Auseinandersetzung in der Literatur sowie die immer wieder bekannt 
werdenden Gesetzesverstöße. Verhängte Strafen und Schäden in Millionenhöhe for-
dern dazu auf, das jeweilige Compliance-System im Unternehmen gut zu kennen und 
der spezifischen Lage anzupassen. Die Diskussion wird derzeit durch den Geschäfts-
sinn einiger Beratungsfirmen angetrieben. Und auch die Regierungskommission 
Corporate Governance Kodex hat – dem Zeitgeist folgend – bereits 2007 Compliance 
in den Kodex aufgenommen (Tz 3.4 Abs. 2 S. 1, 4.1.3 und 5.3.2 S. 1). Seit 2012 wird 
zusätzlich empfohlen, dass sich der Aufsichtsratsvorsitzende zwischen den Sitzun-
gen mit dem Vorstand über anstehende Fragen der Compliance im Unternehmen 
berät (Tz 5.2 Abs. 3 S. 1) – was allerdings ohnehin eine Selbstverständlichkeit sein 
sollte. Das gilt auch für alle Mitglieder des Präsidiums eines Aufsichtsrats. Ausländische 
Rechtsvorschriften, wie z. B. der UK Bribery Act 2010, verstärken die Entwicklung der 
Compliance-Systeme noch. Arbeitnehmer und ihre Interessenvertreter werden sich 
diesen Herausforderungen stets stellen.

Dietmar Hexel gehört seit 2002 dem 
Geschäftsführenden Bundesvorstand 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
(DGB) an und verantwortet die Bereiche 
Industrie-, Energie- und Mitbestim-
mungspolitik. Er ist seit 2006 Mitglied in 
der Regierungskommission Deutscher 
Corporate Governance Kodex (DCGK). 

Lasse Pütz ist Referatsleiter Wirtschafts-
recht in der Hans-Böckler-Stiftung. Zu 
seinen Arbeitsschwerpunkten gehören 
neben dem Unternehmensrecht und 
der Unternehmensmitbestimmung auch 
das Thema Compliance. 

ZUR PERSON
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Compliance – »Wie der Herr, so’s Gescherr«
Als Leitungsorgan der Gesellschaft trifft zunächst den Vor-
stand bzw. die Geschäftsführung eine Organisations- und 
Aufsichtspflicht. Die Unternehmensleitung ist verpflichtet, 
das Unternehmen so zu organisieren, dass gesetzliche und 
unternehmensinterne Vorschriften durch das Unternehmen 
(inklusive der eventuell nachgeordneten Konzernunterneh-
men) und seine Mitarbeiter eingehalten werden (§§ 76 
Abs. 1, 91 Abs. 2 AktG bzw. § 43 GmbHG). Diese Verantwor-
tung muss gelebt werden. Ohne ein auch gelebtes Bekennt-
nis der Geschäftsleitung und des Managements, sich an die 
bestehenden Regelungen zu halten und ethisch zu handeln (»Tone from the Top«), 
wird kein CMS erfolgreich sein. »Wie der Herr, so’s Gescherr«, sagt ein altes deut-
sches Sprichwort. Ein CMS und die entsprechenden Regelungen müssen für alle – 
Vorstände, Manager wie Arbeitnehmer – gleichermaßen gelten. 

Compliance – auch ein Thema für den Aufsichtsrat
Schwere Compliance-Verstöße können eine existenzbedrohende Wirkung auf das 
Unternehmen haben. Es ist unerlässlich, dass sich der Aufsichtsrat mit diesem Thema 
befasst.1 Er hat die Pflicht, die Geschäftsleitung zu überwachen und zu beraten, ob sie 
ein wirksames und angemessenes System zur Vermeidung von Compliance-Verstößen 
eingerichtet hat (Systemkontrolle). Auch ist er verpflichtet, präventiv Fehlentwicklun-
gen zu verhindern. Der Aufsichtsrat muss daher auf eine regelmäßige Information 
über die Entwicklung der Compliance im Unternehmen sowie hinsichtlich des CMS 
bestehen. Daneben ist – um zu verhindern, dass Compliance-relevante Informatio-
nen auf der Ebene der Geschäftsleitung »stecken bleiben«, etwa weil ein Vorstand 
selbst involviert ist – dem Chief Compliance Officer (CCO), dem Leiter der Internen 
Revision und dem Leiter der Informationssysteme stets für bestimmte Verstöße ein 
direkter Berichtsweg an den Aufsichtsrat einzuräumen. Dem Betriebsrat steht zu-
meist ohnehin jederzeit der direkte Berichtsweg offen. Ferner kann es sinnvoll sein, 
eine Versetzung oder Kündigung des CCO der Zustimmung des Aufsichtsrats zu unter-
werfen (§ 111 Abs. 4 S. 2 AktG). 

Der Aufsichtsrat muss sich die relevanten Fragen hinsichtlich Compliance stets auch 
selbst stellen. Er sollte sich durch regelmäßige Auditierung, eine angemessene Ge-
schäftsordnung, eine klare Informationsordnung und einen Katalog zustimmungsbe-
dürftiger Geschäfte auch selbst Compliance-Regeln geben. Ein wichtiger Bestandteil 
dieser Bestimmungen kann eine regelmäßige Effizienzprüfung sein, wie sie der Deut-
sche Corporate Governance Kodex für börsennotierte Unternehmen (DCGK) emp-
fiehlt (Tz. 5.6).2 Daneben tragen auch die Kontrollwirkung durch Unternehmensmitbe-
stimmung sowie regelmäßige Schulungen zur internen Aufsichtsrats-Compliance 
bei. Die im DCGK vorgesehene angemessene Unterstützung von Aus- und Fortbil-
dungsmaßnahmen von Aufsichtsräten (Tz. 5.4.5 Abs. 2) ist damit auch ein Beitrag zur 
Sicherstellung von Compliance im Unternehmen.

Beteiligung der Beschäftigten als Bedingung für das Gelingen eines CMS
Vertrauen, Transparenz, klare Verantwortlichkeiten und gegenseitiges Feedback sind 
für eine gute Unternehmensführung unerlässlich. Ein gutes CMS ist ein Schritt zu 
mehr Transparenz und Mitwirkung. Die direkte Beteiligung der Beschäftigten sowie 
die Mitwirkung und Mitbestimmung durch Interessenvertretungen sind Bedingun-
gen für das Gelingen eines CMS. Unternehmen, die bei allen Schritten (d. h. bereits 
vor der Umsetzung des CMS) die Vertreter der Arbeitnehmer – insbesondere den 
Betriebsrat – über die gesetzlichen Verpflichtungen hinaus einbeziehen, um Rat und 
Vorschläge einzuholen, schaffen das nötige Vertrauen und damit die Voraussetzung  ›› 

1	 Pütz, Hans-Böckler-Stiftung (Hrsg.), Arbeitshilfe für 
Aufsichtsräte Nr. 15, Compliance, 2011.

2	 Sick, Hans-Böckler-Stiftung (Hrsg.), Arbeitshilfe für 
Aufsichtsräte Nr. 16, Die Effizienzprüfung des  
Aufsichtsrats, 2. Auflage, 2011.

Compliance aus gewerkschaftlicher Sicht
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für den Erfolg eines solchen Systems. Bekennen sich Vorstand und Arbeitnehmer-
vertreter gemeinsam verbindlich zur Compliance im Sinne von Transparenz, Vertrauen 
und Verantwortung, so hat dies eine andere Ausstrahlung nach innen und außen als 
einseitig durch den Arbeitgeber erlassene Richtlinien, denen dem Buchstaben, aber 
nicht dem Geiste nach gefolgt wird. Die Kompetenz der Beschäftigten und ihrer Inte-
ressenvertretungen muss daher ein Leitmotiv für die Entwicklung, Anwendung bis 
hin zur Überprüfung und Anpassung von Compliance-Richtlinien und eines CMS sein. 
Das Risiko einer Überreglementierung wird dadurch minimiert. Gleichzeitig wird damit 
sichergestellt, dass die Struktur eines CMS und die entsprechenden Richtlinien ver-
standen werden sowie praxisnah, verhältnismäßig und effektiv sind. 

Kenntnisse und Anliegen der Arbeitnehmer berücksichtigen
Jedes CMS ist spezifisch auf das jeweilige Unternehmen bzw. den jeweiligen Kon-
zern und seine Kultur hin anzupassen. Gleichzeitig wirkt es kulturverändernd, was aller-
dings eine starke Leitung oder einen breiten Konsens im Unternehmen voraussetzt.3 
Das eine CMS für alle Unternehmen gibt es nicht, weshalb die relevanten Risiken unter-
nehmens- bzw. konzernbezogen zu ermitteln und abzuwägen sind. Arbeitnehmer so-
wie ihre Vertreter in Betriebsräten und im Aufsichtsrat haben hier eine entscheidende 
Rolle, weil sie die relevanten Risiken oft gut kennen und wissen, wie diese bewältigt 
werden können. Auch sollte immer bedacht werden, dass Gesetze und Richtlinien oft 
dem Schutz der Beschäftigten dienen.

Vorsicht vor einer Kultur des Misstrauens
Leider verkennen viele Berater und Unternehmensverantwortliche die Bedeutung 
der Unternehmenskultur für den Erfolg, aber auch für die Compliance des Unterneh-
mens. Umfangreiche Kontrollen der Arbeitnehmer sowie drakonische Strafen sollen 
Compliance-Verstöße verhindern. Das Gegenteil ist meist der Fall. Eine Kultur des 
Misstrauens und der genauen Befolgung angeblich sinnvoller Detailregeln bewirkt 
ein gelähmtes Unternehmen – oder führt zu »intelligenten« Umgehungsstrategien. 
Vertrauen bleibt deshalb der wichtigste Baustein erfolgreicher Unternehmensfüh-
rung.4 Eine negative Grundstimmung kann vermieden werden, wenn präventive 
Maßnahmen – wie z. B. Schulungen über die Leitwerte des Unternehmens und die 
Haltung der Führung zu Compliance – den Schwerpunkt bei der Einführung oder Ver-
änderung eines CMS ausmachen. Soweit arbeitsrechtliche Konsequenzen oder gar 
staatsanwaltliche Ermittlungen notwendig werden, haben diese dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit zu entsprechen. Die Rechte der Arbeitnehmer und des Betriebs-
rats sind stets zu wahren. Jede rechtswidrige Überwachung ist immer auch ein Com-
pliance-Verstoß. Erfolgt sie mithilfe technischer Systeme, ist z. B. § 87 Abs. 1 Nr. 6 
BetrVG zu beachten. Schon deshalb ist von einer ungeprüften Übernahme von anglo-
amerikanischen Maßnahmen und Rechtsinstrumenten abzusehen. 

Whistleblowing: Reformbedarf an zentraler Stelle 
Kaum ein CMS kommt ohne ein Hinweisgebersystem aus. Leider ist die bisherige 
Rechtslage bei solchen Hinweisen jedoch unzureichend. Bemühungen um eine ge-
setzliche Verbesserung zum Schutz von Hinweisgebern – vor allem solcher, die im 
Beschäftigungsverhältnis zum Unternehmen stehen – sind daher grundsätzlich zu 
begrüßen.5 Ziel eines solchen Gesetzes sollte es u. a. sein, eine gesetzliche Beweis-
lastumkehr im Fall von Repressionen zu verankern.6 Dessen ungeachtet muss aber 
immer auch das von der Rechtsprechung anerkannte Mitbestimmungsrecht bei der 
Einführung von Whistleblowing beachtet werden und Whistleblowing-Regelungen 
müssen durch Betriebsvereinbarungen transparent und im Sinne der Beschäftigten 
gestaltet werden.7 Der Hinweis auf Verstöße gegen Recht und Gesetz darf im Übrigen 
niemals ein Kündigungsgrund sein. Das Kündigungsschutzgesetz ist entsprechend 
anzupassen.

3	 Schein, Unternehmenskultur, 1995 sowie ders.:  
Führung und Veränderungsmanagement, 2008.

4	 Vgl. u. a. besonders: Malik: Führen, Leisten, Leben, 
2006.

5	 Vgl. hierzu den Gesetzentwurf der SPD-Fraktion  
(BT-Dr. 17/8567) und den Antrag der Fraktion Die 
Linke (BT-Dr. 17/6492), sowie die Stellungnahme des 
DGB: Ausschussdrucksache / BT-Dr. 17(11)783, S. 4 ff.

6	 Beschluss des 19. DGB Bundeskongresses 2010,  
Antrag H 7.

7	 Siehe hierzu: Whistleblower-Netzwerk e.V., Hans-
Böckler-Stiftung (Hrsg.), Betriebs- und Dienstverein-
barungen / Kurzauswertungen, Whistleblowing, 2011.
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Zusammenfassung
Eine gute und funktionierende Corporate Governance baut auf Transparenz, Vertrauen, 
Verantwortung, Zielen und Kontrollen auf. Gesetze und Regelungen sind im Unter-
nehmen von jedermann einzuhalten. Der Druck auf die Unternehmen, sich rechtmäßig 
zu verhalten, steigt, weil Unternehmenskulturen Missachtungen zugelassen haben. 
Der Begriff Compliance und die Maßnahmen eines CMS müssen ab einer bestimmten 
Unternehmensgröße zu einem festen Bestandteil der Unternehmensstruktur wer-
den. Für eine langfristig funktionierende Corporate Governance wird sich ein CMS 
jedoch nur als erfolgreich erweisen, wenn eine offene, transparente und über die ge-
setzlichen Mitsprache- und Beteiligungsrechte hinausgehende Kultur geschaffen 
wird und alle Handelnden mit einbezogen werden. Betriebsräte und Aufsichtsräte 
sind wertvolle Unterstützer bei der Einführung und Anwendung von CMS. ‹‹

» In einem familiengeführten 
Unternehmen sind die 
 Com pliance-Grundsätze 
 leichter durchsetzbar. «

Interview mit Prof. Dr. Claus Hipp

Prof. Dr. Claus Hipp ist geschäftsführender 
Gesellschafter der HiPP GmbH & Co. Ver-
trieb KG (HiPP). Der promovierte Jurist ist 
zugleich als freischaffender Künstler tätig 
und unterrichtet nicht gegenständliche 
Malerei an der Staat lichen Kunstakademie 
Tiflis in Georgien.

Das Unternehmen HiPP wurde 1932 ge-
grün det und stellt heute neben Säuglings-
nahrung auch Nahrungsergänzungs- und 
Pflegeprodukte für Schwangere her. Zu 
den wichtigsten Absatzmärkten zählen 
 neben Deutschland auch Frankreich, Groß-
britannien, Italien, Kroatien, Österreich, 
 Polen, Russland, die Schweiz, Skandina-
vien, die Slowakei, Slowenien, Spanien, 
Tschechien, die Türkei, die Ukraine, Ungarn 
und weitere osteuropäische Länder.

ZUR PERSON

I. Unternehmerischer Anspruch und Compliance

Herr Professor Hipp, das Unternehmen HiPP pflegt seit über fünf Jahrzehnten den un-
ternehmerischen Anspruch einer bewussten und sensiblen Auseinandersetzung mit 
den Themen Natur, Mensch und Wirtschaft. Wie stellen Sie sicher, dass Ihr Unterneh-
men auf allen Stufen und stets diesem Anspruch gerecht wird?
Wir betreiben seit über 50 Jahren biologischen Anbau. Unsere Mitarbeiter wissen, 
 welchen Anspruch wir haben und was der Erhalt dieses Anspruchs für uns bedeutet. 
Sie sind zugleich der wesentliche Faktor für dessen Aufrechterhaltung und Durchset-
zung. Deshalb müssen sie sich dafür begeistern und selbst davon überzeugt sein. 
Nach diesen Vorgaben wählen wir unsere Mitarbeiter aus. Neue Stellen versuchen wir 
zunächst intern zu besetzen, was den großen Vorteil hat, dass der Mitarbeiter das 
 Unternehmen und den unternehmerischen Anspruch schon kennt und diesen unmit-
telbar im Rahmen seiner neuen Aufgabe umsetzen kann. Aber auch neue Mitarbeiter 
erhalten Schulungen und Unterweisungen; an ihnen nehme auch ich persönlich häu-
fig teil. Die Philosophie des Hauses wird allen Mitarbeitern vorgetragen und gemein-
sam gelebt. Wer sich dazu entscheidet, zu uns zu kommen, der weiß auch, was ihn 
erwartet.

Sie haben es auch erreicht, Produkte höchster Qualität und mit der besten Wahrneh-
mung durch die Verbraucher über die Jahre mit großem Erfolg zu verkaufen. Wie ist 
es Ihnen gelungen, dass dieses Image durch keine Störung beeinträchtigt wurde?
Die höchste Qualität unserer Produkte hatte schon die oberste Priorität, als mein 
Großvater im Jahr 1899 mit der Herstellung der Babynahrung begann. Heute wird ›› 
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das Unternehmen in der vierten Generation geleitet, die diesen Qualitätsanspruch 
unverändert aus Überzeugung lebt und umsetzt.

Welche unternehmerischen Instrumente setzen Sie ein, um diese Erfolge langfristig zu 
sichern? Welche Rolle spielt dabei das Compliance Management? Wie hat sich die-
ses im Laufe der vergangenen Jahre verändert? 
Für HiPP ist es wichtig, dass »Compliance« nicht als ein Fremdwort wahrgenommen 
wird – es kommt vielmehr darauf an, dass das, was Compliance ausmacht, von allen 
Beteiligten auch tatsächlich verstanden und umgesetzt wird. Wir haben uns deshalb 
eine Ethik-Charta gegeben und darüber hinaus eine Beschreibung, wie diese Ethik-
Charta umgesetzt wird. Beides ist in einer zugänglichen und einfachen Form verfasst, 
sodass es von allen Mitarbeitern und Lieferanten verstanden werden kann – dadurch 
wird es auch angenommen. Darüber hinaus wird im Unternehmen offen und regel-
mäßig über die Ethik-Charta und die Gründe gesprochen, warum diese Prinzipien 
unbedingt eingehalten werden müssen. Ich selbst bin im Durchschnitt zwei Abende 
in der Woche unterwegs, um über dieses Thema mit den Beteiligten zu sprechen. 

In regelmäßigen Sitzungen aller Mitarbeiterstufen wer-
den die eingeleiteten Maßnahmen kontrolliert, aber 
auch hinterfragt und an die aktuellen Umstände ange-
passt. Als Beispiel für eine Anpassung kann ich den In-
formationsfluss im und aus dem Unternehmen nennen: 
Informationen müssen unbedingt fließen – vor dem 
Hintergrund der neuen schnellen Medien können der 
Informationsumfang und die Geschwindigkeit der Infor-
mationsverbreitung jedoch schnell ein Ausmaß anneh-
men, das einer funktionierenden Unternehmensfüh-
rung abträglich ist. Deshalb müssen die fließenden 
Informationen präzise und umfassend sein, sich jedoch 
zugleich auf das Wesentliche konzentrieren. 

»Wir haben uns deshalb eine  

Ethik-Charta gegeben und darüber  

hinaus eine Beschreibung, wie diese  

Ethik-Charta umgesetzt wird.«
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des KPMG-Netzwerks unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG International Cooperative („KPMG International“),  
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»In einem familiengeführten Unternehmen sind die Compliance-Grundsätze leichter durchsetzbar.«

Herr Professor Hipp, wie Sie bereits erwähnt haben, ist 
HiPP ein familiengeführtes Unternehmen; wie wirkt 
sich diese Tatsache auf das Compliance Management 
in Ihrem Unternehmen aus? 
In der Tat sind die Compliance-Grundsätze leichter 
durchsetzbar, weil wir längerfristig denken: Der Einzel-
ne denkt an die eigenen Enkelkinder, er bleibt länger im 
Unternehmen. Auch können kurzfristige Nachteile eher 
in Kauf genommen werden, um langfristig Erfolg zu er-
zielen. Hier haben wir eindeutig einen Vorteil gegenüber 
kapitalmarktorientierten Unternehmen, die auf Kursent-
wicklungen achten müssen.

II. Unternehmensführung und Werte

Ihr Unternehmen ist weltweit tätig, unter anderem auch in Ländern, in denen zu  
vermuten ist, dass die von Ihnen erwähnte Ethik-Charta aufgrund anderer vorherr-
schender wirtschaftlicher und politischer Probleme besonderen Herausforderungen 
begegnen könnte. Welche Erfahrungen haben Sie bei der Durchsetzung von Unter-
nehmenswerten in solchen Ländern gemacht?
Unser Werteanspruch wird überall gelebt, wo HiPP auch tätig ist, weil auch unsere 
Produkte überall, wo sie angeboten werden, die gleiche Qualität haben.

Welche fünf Empfehlungen geben Sie Aufsichtsräten, um die Einhaltung von Wert-
vorstellungen im Rahmen ihrer Überwachungs- und Beratungsfunktion voranzutrei-
ben?
1.	Werte erkennen und sich selbst zu ihnen bekennen.
2.	So handeln, wie man selbst behandelt werden möchte.
3.	Langfristig denken.
4.	Das gemeine Wohl über die eigenen Interessen stellen.
5.	Sich von Misserfolgen nicht beirren lassen.

III. Aktivität im Markt

Welche Rolle spielt das Compliance Management bei Ihren Aktivitäten im Markt?
Die Compliance spielt in unserem gesamten Handeln eine wesentliche Rolle. In dem 
erwähnten Werte-Management haben wir daher auch die Grundsätze im Umgang 
mit Kunden und Konkurrenten definiert und leben diese konsequent. Da wir jedoch 
eine bekannte Marke führen, sind wir auch Angriffen von außen ausgesetzt – auch 
weil diese Anderen Publizität bringen. Das ist der Preis, den wir für die Pressefreiheit 
bezahlen müssen. Dagegen können wir uns nur schlecht wehren; aber solange wir 
nach unserem Gewissen gerecht handeln, können uns unwahre Behauptungen und 
Angriffe nichts anhaben.

Das Geschäftsfeld der Säuglings- und Kindernahrung unterliegt sehr strengen regu-
latorischen Vorgaben der EU. Wie stellen Sie sicher, dass diese Anforderungen auch 
außerhalb der EU, z. B. in osteuropäischen Ländern, erfüllt werden? 
HiPP hält die EU-Maßstäbe nicht nur ein, sondern überschreitet sie auch im positiven 
Sinne. Dies wird im Ausland als unser Wettbewerbsvorteil angesehen, weshalb es 
uns umso wichtiger ist, auf allen Märkten, auf denen wir tätig sind, Produkte in gleicher 
Qualität anzubieten.  ‹‹

Das Interview wurde geführt von Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Peter Hommelhoff und  
Ivona Kovacevic.

»Der Einzelne denkt an die  

eigenen Enkelkinder, er bleibt  

länger im Unternehmen.«
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Aktuelle Rechtsprechung

leisten könne. Man habe einen Bewerber 
gewählt, der das Unternehmen »langfris-
tig in den Wind stellen« könne. Daneben 
wurden auch »fachliche Differenzen« als 
Gründe für den Wechsel angegeben.

Die Stadt Köln strebt eine Altersgrenze 
von 65 Jahren bei Spitzenmanagern städ-
tischer Unternehmen an.

K machte geltend, dass er aufgrund sei-
nes Alters nicht weiter beschäftigt wor-
den sei und verklagte die GmbH auf Er-
satz seines materiellen und immateriellen 
Schadens nach dem AGG.

Das Landgericht Köln hatte in der ersten 
Instanz die Klage mit der Begründung ab-
gewiesen, dass die Abberufung von Ge-
schäftsführern oder die Befristung ihrer 
Bestellung nicht unter den Schutz des 
AGG fielen und aus diesem Grund auch 
bei dem Zugang zum Amt des Geschäfts-
führers ein geringeres Schutzniveau be-
stünde.

Der BGH hat dagegen einen Anspruch 
des K auf Schadensersatz nach dem 
AGG bejaht.

Entscheidung über Zugang zum Amt
Das AGG bestimmt, dass für den Zugang 
zur Erwerbstätigkeit sowie den beruf
lichen Aufstieg Vorschriften des AGG 
auch für Geschäftsführer und Vorstände 
entsprechend gelten (§ 6 Abs. 3 AGG).

Nach Auffassung des BGH fällt sowohl 
der Abschluss eines Geschäftsführeran-
stellungsvertrags als auch die Bestellung 

Der Bundesgerichtshof hat in seinem Urteil vom 23.4.2012 erstmals das Allge-
meine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) auf einen GmbH-Geschäftsführer an-
gewandt. Geklagt hatte ein Geschäftsführer, dessen Dienstvertrag nach dem 
Auslaufen einer Befristung nicht verlängert worden war. Er machte geltend, 
dass aufgrund seines Alters der Neuabschluss seines Dienstvertrags sowie die 
weitere Bestellung verweigert worden seien.

Sachverhalt
Der im Jahr 1947 geborene Kläger (K) war 
bis Ende August 2009 Geschäftsführer 
einer Klinik (eine GmbH), deren Alleinge-
sellschafterin die Stadt Köln ist. Die Ge-
sellschaft hat einen fakultativen Aufsichts-
rat. Die Bestellung und Abberufung des 
Geschäftsführers erfolgt gemäß dem Ge-
sellschaftsvertrag nach einer Anhörung 
und Empfehlung des Aufsichtsrats durch 
die Gesellschafterversammlung. Über 
den Abschluss, die Aufhebung und die 
Änderung des Dienstvertrags entschei-
det nach dem Gesellschaftsvertrag der 
Aufsichtsrat. 

Im Dienstvertrag des K war festgelegt, 
dass sich die Vertragsparteien spätestens 
zwölf Monate vor Ablauf des Dienstver-
trags gegenseitig schriftlich informieren 
sollten, ob sie zu einer Vertragsverlän
gerung von weiteren fünf Jahren bereit 
wären. Der Aufsichtsrat der GmbH be-
schloss Mitte Oktober 2008, die Fort
setzung des Dienstvertrags über den 
31.8.2009 hinaus abzulehnen. Die Stelle 
wurde mit einem 41-Jährigen neu be-
setzt.

Der Aufsichtsratsvorsitzende nannte ge-
genüber der Lokalpresse als Grund für 
die Nichtverlängerung des Dienstvertrags 
u. a. das Alter des K, der zum Auslaufen 
des Vertrags im Jahr 2009 62 Jahre alt 
war. Problematisch sei, dass K in der 
»Umbruchsituation des Gesundheits-
markts« und angesichts der »Herausfor-
derungen im Gesundheitswesen« nicht 
die Kontinuität in der Geschäftsführung 
über das 65. Lebensjahr hinaus gewähr-

Allgemeines Gleichbehandlungs-
gesetz auf GmbH-Geschäfts
führer angewandt 
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und durch ein legitimes Ziel gerechtfer-
tigt ist (§ 10 AGG). 

Als legitimes Ziel kommen zwar laut BGH 
außer Belangen des Gemeinwohls auch 
anerkennenswerte betriebs- und unter-
nehmensbezogene Interessen in Be-
tracht. Das Ziel der Stadt Köln, generell 
eine Altersgrenze von 65 Jahren bei Spit-
zen managern städtischer Unternehmen 
anzustreben, stelle für sich jedoch kein 
legitimes Ziel nach dem AGG dar. 

Praxisrelevanz
Der BGH hat mit seinem Urteil die in der 
juristischen Literatur umstrittene Frage 
geklärt, dass auch der Bestellungsakt 
zum Geschäftsführer oder Vorstand und 
nicht nur der Abschluss des Anstellungs-
vertrags durch die Benachteiligungsver-
bote des AGG geschützt ist.

Damit die Freiheit des Aufsichtsrats bei 
der Auswahl von Kandidaten für den Vor-
stand oder die Geschäftsführung nicht 
in Widerspruch zum Gesellschaftsrecht 
gerät, wird die Praxis mit Sorgfalt die 
 Gestaltung der Entscheidungsprozesse 
sowie den Austausch der relevanten Ar-
gumente und Informationen gegenüber 
dem Vorstandsmitglied bzw. dem Ge-
schäftsführer zu erwägen haben. Denn 
die Entscheidung des BGH verdeutlicht, 
dass bei der Äußerung von Gründen für 
oder gegen einen Kandidaten Vorsicht 
angebracht ist.

Zur Frage, ob es in Entsprechung der Tz. 
5.1.2 DCGK (»Eine Altersgrenze für Vor-
stände soll festgelegt werden«) zulässig 
ist, auch eine Altersgrenze unterhalb von 
65 Jahren zu bestimmen, hat der BGH 
eine Stellungnahme in seiner Entschei-
dung ausdrücklich abgelehnt. ‹‹

Astrid Gundel

zum Geschäftsführer unter den Anwen-
dungsbereich des AGG. Nur so könne 
der vom Gesetz gewollte Schutz von 
 Geschäftsführern vor Diskriminierung 
erreicht werden. 

Beweis von Indizien für Benachteiligun-
gen ausreichend
Nach dem AGG ist es ausreichend, dass 
vom Kläger Indizien für eine Benachtei-
ligung wegen eines nach dem AGG un-
zulässigen Grundes bewiesen werden 
(§ 22 AGG). Kann der Kläger beispielswei-
se Indizien für eine Benachteiligung auf-
grund seines Alters beweisen, so muss 
der Beklagte den Beweis dafür erbringen, 
dass der Kläger tatsächlich nicht aus die-
sem Grund benachteiligt wurde. Nach 
dem BGH ist diese Vorschrift auch auf 
Geschäftsführer anwendbar. 

Durch die Äußerungen des Aufsichtsrats 
in der Lokalpresse seien Indizien für eine 
Benachteiligung aufgrund des Alters 
durch K bewiesen. Der beklagten Gesell-
schaft sei es auch nicht gelungen, hierfür 
den Gegenbeweis zu erbringen.

Hierbei sei zu beachten, dass es für eine 
Entlastung nicht ausreiche, wenn bewie-
sen werden könne, dass neben den unzu-
lässigen auch andere zulässige Gründe, 
wie hier die fachlichen Differenzen, zu ei-
ner Benachteiligung geführt haben kön-
nen.

Keine Rechtfertigung der Diskriminierung
Die Benachteiligung wurde nach Ansicht 
des BGH auch nicht durch das Vorliegen 
eines legitimen Ziels gerechtfertigt.

Nach dem AGG ist eine unterschiedliche 
Behandlung wegen des Alters u. a. zuläs-
sig, wenn sie objektiv und angemessen 

Verfahrenshinweise
BGH, Urteil vom 23.4.2012 – II ZR 163 / 10, 
online abrufbar unter 
http://www.bundesgerichtshof.de

Vorinstanzen
OLG Köln, Urteil vom 29.7.2010 – 18 U 196 / 09
LG Köln, Urteil vom 27.11.2009 – 87 O 71 / 09

Das OLG Köln hatte dem Kläger bereits 
einen Schadenersatzanspruch zugespro-
chen. Der BGH hat das Urteil des OLG 
Köln aufgrund von Fehlern bei der Feststel-
lung des Schadens teilweise aufgehoben 
und die Sache insoweit an das OLG zurück-
verwiesen.

QUELLENHINWEISE
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Aktuelle Rechtsprechung

ten der P Holding SE zu verschaffen, und 
aus der Bilanz könne man die Risiken 
nicht hinreichend ablesen. Die Aussagen 
wurden von der Beklagten P Holding SE 
nicht bestritten.

Das Oberlandesgericht (OLG) Stuttgart 
gab der Klage statt, hob die Entschei-
dung des LG auf und erklärte den Entlas-
tungsbeschluss für nichtig. 

Schwerwiegende Pflichtverletzung
Die Hauptversammlung am 29.1.2010 
hätte nach der Auffassung des Gerichts 
das Aufsichtsratsmitglied A aufgrund 
seiner schwerwiegenden Pflichtverlet-
zung nicht entlasten dürfen. Dessen 
»Sardinien-Ausführungen« lassen sich 
laut OLG zwar unterschiedlich interpre-
tieren (Interpretation 1: Eingeständnis 
des A, Interpretation 2: »kritisch-pointierte 
Meinungsäußerung«), im Ergebnis han-
dele es sich aber in jedem Fall um eine 
schwerwiegende Pflichtverletzung des 
A. Dadurch fehle es auch nicht an der für 
die Anfechtung eines Entlastungsbe-
schlusses nötigen Eindeutigkeit einer 
Pflichtverletzung. 

Interpretation 1: Eingeständnis einer 
schwerwiegenden Pflichtverletzung 
Nimmt man die »Sardinien-Äußerungen« 
des A beim Wort, habe dieser laut OLG 
eine schwerwiegende Verletzung seiner 
Pflichten als Mitglied des Aufsichtsrats 
eingestanden.

Seine Pflicht bestand in der Erfassung 
und Beurteilung von Geschäften, die we-

Sachverhalt
Die Klägerin ist eine Aktionärin der be-
klagten P Holding SE. Im Geschäftsjahr 
2008 / 2009 schloss die Beklagte u. a.  
Derivatgeschäfte in Milliardenhöhe auf 
Aktien der V AG, die der Übernahme der 
V AG durch die P Holding SE dienen soll-
ten. Im Juli 2009 wurde das Scheitern der 
Übernahme bekannt. 

Die Klägerin wendet sich gegen den Be-
schluss der Hauptversammlung der Ge-
sellschaft vom 30.1.2010 über die Entlas-
tung der Mitglieder des Aufsichtsrats für 
das Geschäftsjahr 2008 / 2009. Die An-
fechtung des Entlastungsbeschlusses 
wird auf unterschiedliche Gründe ge-
stützt. Die Klägerin behauptet u. a. Pflicht
verletzungen des Aufsichtsrats in Bezug 
auf die Festlegung der Vergütung und Ab-
findung des Vorstands, im Zusammen-
hang mit Derivatpositionen und durch 
Auskunftsverweigerungen gegenüber 
Aktionären in der Hauptversammlung am 
30.1.2010.

Das Landgericht Stuttgart (LG) wies die 
Klage in erster Instanz ab. Im Berufungs-
verfahren trug die Klägerin ergänzend 
hinzu, eine Pflichtverletzung sei vor allem 
in Äußerungen eines Mitglieds des Auf-
sichtsrats (A) zu sehen, die dieser am 
11.5.2009 in einem Gespräch mit Journa-
listen am Rande einer Veranstaltung auf 
Sardinien gemacht hatte (»Sardinien-Äu-
ßerungen«). Dort hatte dieser u. a. erklärt, 
er wisse nicht, wie hoch die Risiken seien; 
es sei ihm nicht gelungen, sich Klarheit 
über die Risiken aus den Optionsgeschäf-

Ein Mitglied des Aufsichtsrats verletzt seine »Kardinalspflichten«, wenn es bei 
Geschäften, die für die Gesellschaft besonders bedeutsam sind, den relevan-
ten Sachverhalt nicht selbstständig erfasst und sich kein eigenes Urteil bildet. 
Das Oberlandesgericht (OLG) Stuttgart bejahte in seinem Urteil vom 29.2.2012 
eine eindeutige und schwerwiegende Pflichtverletzung eines Aufsichtsrats-
mitglieds, das in der Presse verkündete, er wisse nicht, wie hoch die Risiken 
der Geschäfte des von ihm beaufsichtigten Unternehmens seien. 

Jedes Aufsichtsratsmitglied 
muss eine eigene Risikoanalyse 
vornehmen 
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A hätte mit seiner »kritisch-pointierten 
Mei nungsäußerung« gegenüber Journa-
listen aber nicht nur aktiv die Kreditwür-
digkeit des Unternehmens gefährdet, 
sondern zudem auch sein Amt als Mit-
glied des Aufsichtsrats der Beklagten ge-
nutzt. Deshalb sei für diese Interpretation 
des Sachverhalts eine Verletzung seiner 
Treuepflicht gegenüber P Holding SE fest-
zustellen.

Nichtigkeit des gesamten Entlastungs-
beschlusses
Obwohl im vorliegenden Fall nur bei ei-
nem Mitglied des Aufsichtsrats eine die 
Entlastung hindernde Pflichtverletzung 
festgestellt wurde, sei nach der Auffas-
sung des Gerichts der angefochtene Ent-
lastungsbeschluss regelmäßig insgesamt 
für nichtig zu erklären. Eine Beschränkung 
der Nichtigkeitserklärung komme nur 
ausnahmsweise in Betracht, wenn anzu-
nehmen sei, dass die fehlerhaften Be-
schlussteile auch ohne den fehlerbehaf-
teten Teil zustande gekommen wären. 
Davon könne aber im vorliegenden Fall 
aber nicht ausgegangen werden.

Praxisrelevanz
Die Entscheidung stellt unmissverständ-
lich klar, dass besonders bedeutsame 
Geschäfte des Unternehmens eine star-
ke Intensivierung der Kontroll- und Über-
wachungspflichten des Aufsichtsrats 
zur Folge haben. Jedes Aufsichtsratsmit-
glied muss selbstständig den relevanten 
Sachverhalt vollständig sowie richtig er-
fassen, auf dieser Grundlage eine eigene 
Risikoanalyse erstellen und sich danach 
ein eigenes Urteil bilden.

Für den Fall, dass es dazu nicht in der 
Lage ist, nennt das Urteil konkrete Hand-
lungspflichten: 

Einholung weiterer Sachverhaltsinfor-•	

mationen von dem Vorstand
Verschaffung der für eine Beurteilung •	

notwendigen Kenntnisse
ggf. Hinzuziehung externer Berater •	

durch das Gesamtorgan
Einschreiten gegen das Geschäft, •	

wenn es nach wie vor nicht in der Lage 
ist, den Sachverhalt zu erfassen oder 
zu beurteilen. ‹‹

Ivona Kovacevic

gen ihres Umfangs, der mit ihnen verbun-
denen Risiken oder ihrer strategischen 
Funktion für die Gesellschaft besonders 
bedeutsam sind – eine »gesetzliche Kardi-
nalspflicht« des Aufsichtsrats. Dies tref-
fe auf die Derivatgeschäfte der P Holding 
SE unzweifelhaft zu. Zur Erfüllung der 
Beurteilungs- und Erfassungspflicht kön-
ne der Aufsichts rat nicht nur die Risiko-
beurteilung des Vorstands zur Kenntnis 
nehmen, sondern müsse eine eigenstän-
dige Risikoanalyse dieser Geschäfte 
durchführen. Diese Pflicht treffe nicht nur 
den Aufsichtsrat als Gesamtorgan, son-
dern auch jedes einzelne Mitglied per-
sönlich. 

Laut Aussagen des A sei es ihm nicht ge-
lungen, sich Klarheit über die Risiken der 
Derivatgeschäfte zu verschaffen. Dem-
nach habe er eingestanden, die gebote-
ne Risikoabschätzung ergebnislos einge-
stellt, also letztlich unterlassen zu haben, 
anstatt weitere Informationen vom Vor-
stand oder von externen Beratern einzu-
holen bzw. die Derivatgeschäfte nicht zu 
billigen. 

Variante 2: »kritisch-pointierte Mei nungs -
äußerung« 
In ihrer Einlassung trug die Beklagte vor, 
die »Sardinien-Äußerungen« des A könn-
ten nicht nur als das Eingeständnis der 
A, sondern auch als »kritisch-pointierte 
Meinungsäußerungen« im Rahmen eines 
unternehmensinternen Konflikts ausge-
legt werden. Dann würde keine eindeu-
tige und schwerwiegende Pflichtverlet-
zung vorliegen.

Laut OLG könnte bei dieser Interpretation 
ein objektiver Empfänger davon ausge-
hen, dass die vom Vorstand der Beklag-
ten geschlossenen Derivatgeschäfte mit 
Risiken verbunden seien, die – wenn 
selbst A als erfahrenes Mitglied des Auf-
sichtsrats sie nicht abschätzen könne – 
von niemandem abschätzbar seien.

Damit werde auch ausgedrückt, dass die 
weitere Entwicklung der Beklagten mit 
objektiv unschätzbaren Risiken behaftet 
sei, was im Ergebnis die Gefährdung der 
Kreditwürdigkeit zur Folge hätte. 

OLG Stuttgart, Urteil vom 29.2.2012 – 20 • 
U 3 / 11 (nicht rechtskräftig), online 
erhältlich auf dem Justizportal des Lan-
des Baden-Württemberg unter 
http://www.justiz portal-bw.de/servlet/
PB/menu/1203603/index.html

Die Revision zum Bundesgerichtshof 
wurde nicht zugelassen. Hiergegen 
ist die Nichtzulassungsbeschwerde er-
öffnet.

Vorinstanz: LG Stuttgart vom 17.5.2011 – • 
31 O 30 / 10 KfH

QUELLENHINWEISE



50  Audit Committee Quarterly II /2012 © 2012 KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eine Konzerngesellschaft der KPMG Europe LLP und Mitglied  
des KPMG-Netzwerks unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG International Cooperative („KPMG International“),  
einer juristischen Person schweizerischen Rechts, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten. Der Name KPMG  
und das Logo sind eingetragene Markenzeichen von KPMG International Cooperative.

insbesondere dann nicht als unabhängig 
anzusehen sein, wenn es in einer persön-
lichen oder geschäftlichen Beziehung zu 
der Gesellschaft, deren Organen, einem 
kontrollierenden Aktionär oder einem mit 
diesem verbundenen Unternehmen 
steht, die einen wesentlichen und nicht 
nur vorübergehenden Interessenkonflikt 
begründen kann (Tz. 5.4.2 DCGK). Die 
Unabhängigkeit eines Aufsichtsratsmit-
glieds kann damit nur noch unter stren-
geren Voraussetzungen bejaht werden. 
Zuvor waren nur Beziehungen zur Gesell-
schaft oder zu dem Vorstand, die einen 
Interessenkonflikt begründeten, proble-
matisch. Im Gegensatz zu der von der 
Regierungskommission zur Diskussion 
gestellten Version ist ein Aufsichtsrats-
mitglied aber nicht schon in der Regel 
dann als abhängig anzusehen, wenn es 
mit mindestens zehn Prozent der Aktien 
an der Gesellschaft beteiligt ist. Dieser 
Vorschlag war in den eingegangenen 
Stellungnahmen scharf kritisiert worden.

Die Regierungskommission betonte, dass 
die Qualifizierung eines Aufsichtsrats
mitglieds als »abhängig« kein negatives 
Urteil darstelle.

Keine Empfehlung mehr zur erfolgsab-
hängigen Vergütung des Aufsichtsrats
Eine erfolgsabhängige Vergütung des 
Aufsichtsrats wird nicht mehr empfohlen. 
Wird eine solche gewährt, so soll (bisher 
»sollte«) sie auf eine nachhaltige Unter-
nehmensentwicklung ausgerichtet sein 
(Tz. 5.4.6 Abs. 2 DCGK).

Die Regierungskommission Deutscher Corporate Governance Kodex befragte 
dieses Jahr zum ersten Mal die Öffentlichkeit zu geplanten Kodexänderungen 
(vgl. Quarterly IV / 2011–I / 2012, S. 56 f.): In den abgegebenen Stellungnahmen 
wurde vor allem das Vorhaben, die Empfehlungen zur Unabhängigkeit im Auf-
sichtsrat zu verschärfen, kritisiert. Die am 15.5.2012 beschlossenen Änderun-
gen zeigen, dass die Regierungskommission diese Kritik zumindest teilweise 
berücksichtigt hat. In der Präambel des Kodex wird klargestellt, dass eine gut 
begründete Abweichung von einer Kodex-Empfehlung nun zudem im Interesse 
einer guten Unternehmensführung liegen kann.

Mehr Transparenz bezüglich Unabhängig
keit der Aufsichtsratsmitglieder
Empfohlen wird, dass der Aufsichtsrat bei 
seinen Wahlvorschlägen an die Haupt-
versammlung die persönlichen und die 
geschäftlichen Kontakte eines jeden Kan-
didaten zum Unternehmen, zu den Orga-
nen der Gesellschaft und zu einem we-
sentlich an der Gesellschaft beteiligten 
Aktionär offenlegt (Tz. 5.4.1 Abs. 4 DCGK). 
Wesentlich beteiligt sind nach der Defi
nition des Kodex Aktionäre, die direkt  
oder indirekt mehr als zehn Prozent der 
stimmberechtigten Aktien der Gesell-
schaft halten (Tz. 5.4.1 Abs. 6 DCGK).

Wie auch schon in der von der Regie-
rungskommission im März dieses Jahres 
zur Diskussion gestellten Version soll der 
Aufsichtsrat künftig in den Zielen für seine 
Zusammensetzung auch die Anzahl unab-
hängiger Aufsichtsratsmitglieder berück-
sichtigen (Tz. 5.4.1 Abs. 2 S. 1 DCGK).

Darüber hinaus sollen Aufsichtsratsmit-
glieder in Zukunft Interessenkonflikte, die 
aufgrund einer Beratung oder Organfunk-
tion bei Dritten (zuvor »Geschäftspart-
nern«) entstehen können, gegenüber 
dem Aufsichtsrat offenlegen (Tz. 5.5.2 
DCGK).

Unabhängigkeit der Aufsichtsratsmit
glieder
Der Kodex empfiehlt nun, dass dem Auf-
sichtsrat eine nach seiner Einschätzung 
angemessene (zuvor »ausreichende«) 
Anzahl unabhängiger Mitglieder angehö-
ren soll. Ein Aufsichtsratsmitglied soll 

Kodex-Änderungen 2012  
beschlossen 

Corporate Governance aktuell
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betrachtung der Indizes zu erkennen: 
DAX-Gesellschaften erfüllen im Durch-•	

schnitt 98,1 Prozent der Empfehlungen, 
womit die Befolgungsquote in 2011 
verglichen mit dem Vorjahr um ein Pro-
zent gestiegen ist. Ein Drittel der ›› 

Beratung mit dem Vorstand
Der Vorsitzende des Aufsichtsrats soll 
nun nicht nur über Fragen der Strategie, 
der Geschäftsentwicklung und des Risi-
komanagements, sondern auch über sol-
che der Planung, Risikolage und Compli-
ance regelmäßig mit dem Vorstand 
beraten (Tz. 5.2 Abs. 3 S. 1 DCGK).

Corporate Governance-Bericht
In Zukunft soll der Corporate Governance-
Bericht im Zusammenhang mit der Erklä-
rung zur Unternehmensführung veröf-
fentlicht werden (Tz. 3.10 S. 1 DCGK).

Darüber hinaus hat die Regierungskom-
mission im Kodex Gesetzesänderungen 
nachvollzogen und Formulierungen prä-
zisiert. So wird für Kodex-Anregungen 
nur noch der Begriff »sollte« verwendet 
(zuvor auch »kann«).

Ankündigung für das kommende Jahr
Die Regierungskommission hat ange-
kündigt, sich 2013 mit der Struktur der 
Vorstandsvergütung beschäftigen zu 
wollen. ‹‹

Astrid Gundel

Zehn Jahre nach der Vorstellung des Deutschen Corporate Governance Kodex 
(DCGK) hat das Center of Corporate Governance in Leipzig systematisch und 
umfassend dessen Akzeptanz untersucht. Hierzu wurden die aktuellen Entspre-
chenserklärungen der im DAX und MDAX notierten Gesellschaften ausgewer-
tet. Im Ergebnis konnte eine allgemein hohe Akzeptanz festgestellt werden. Die 
höchste Abweichungsquote weist die Empfehlung zur Aufsichtsratsvergütung 
auf, gefolgt von den Empfehlungen zu Diversity und zur Zielbenennung des Auf-
sichtsrats. 

Generelle Akzeptanz des Kodex
Der Kodex erfährt eine sehr breite Akzep-
tanz. Im Durchschnitt entsprechen die 
DAX- und MDAX-Gesellschaften 96,5 
Prozent der Empfehlungen des DCGK. 
Leichte Unterschiede sind bei der Einzel-

Aufsichtsratssitzungen
Die bisherige Anregung, dass der Auf-
sichtsrat bei Bedarf ohne den Vorstand 
tagen soll, wird zu einer Empfehlung 
hochgestuft (Tz. 3.6 Abs. 2 DCGK). Die 
getrennte Sitzungsvorbereitung von An-
teilseigner- und Arbeitnehmervertretern 
wird nicht mehr angeregt, sondern nur 
noch als Möglichkeit dargestellt (Tz. 3.6 
Abs. 1 DCGK). 

Prüfungsausschussvorsitzender
Die Anregung, dass der Vorsitzende des 
Aufsichtsrats nicht auch der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses sein sollte, 
wird in eine Empfehlung umgewandelt 
(Tz. 5.2 Abs. 2 S. 2 DCGK). Der Vorsitzen-
de des Prüfungsausschusses soll künftig 
unabhängig sein; zudem soll er kein ehe-
maliges Vorstandsmitglied der Gesell-
schaft sein, dessen Bestellung zum Vor-
stand vor weniger als zwei Jahren 
endete (Tz. 5.3.2 S. 3 DCGK; zuvor nur 
Anregung).

Aufgaben des Prüfungsausschusses
Es wird klargestellt, dass der Prüfungs-
ausschuss sich nur mit der Compliance 
befasst, wenn kein anderer Ausschuss 
hiermit betraut wurde (Tz. 5.3.2 S. 1 
DCGK).

Kodex 2012: Geringe Akzeptanz 
bei der Aufsichtsrats vergütung 

Die geänderte Fassung des Deutschen 
Corporate Governance Kodex sowie die 
Pressemitteilung der Regierungskommis-
sion vom 16.5.2012 sind online abrufbar 
unter: http://www.corporate-governance-
code.de/ger/news/index.html

Sie sind am 16. 6.2012 in Kraft getreten.

QUELLENHINWEIS
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Gesellschaften erfüllt die Empfehlun-
gen des Kodex vollständig.
MDAX-Gesellschaften zeigen mit 95,5 •	

Prozent leicht niedrigere Quoten auf als 
noch im Jahr 2010 (–0,8 Prozent). 11 Pro-
zent der Gesellschaften entsprechen 
vollständig dem Kodex, wobei sich die-
ser Wert verglichen mit dem Vorjahres-
wert nahezu halbiert hat.

Kodex-Akzeptanz im Detail
Hinsichtlich der Kodex-Kapitel 4 (Vor-
stand) und 5 (Aufsichtsrat) ergeben sich 
die meisten Abweichungen vom DCGK. 
Dabei zeigt sich, dass häufig nicht die 
ganze Ziffer, sondern nur eine Empfeh-
lung innerhalb dieser Ziffer des Kodex 
ursächlich ist für die Ablehnung. So ist 
für die niedrige Entsprechensquote der 

Tz. 5.4.6. bezüglich Aufsichtsratsvergü-
tung vor allem Absatz 2 verantwortlich, 
der eine variable Vergütung für den Auf-
sichtsrat empfiehlt. Vor dem Hintergrund 
der von der Kodex-Kommission geplan-
ten Änderung dieser Empfehlung (vgl. 
S. 50) wird die Entsprechensquote dies-
bezüglich steigen. 

Unternehmenseigenschaft beeinflusst 
Entsprechensverhalten
Die Analyse stellt fest, dass die Entspre-
chensquote mit den Unternehmensei-
genschaften Größe und Eigentümerkon-
zentration zusammenhängt. Sie steigt mit 
zunehmender Unternehmensgröße und 
mit der Höhe des Streubesitzes. Laut Stu-
die liefert vor allem die letztere Feststel-
lung ein starkes Argument für das Com-
ply-or-Explain-Prinzip des DCGK; denn 
der Druck, den Best-Practice-Vorgaben 
des DCGK zu entsprechen, scheint umso 
höher, je breiter die Eigentümerstruktur 
gestreut ist.

Indexbasiertes Ranking
Das Center of Corporate Governance hat 
42 ausgewählte Kodex-Bestandteile in 
vier Indizes – Transparenz, Überwachung / 
Kontrolle, Anreizsysteme und Vielfalt – 
aggregiert. Anhand dieser Indizes wurde 
die jeweilige Umsetzungspraxis der be-
trachteten Unternehmen analysiert. Im 
Ergebnis zeigen sich für alle vier Themen-
felder durchschnittlich hohe Werte, die 
jedoch niedriger ausfallen als die Entspre-
chensquoten. Auffallend ist jedoch die 
substanzielle Heterogenität, wobei die 
höchste Schwankungsbreite bei dem die 
Vielfalt abbildenden Diversity-Index be-
steht (vgl. Abbildung 1).

Zukunft der Akzeptanz des Kodex
Die inhaltliche Auswertung der Erläute-
rungen zur Kodex-Abweichung hat erge-
ben, dass die Unternehmen bei ca. 20 
Prozent aller Abweichungen in Aussicht 
stellen, die entsprechenden Empfehlun-
gen künftig teilweise oder vollständig zu 
erfüllen. ‹‹

Ivona Kovacevic

Corporate Governance aktuell

Center for Corporate Governance, Leip-
zig Graduate School of Management, 
Kodexakzeptanz 2012, Analyse der Ent-
sprechenserklärungen zum Deutschen 
Corporate Governance Kodex, online 
erhältlich unter http://www.hhl.de/
faculty-research/centers/center-for-
corporate-governance-ccg/kodexakzep-
tanz-2012/
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Abbildung 1: Darstellung der Governance-Indizes für DAX-Gesellschaften 2011

Quelle: Kodexakzeptanz 2012, S. 12
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Änderungen des Kodex
Dieses Jahr hat die Regierungskom
mission erstmals vor geplanten Kodex-
Änderungen mittels einer öffentlichen 
Konsultation hierzu Stellungnahmen von 
Interessierten eingeholt. Dieses Vorge-
hen wird von 95,1 Prozent der Vorstands- 
und Aufsichtsratsvorsitzenden begrüßt. 
51,7 Prozent der Befragten sind der An-
sicht, dass die Häufigkeit der Änderungen 
der Kodex-Bestimmungen ein nachvoll-
ziehbares Maß überschreitet.

Empfehlungen und Anregungen, Anzahl 
der Kodex-Bestimmungen
88,1 Prozent der Befragten sprechen sich 
für eine Beibehaltung der Unterscheidung 
zwischen Empfehlungen und Anregun-
gen im Kodex aus. Die Anzahl von derzeit 
insgesamt 106 Kodex-Bestimmungen 
wird jedoch von 95,5 Prozent als zu hoch 
angesehen. 63,6 Prozent der Befragten 
wünschen sich sogar weniger als 60 
Empfehlungen und Anregungen. 

Wirkungsweise des Kodex
70,8 Prozent der Befragten sind der Über-
zeugung, dass der Kodex die Unterneh-
mensführung positiv beeinflusst hat; 3,3 
Prozent gehen von einer negativen Beein-
flussung aus. Die Information der interna-
tionalen Kapitalmärkte über die deutsche 
Unternehmensverfassung durch den Ko-
dex hat nach Ansicht von 62,2 Prozent 
dazu geführt, dass sich das Ansehen 
deutscher Unternehmen international ver-
bessern konnte.

Zahnloser Papiertiger, keine ausreichende verfassungsrechtliche Legitimation, 
unnötiger Bürokratieaufwand – der Deutsche Corporate Governance Kodex 
(DCGK) und die Regierungskommission Deutscher Corporate Governance Ko-
dex sind seit Anbeginn ihres Bestehens teilweise massiver Kritik ausgesetzt. 
Der Corporate Governance Report 2012 geht der Frage nach, ob die grundsätz-
liche Kritik am Kodex von Vorstands- und Aufsichtsratsvorsitzenden geteilt 
wird und für wie zweckmäßig sie die einzelnen Kodex-Empfehlungen und Ko-
dex-Anregungen halten.

Faktischer Befolgungszwang?
Vor allem in der Literatur wird bemän-
gelt, dass die Unternehmen durch die 
gesetzliche Pflicht zur Abgabe einer Ent-
sprechenserklärung unter einem fakti-
schen Befolgungszwang im Hinblick auf 
die Empfehlungen des Kodex stehen. 41 
Prozent der befragten Vorstands- und 
Aufsichtsratsvorsitzenden verspüren tat-
sächlich einen faktischen Zwang zur Um
setzung der Kodex-Bestimmungen. 
Druck wird nach Ansicht der Unterneh-
men in erster Linie von Proxy Advisors 
(Stimmrechtsberatern) ausgeübt, gefolgt 
von den Medien sowie an dritter Stelle 
von den Eigenkapitalgebern. Rund ein 
Viertel der Befragten sieht sich keinem 
Befolgungsdruck ausgesetzt.

Gefahr von Anfechtungsklagen?
In der Literatur wird mit Verweis auf die 
Rechtsprechung kritisiert, dass die Erklä-
rungs- und Begründungspflicht ein gestei-
gertes Risiko von Anfechtungsklagen ge-
gen Hauptversammlungsbeschlüsse mit 
sich bringe. Diese Ansicht wird von 41,4 
Prozent der Befragten geteilt. Immerhin 
38,6 Prozent sehen dies dagegen nicht 
so.

Verfassungsrechtliche Legitimation der 
Regierungskommission
An der verfassungsrechtlichen Legitima-
tionsbasis des DCGK und der Regierungs-
kommission wird scharfe Kritik geübt. 
Auch 48,8 Prozent der Befragten wün-
schen sich eine stärkere verfassungs-
rechtliche Legitimation der Regierungs-
kommission. 34,8 Prozent sehen dies als 
nicht erforderlich an.

Corporate Governance  
Report 2012 

Zweckmäßigkeit der einzelnen Kodex-
Bestimmungen
Die Teilnehmer der Studie sollten auf ei-
ner Skala von 1 bis 5 angeben, für wie 
zweckmäßig sie aus ihrer Sicht als Auf-
sichtsrats- oder Vorstandsvorsitzende 
jede einzelne Kodex-Bestimmung im 
Hinblick auf ihr Unternehmen halten (1 = 
zweckmäßig, 5 = sehr unzweckmäßig). 
Darüber hinaus wurde für jede einzelne 
Kodex-Bestimmung gefragt, ob sie »ge-
nerell einen bedeutsamen Aspekt der 
Corporate Governance« anspreche oder 
überflüssig sei und daher auch gestrichen 
werden könnte. Keine einzige Empfeh-
lung oder Anregung wird von der Mehr-
heit der Befragten als überflüssig oder 
unzweckmäßig betrachtet. Allerdings 
wird auch keine der Bestimmungen von 
allen Befragten für sehr oder eher zweck-
mäßig gehalten.

Die Zweckmäßigkeit der einzelnen Kodex-
Bestimmungen wird von den befragten 
Aufsichtsratsvorsitzenden positiver be-
wertet als von der Gruppe der Vorstands-
vorsitzenden.

Lediglich vier Bestimmungen werden von 
den Befragten als relativ unzweckmäßig 
eingeschätzt, d. h., dass die Anzahl der 
negativen die positiven Beurteilungen 
übersteigt und gleichzeitig aber nicht 
mehr als 50 Prozent ausmachen.

Alle »relativ unzweckmäßigen« Empfeh-
lungen betreffen den Aufsichtsrat
Als relativ unzweckmäßig wird die Emp-
fehlung angesehen, die Zielsetzung des 
Aufsichtsrats für seine Besetzung und  ›› 
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den Stand der Umsetzung im Corporate 
Governance-Bericht zu veröffentlichen 
(Tz. 5.4.1 Abs. 3 S. 2 DCGK). Noch negati-
ver fällt das Urteil bezüglich der Empfeh-
lung aus, dass die Ziele des Aufsichtsrats 
für seine Zusammensetzung insbeson-
dere eine angemessene Beteiligung von 
Frauen vorsehen sollen (Tz. 5.4.1 Abs. 2 
S. 2 DCGK). Die schlechteste Bewertung 
hinsichtlich ihrer Zweckmäßigkeit erhielt 
schließlich die Empfehlung zur Aufsichts-
ratsvergütung, wonach die Mitglieder des 
Aufsichtsrats neben einer festen Vergü-
tung eine erfolgsorientierte Vergütung er-
halten sollen (Tz. 5.4.6 Abs. 2 S. 1 DCGK).

Darüber hinaus wird die Anregung, den 
Aktionären die Verfolgung der Hauptver-
sammlung über moderne Kommunikati-
onsmedien (z. B. Internet) zu ermöglichen 
(Tz. 2.3.4 DCGK), für relativ unzweckmä-
ßig befunden. ‹‹

Astrid Gundel

v. Werder, Axel / Bartz, Jenny, Corporate Governance Report 2012: Kodexregime und • 
Kodexinhalt im Urteil der Praxis, DB 2012, S. 869–878

Die dem Report zugrunde liegende schriftliche Befragung richtete sich an Vorstands- • 
und Aufsichtsratsvor sitzende der 487 Unternehmen, die an der Frankfurter Wert-
papierbörse gelistet sind, sich nicht in Insolvenz oder Auflösung befinden und ihren 
gesellschaftsrechtlichen Sitz in Deutschland haben oder einem Auswahlindex ange-
hören. Die Befragung wurde in dem Zeitraum von Mitte Oktober 2011 bis Mitte Februar 
2012 durchgeführt. Die Initiatoren der Befragung erhielten 211 auswertbare Frage-
bögen von 123 Vorstandsvor sitzenden und 88 Aufsichtsratsvorsitzenden aus 165 
Unter nehmen zurück (Rücklaufquote: 21,8 %). Von den Unternehmen sind 25 im DAX, 
32 im MDAX, 9 im TecDAX, 25 im SDAX, 38 im übrigen Prime Standard und 36 im 
General Standard notiert.
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Soll das Gesellschaftsrecht in Europa weiter harmonisiert werden? Was sollen 
die Ziele des europäischen Gesellschaftsrechts sein? Wie soll es mit den Bemü-
hungen zur Einführung der Europäischen Privatgesellschaft (SPE) weitergehen? 
Die Europäische Kommission hat von Februar bis Mai dieses Jahres die Öffent-
lichkeit um Stellungnahmen zur Zukunft des europäischen Gesellschaftsrechts 
gebeten. Im Jahr 2011 führte die EU-Kommission mit ihrem Grünbuch »Euro-
päischer Corporate Governance-Rahmen« bereits eine Konsultation zu Fragen 
der Corporate Governance durch (vgl. Quarterly II / 2011, S. 4 ff.). Mögliche 
Folgeinitiativen sollen sowohl für den Bereich des Gesellschaftsrechts als auch 
in Bezug auf den Corporate Governance-Rahmen in der zweiten Jahreshälfte 
2012 gemeinsam bekannt gegeben werden.

Wie sieht die Zukunft des 
europäischen Gesellschafts-
rechts aus? 

Die Fragen der Kommission betrafen so-
wohl die allgemeine Ausrichtung des eu-
ropäischen Gesellschaftsrechts, wie z. B. 
dessen Ziele, als auch mögliche konkrete 
Initiativen in der Zukunft. 

Weitere Harmonisierung?
Gefragt wurde, ob und, wenn ja, welche 
Bereiche des Gesellschaftsrechts in Eu-
ropa (weiter) harmonisiert werden soll-

Konsultation zur Zukunft des europäi-
schen Gesellschaftsrechts
Die EU-Kommission prüft derzeit, ob der 
europäische gesellschaftsrechtliche Rah-
men noch den aktuellen Anforderungen 
gerecht wird. Hierzu holte sie mittels der 
öffentlichen Online-Konsultation Stellung-
nahmen ein.
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European Model Company Act (EMCA)

Im Jahr 2007 bildete sich auf private 
Initiative eine Arbeitsgruppe, bestehend 
aus Professoren unterschiedlicher EU-
Mitgliedstaaten, die sich die Entwicklung 
europäischer Modellgesetze (zunächst 
eines für die Aktiengesellschaft) im Gesell-
schaftsrecht zum Ziel setzte. Durch die 
Modellgesetze wird keine Harmonisierung 
der nationalen Gesellschaftsrechte ange-
strebt. Vielmehr sollen die Mitgliedstaaten 
selbst entscheiden können, ob sie be-
stimmte Regelungen des Modellgesetzes 
übernehmen. Als Vorteile gegenüber ei-
ner Harmonisierung von Gesetzen werden 
u. a. die geringeren Kosten, die größere 
Flexibilität und die Möglichkeiten der 
Mitgliedstaaten, Rücksicht auf nationale 
Besonderheiten zu nehmen, genannt. 

GLOSSAR

der Kommission durchgeführte Konsul-
tation. Es fordert die Kommission insbe-
sondere auf, weitere Anstrengungen im 
Hinblick auf die Einführung der SPE zu 
unternehmen und einen Gesetzgebungs-
vorschlag zur Erleichterung der grenz-
überschreitenden Mobilität von Gesell-
schaften innerhalb der EU vorzulegen. 
Außerdem bittet es die Kommission, ei-
nen Aktionsplan für das weitere Vorgehen 
nach der Konsultation zu unterbreiten, 
der zwischen kurz-, mittel- und langfris-
tigen Maßnahmen unterscheiden soll.

Entschließung des Europäischen Parla-
ments zum »Europäischen Corporate 
Governance-Rahmen«
Das Europäische Parlament hatte bereits 
am 29.3.2012 den Entschließungsbe-
richt von Sebastian Valentin Bodu, dem 
stellvertretenden Vorsitzenden des 
Rechtsausschusses des Europäischen 
Parlaments, zu einem Corporate Gover-
nance-Rahmen angenommen. Hierin 
begrüßt das Parlament grundsätzlich die 
Überarbeitung der europäischen Rege-
lungen zur Corporate Governance, wie 
sie im Grünbuch »Europäischer Corpo-
rate Governance-Rahmen« angekündigt 
wird. 

Es kritisiert jedoch u. a. auch, dass be-
stimmte Bereiche der Corporate Gover-
nance, wie etwa die Beschlussfassung 
des Verwaltungsrats oder die Unabhän-
gigkeit der Verwaltungsratsmitglieder, 
nicht angesprochen würden und das 
Grünbuch die Besonderheiten der dualis-
tischen Struktur (d. h. Leitung und Über-
wachung der Gesellschaft sind zwei un-
terschiedlichen Organen – Aufsichtsrat 
und Vorstand – zugewiesen) nicht ausrei-
chend berücksichtige.

Gemeinsame Ankündigung von Folge-
initiativen
Die Kommission hat angekündigt, mög-
liche Folgeinitiativen im Bereich des Ge-
sellschaftsrechts und der Corporate 
Governance »im Interesse der Kohärenz« 
in der zweiten Jahreshälfte 2012 gemein-
sam bekannt zu geben. ‹‹

Astrid Gundel

ten. Zur Diskussion gestellt wurde bei-
spielsweise die Einführung europäischer 
Vorschriften zur grenzüberschreitenden 
Spaltung. Auch im Hinblick auf grenzüber-
schreitende Verschmelzungen wollte die 
Kommission wissen, ob im Rahmen der 
Richtlinie über die Verschmelzung von 
Kapitalgesellschaften aus verschiedenen 
Mitgliedstaaten (RL 2005 / 56 / EG vom 
26.10.2005) weitere Vorschriften harmo-
nisiert werden sollen. 

Außerdem stellte die Kommission zur 
Debatte, ob die grenzüberschreitende 
Verlegung des Satzungssitzes erleichtert 
werden sollte und welche Bedingungen 
und Folgen an eine solche Verlegung ge-
knüpft werden sollten.

Die Konsultation beschäftigte sich des 
Weiteren mit möglichen Maßnahmen der 
EU in Bezug auf Unternehmensgruppen, 
z. B. im Hinblick auf die Transparenz von 
Konzernstrukturen. Angefragt wurde zu-
dem, ob die für das Eigenkapital gelten-
den rechtlichen Mindestanforderungen 
und die Vorschriften über die Kapitaler-
haltung überarbeitet werden sollten.

Europäische Gesellschaftsformen
Darüber hinaus interessierte die Kommis-
sion, worin die Vor- und Nachteile der eu-
ropäischen Gesellschaftsformen (z. B. SE, 
SCE) gesehen werden. In diesem Zusam-
menhang stellte sie auch die Frage, ob 
sog. Modellgesetze wie das »European 
Model Company Act (EMCA)« (vgl. Glos-
sar) eine geeignete Alternative zur »tradi-
tionellen Harmonisierung« in Europa dar-
stellen. 

Nach dem vorläufigen Scheitern der Ein-
führung der Societas Privata Europaea 
(SPE) wollte die Kommission zudem wis-
sen, ob nach Alternativen gesucht wer-
den sollte, um die grenzüberschreitende 
Tätigkeit von kleinen und mittleren Unter-
nehmen zu unterstützen.

Entschließung des Europäischen Parla-
ments zur Zukunft des europäischen 
Gesellschaftsrechts 
Am 6.6.2012 begrüßte das Europäische 
Parlament in einer Entschließung die von 

Konsultation zur Zukunft des euro-• 
päischen Gesellschaftsrechts vom 
20.2.2012, online abrufbar unter 
http://ec.europa.eu/internal_market/
company/modern/index_de.htm; 
Stellungnahmen konnten bis zum 
14.5.2012 abgegeben werden.

Entschließung des Europäischen Parla-• 
ments zur Zukunft des europäischen 
 Gesellschaftsrechts (2012 / 2669[RSP]) 
vom 6.6.2012, online abrufbar auf der 
Website des Europäischen Parlaments 
unter www.europarl.europa.eu

Entschließung des Europäischen Parla-• 
ments zu einem Corporate Governance-
Rahmen für europäische Unterneh men 
(2011 / 2181 [INI]) vom 29.3.2012, online 
abrufbar auf der Website des Europäi-
schen Parlaments unter 
www.europarl.europa.eu
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Inhalte der öffentlichen Konsultation
Auf der Grundlage des erwähnten Be-
richts leitete die Europäische Kommission 
eine öffentliche Konsultation ein, auf de-
ren Grundlage sie entscheiden möchte, 
ob sie konkrete Maßnahmen vorschlägt 
und welcher Art diese Maßnahmen sein 
sollen. 

Interessierte Kreise (z. B. Mitgliedstaaten, 
Wirtschafts- oder Industrieverbände, ein-
zelne Unternehmen usw.) wurden u. a. 
gefragt, welche Maßnahmen zur Erhö-
hung der Präsenz von Frauen in Entschei-
dungspositionen ergriffen werden soll-
ten und welche Zielvorgaben festzulegen 
sind. Auch die Antworten auf die Frage 
nach den Unternehmen, die von diesen 
Maßnahmen erfasst werden sollten, so-
wie nach zu bestimmenden Sanktionen 
werden in die Überlegungen der EU-
Kommission einfließen. 

Die Konsultationsfrist endete am 28.5. 
2012. Bereits im Sommer 2012 will Vivi-
ane Reding konkrete Pläne für eine EU-
weite Regelung vorlegen. ‹‹

Ivona Kovacevic

Über ein Jahr nachdem die EU-Justizkommissarin Viviane Reding die Unter-
nehmen aufgefordert hat, Selbstregulierungsinitiativen zu ergreifen, um den 
Anteil von Frauen in Führungspositionen zu erhöhen, ist nur ein leichter Anstieg 
des Frauen anteils in europäischen Vorstands- und Aufsichtsratsetagen festzu-
stellen. Deshalb wurde eine öffentliche Konsultation zu der Frage eingeleitet, 
wie ein ausge wogenes Geschlechterverhältnis in Vorstand und Aufsichtsrat in 
der EU erreicht werden könne.

Nur geringfügige Fortschritte
Anfang März 2012 veröffentlichte die Eu-
ropäische Kommission einen Bericht zu 
den Fortschritten bei der EU-weiten Be-
teiligung von Frauen in wirtschaftlichen 
Entscheidungspositionen. Dieser lässt 
erkennen, dass seit der im März 2011 
lancierten Initiative »Frauen in den Chef-
etagen – Selbstverpflichtung für Europa« 
keine erhebliche Verbesserung erreicht 
wurde. Lediglich 24 Unternehmen aus 
ganz Europa haben sich bisher zur Errei-
chung quantitativer Ziele selbst verpflich-
tet. Deutsche Unternehmen sind darunter 
nicht zu finden. 

Vor allem der Blick auf die Spitze wirkt er-
nüchternd. In rund 600 der größten, in der 
EU börsennotierten Unternehmen ist der 
Frauenanteil in den Spitzenpositionen der 
Vorsitzenden oder Präsidentin von Okto-
ber 2010 bis zum Januar 2012 sogar leicht 
gesunken (vgl. Abbildung 1). 

Die EU will Frauen in den 
Chefetagen 

Corporate Governance aktuell

Abbildung 1: Männer und Frauen als Präsidenten / Vorsitzende großer Unternehmen, EU-27 
2003 – 2012

Quelle: Europäische Kommission, Datenbank über Frauen und Männer in Entscheidungspositionen. 
Daten von 2003 ohne CZ, LT, MT und PL. Anmerkung: Die Daten werden üblicherweise im letzten Quartal 
des Jahres erhoben; die Daten für 2012 hingegen wurden im Januar, nur drei Monate nach den für 2011 
erfassten Daten, gesammelt und sind daher nicht als Teil der Jahres-Zeitreihe zu betrachten.

% 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010  2011 2012

Männer 98,4 97,4 96,9 96,3 97,1 97,2 97,0 96,6 97,3 96,8

Frauen 1,6 2,6 3,1 3,7 2,9 2,8 3,0 3,4 2,7 3,2

Europäische Kommission, »Unaus-• 
gewogenes Geschlechterverhältnis 
in den höchsten Entscheidungsgre-
mien von Unternehmen in der EU – 
Fragen für die öffentliche Konsulta-
tion«, online erhältlich unter http://
ec.europa.eu/justice/newsroom/gen-
der-equality/opinion/120528_de.htm

Europäische Kommission, »Frauen • 
in wirtschaftlichen Entscheidungs-
positionen in der EU: Fortschritts-
bericht«, online erhältlich unter 
http://ec.europa.eu/justice/news-
room/gender-equality/opinion/
files/120528/women_on_board_
progress_report_de.pdf
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für eine Überarbeitung des europäischen 
Insolvenzrechts aus: Unterschiedliche 
europäische Insolvenzrechtsordnungen 
führten zu Wettbewerbsverzerrungen, 
erschwerten die erfolgreiche Restruk-
turierung insolventer Unternehmen und 
begünstigten weiterhin das Forum Shop-
ping. Neben der Überarbeitung der In-
solvenzverordnung wird eine teilweise 
Harmonisierung des materiellen Insol-
venzrechts der Mitgliedsstaaten emp-
fohlen. Dies betrifft die Voraussetzungen 
für die Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens, bestimmte Aspekte der Anfech-
tungsklage, die Voraussetzungen, unter 
denen im Insolvenzverfahren Forderun-
gen anzumelden sind, die Anforderungen 
an die Qualifikation des Verwalters sowie 
die Erstellung, Wirkung und den Inhalt 
von Restrukturierungsplänen. Darüber 
hinaus wird die Regulierung der Insolvenz 
von Unternehmensgruppen vorgeschla-
gen, weil derzeit aufgrund unterschiedli-
cher mitgliedsstaatlicher Regelungen in 
der EU eine Sanierung von Unterneh-
mensgruppen nur schwer durchführbar 
sei. Schließlich wird die Einrichtung eines 
EU-Insolvenzregisters angeregt, um Gläu-
biger und Gerichte über die Eröffnung 
von Insolvenzverfahren in EU-Mitglieds-
staaten über die Fristen sowie die Einzel-
heiten der Forderungsanmeldungen zu 
informieren.

Konsultation zur Zukunft des europä-
ischen Insolvenzrechts
Am 30. 3. 2012 leitete die Kommission 
eine Online-Konsultation zur Modernisie-
rung des europäischen Insolvenzrechts 
ein. Die Kommission erhofft sich von 
den Stellungnahmen Hilfe bei der Über-

Der Wandel des politischen und wirtschaftlichen Umfelds sowie Entwicklun-
gen in den nationalen Insolvenzrechtsordnungen machen nach Auffassung 
der Europäischen Kommission eine Überarbeitung der Europäischen Insolvenz-
verordnung aus dem Jahr 2000 erforderlich. Neben einer Verbesserung der 
bestehenden Regelungen wird auch über eine europaweite Harmonisierung 
bestimmter Aspekte des materiellen Insolvenzrechts, wie z. B. der Vorausset-
zungen für die Eröffnung des Insolvenzverfahrens, nachgedacht.

Aktuelle Rechtslage

Die Europäische Insolvenzverordnung 
bestimmt, welches Gericht bei »grenz-
überschreitenden Insolvenzen« für die 
Eröffnung von Insolvenzverfahren inter-
national zuständig ist und welches Recht 
auf das Verfahren Anwendung findet. Zu-
dem regelt sie die Anerkennung gericht-
licher Entscheidungen über die Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens durch die übri-
gen EU-Mitgliedsstaaten und enthält Be-
stimmungen zur Koordinierung von in 
mehreren Mitgliedsstaaten eröffneten 
Insolvenzverfahren (vgl. Verordnung EG 
Nr. 1346 / 2000, »Europäische Insolvenz-
verordnung«, in Kraft seit dem Jahr 2002). 
Durch den europäischen Rechtsrahmen 
soll das sogenannte Forum Shopping 
verhindert werden, d. h. die Verlagerung 
von Vermögensgegenständen oder 
Rechtsstreitigkeiten in einen anderen 
EU-Mitgliedsstaat, wodurch der Schuld-
ner ein für sich günstigeres Insolvenz-
recht zur Anwendung bringen will. Die 
Insolvenzverordnung harmonisiert bisher 
grundsätzlich nicht das materielle Insol-
venzrecht, wie z. B. die unterschiedlichen 
nationalen Bestimmungen zur Voraus-
setzung und Durchführung von Insolvenz-
verfahren.

Europäische Reformbestrebungen

Entschließungsbericht des Europäischen 
Parlaments
Im November 2011 sprach sich das Euro-
päische Parlament durch die Verabschie-
dung des Entschließungsberichts von 
Klaus-Heiner Lehne, dem Vorsitzenden 
des Rechtsausschusses des Parlaments, 

Modernisierung des europäischen 
Insolvenzrechts

arbeitung der Insolvenzverordnung. Aus 
dem 31 Fragen umfassenden Katalog 
sind insbesondere die Überlegungen der 
Kommission zu einer Harmonisierung 
des materiellen Insolvenzrechts hervor-
zuheben. Darüber hinaus wird über die 
Einführung neuer Bestimmungen, z. B. 
für die Insolvenz multinationaler Unter-
nehmensgruppen, und über die Auswei-
tung des Anwendungsbereichs auf au-
ßerhalb der EU stattfindende Insolvenzen 
nachgedacht. Im Übrigen beschäf tigen 
sich die Fragen mit eventuellen Anwen-
dungsschwierigkeiten und dem Verbes-
serungspotenzial der derzeitigen Rege-
lungen der Insolvenzverordnung. ‹‹

Astrid Gundel

Entschließung des Europäischen Par-• 
laments mit Empfehlungen an die 
Kommission zu Insolvenzverfahren im 
Rahmen des EU-Gesellschaftsrechts 
(2011 / 2006 [INI]), online abrufbar auf 
der Website des Europäischen Parla-
ments unter www.europarl.europa.eu 

Konsultation zur Zukunft des euro päi-• 
schen Insolvenzrechts vom 30.3.2012, 
online abrufbar unter 
http://ec.europa.eu/justice/newsroom/
civil/opinion/120326_en.htm; 
Stellungnahmen konnten bis zum 
21.6.2012 abgegeben werden.

QUELLENHINWEISE
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Die Welt der Corporate Governance:
Spanien 

Cristina Sánchez Weickgenannt, Gómez-Acebo & Pombo Abogados, S. L. P.

Organe und Strukturen der Aktien-
gesellschaft
Spanien folgt grundsätzlich dem mo nistischen System mit einem einzigen Leitungs- 
und Geschäftsführungsorgan, das in verschie denen Formen ausgestaltet werden 
kann. Nur dieses Organ ist zur Ausführung des in der Haupt versammlung geformten 
Gesellschaftswillens, zur Führung des Unternehmens und zur Vertretung der Gesell-
schaft gegenüber Dritten berechtigt. Der Verwaltungsrat stellt bei Aktiengesell-
schaften die am häufigsten anzutreffende Form des Geschäftsführungsorgans dar. 
Der Frauenanteil in spanischen Verwaltungsräten ist gering; lediglich 44 Frauen beset-
zen die Position eines Verwaltungsratsmitglieds in Unternehmen des IBEX 35 – im 
Gegensatz zu etwa 463 Männern. Das ent spricht einem Anteil von weniger als neun 
Prozent. Diese Verteilung beruht u. a. darauf, dass Spanien keine gesetzliche Frauen-
quote vorsieht. 
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Die Welt der Corporate Governance: Spanien

Die Zukunft der Corporate 
Governance in Spanien
Seit dem Código Conthe von 2006 ist es weltweit zu einer der größten Finanz- und 
Wirtschaftskrisen mit besonders weittragenden Auswirkungen auf Spanien gekom-
men. Inmitten einer Rezession kämpft das Land u. a. gegen die massive Bankenkrise, 
was jüngst zur Stellung des Rettungsantrags für die spanischen Banken geführt hat. 
So zahlreich und mannigfaltig die Ursachen für die Krise sein mögen (Platzen der Immo-
bilienblase, rasanter Anstieg der Arbeitslosigkeit auf weit über 20 Prozent, Verschul-
dung der Autonomien, rigides Arbeitsrecht etc.), so liegt ein Grund dafür auch in den 
zahlreichen Korruptionsfällen der letzten Jahre, gepaart mit überzogenen Vergütungen 
für Verwaltungsratsmitglieder und Führungskräfte in börsennotierten Unternehmen 
und Finanzinstituten, wie u. a. die gegenwärtig anhängigen Gerichtsverfahren im Fall 
der CAM (Sparkasse in Alicante) und Banco de Valencia zeigen. Im Jahr 2011 ist mit 
der Ley 2 / 2011 de Economía Sostenible (»nachhaltiges Wirtschaftsgesetz«) vom 
4. 3. u. a. ein erster Schritt hin zu einer schärferen Kontrolle der Bezüge von Verwal-
tern börsennotierter Unternehmen und Finanzinstitute eingeführt worden, wofür eine 
komplette, transparente, verständliche, individualisierte und zugängliche Offenlegung 
der Vergütungen gefordert wird. Ferner hat die Regierung am 3. 2. dieses Jahres vor 
dem Hintergrund der Situation um die Krisenbank Bankia das Gesetz 2 / 2012 zur Sa-
nierung des Finanzsektors (»Ley de saneamiento del sector financiero«) erlassen. 
Damit sollen der Vergütung von Verwaltern und Führungskräften von Finanz instituten, 
die beim Bankenrettungsfonds FROB Finanzhilfe beantragt haben bzw. beantragen 
werden, noch engere Grenzen gesetzt werden. Grundsätzlich sind die umfassenden 
Reformbestrebungen Spaniens, nicht zuletzt auch die Sparkassen und vor allem die 
Arbeitsrechtsreform betreffend, durchaus positiv im Hinblick auf eine Verbesserung 
der Corporate Governance zu bewerten. In diesem Sinne kann die gegenwärtige Kri-
se als Chance gesehen werden, aus Missständen zu lernen, alte Strukturen aufzubre-
chen und durch bessere Kontrollmechanismen mehr Transparenz in die Unternehmen 
einzuführen. Sicherlich besteht Einvernehmen über die erforderliche Anpassung des 
mittlerweile durch die Ereignisse der vergangenen Jahre überholten Kodex aus dem 
Jahr 2006. Zunächst hat Spanien jedoch seine wirtschaftliche Situation durch Neure-
gelungen, insbesondere im Arbeits- und Steuerrecht, in Angriff zu nehmen. ‹‹

Corporate 
Governance 
Kodex
Seit 2006 verfügt Spanien über 
 einen Corporate Governance Ko-
dex, »Código Unificado de Buen 
Gobierno«1, auch »Código Con-
the« genannt, mit einem Katalog 
von Empfehlungen für gute Un-
ternehmensführung. Der Kodex 
gliedert sich in drei Abschnitte: 
Grundprinzipien, Empfehlungen 
und Definitionen. Den 58 Emp-
fehlungen kommt lediglich freiwil-
liger Charakter zu. Der Kodex 
überlässt es den Gesellschaften 
selbst, ob sie den Empfehlungen 
folgen oder nicht, verlangt jedoch 
im letzteren Fall eine Rechtferti-
gung unter Offenlegung der Moti-
ve für dieses Verhalten (»Comply 
or Explain«-Prinzip). Börsennotier-
te Gesellschaften sind gesetzlich 
zur Erstellung eines jährlichen 
Corporate Governance-Berichts 
verpflichtet; dieser ist der der spa-
nischen Wert papier kom mis sion 
(CNMV) zu übermitteln und als 
relevante Tatsache zu veröffent-
lichen. Allerdings haben nach 
jüngsten Umfragen2 von den 500 
am IBEX 35 notierten Unterneh-
men lediglich 124 den erwähnten 
Jahresbericht Ende 2011 bei der 
CNMV hinterlegt. Diese Zahlen 
sprechen für sich: Mehr als drei 
Viertel der börsennotierten Unter-
nehmen folgen bisher nicht dem 
Código Conthe. 

CNMV Informe Anual de Gobierno Corporativo de las companias del IBEX 35, Ejercicio 2011

Befolgung der Empfehlungen des Kodex

Satzung und 
Hauptversammlung

2007   08  09  10   11 2007   08  09  10   11 2007   08  09  10   11 2007   08  09  10   11 2007   08  09  10   11

Quelle: IAGC de las empresas y elaboracion propia

Verwaltungsrat Verwalter Vergütungen Ausschüsse

100 %

80 %

60 %

40 %

1 http://www.cnmv.es/portal/Legislacion/
COBG/COBG.aspx?lang=es

2 http://www.objetivo15.net/mujeresen-
consejos.html
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Häufigste Fehlerarten 
Die DPR hebt zwei wesentliche Ursachen 
für Fehler hervor:

Unzureichende Berichterstattung im •	

Lagebericht und Anhang, vor allem im 
Hinblick auf die Finanz- und Wirt-
schaftskrise und
Umfang einzelner IFRS und Anwen-•	

dungsschwierigkeiten 

Für die mangelhafte Berichterstattung 
wurden neben unzureichenden allgemei-
nen Anhangangaben insbesondere Fehler 
bei der Risiko- und Prognoseberichter-
stattung im Konzernlagebericht als we-
sentliche Ursachen festgestellt. Weitere 
Fehler betreffen die Zwischenberichter-
stattung, Segmentberichterstattung und 
Eigenkapitalveränderungsrechnung. 

Hinsichtlich des Umfangs und der An-
wendung einzelner IFRS werden folgen-
de Fehlerursachen genannt (vgl. Abbil-
dung 1):

Bilanzielle Behandlung von Unterneh-•	

menserwerben, insbesondere Good-
will-Impairment-Test,
Bilanzierung von Erträgen, insbeson-•	

dere Einzelfehler dem Grunde und der 
Höhe nach, sowie Transaktionen unter 
Anteilseignern,
Bilanzierung von Finanzinstrumenten, •	

insbesondere Angabepflichten im 
(Konzern-)Anhang und Bewertungs-
fragen,
Erstellung der Kapitalflussrechnung, •	

insbesondere unzutreffende Zuord-
nung bestimmter Zahlungsströme. 

Die Deutsche Prüfstelle für Rechnungslegung DPR e.V. (DPR) gibt mit ihrem am 
18.1.2012 veröffentlichten Tätigkeitsbericht einen Überblick über die Feststel-
lungen ihrer Prüfungen im Jahr 2011. Im Vergleich zum Vorjahr ist die Fehler-
quote in der Rechnungslegung fast konstant geblieben. Während jedoch 2010 
große und kleine Unternehmen – gemessen an der Zugehörigkeit zu einem In-
dex – in etwa gleiche Fehlerquoten aufwiesen, wurde bei den kleineren, nicht 
einem Index zugehörigen Unternehmen in 2011 eine deutlich höhere Fehlerquote 
als bei den größeren, einem Index zugehörigen Unternehmen festgestellt. 

Abgeschlossene DPR-Prüfungen und 
Fehlerquoten
Die DPR hat im Jahr 2011 insgesamt 110 
Prüfungen (Vorjahr: 118) abgeschlossen. 
Im Ergebnis hieß das Urteil 27 Mal: »Feh-
lerhafte Rechnungslegung«. Dies ent-
spricht einer Fehlerquote von 25 Prozent 
und ist im Vergleich zum Vorjahr mit 26 
Prozent annähernd konstant. Der über-
wiegende Teil der Prüfungen bezog sich 
auf anlassunabhängige Stichprobenprü-
fungen. Anlassprüfungen und Prüfungen 
durch Anweisung der übergeordneten 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht (BaFin) machen nur einen gerin-
gen Anteil aus. Allerdings deutet deren 
hohe Fehlerquote auf die Berechtigung 
dieser beiden Prüfungen hin:

Stichproben: 90, davon 12 Fehler•	

Anlassprüfungen: 6, davon 6 Fehler•	

Prüfung durch Anweisung: 14, davon •	

9 Fehler

Gegliedert nach Indexzugehörigkeit der 
Unternehmen ergeben sich für das Jahr 
2011 folgende Fehlerquoten (Anzahl Feh-
ler / Anzahl abgeschlossener Prüfungen):

DAX30: 10 Prozent (Vorjahr: 14 Prozent) •	

MDAX: 24 Prozent (Vorjahr: 31 Pro-•	

zent)
SDAX: 10 Prozent (Vorjahr: 23 Prozent) •	

TecDAX: 0 Prozent (Vorjahr 30 Prozent)•	

Kein Index: 31 Prozent (Vorjahr: 26 Pro-•	

zent)

Tätigkeitsbericht 2011  
der Deutschen Prüfstelle  
für Rechnungslegung

Financial Reporting Update
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c) Erfahrungsaustausch mit Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaften
Im Jahr 2011 wurden erstmals zwecks 
Erfahrungsaustausch Gespräche mit den 
Vorsitzenden des Vorstands bzw. der Ge-
schäftsführung der fünf größten Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaften geführt, 
um festgestellte Fehler aus der Vergan-
genheit zu analysieren, die sich trotz un-
eingeschränkten Bestätigungsvermerks 
ergeben haben. Diese Gespräche sollen 
regelmäßig fortgeführt und in Kooperati-
on mit dem Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) auf mittelständische Wirtschafts-
prüfungsgesellschaften erweitert wer-
den.

d) Prüfungsschwerpunkte 2012
Wie jedes Jahr hat die DPR im August 
des Vorjahrs die Prüfungsschwerpunkte 
für das kommende Jahr bekannt gegeben 
(vgl. Financial Reporting Update 2012, 
S. 14–37). 

Tätigkeitsberichte anderer Institutionen
a) ESMA
Das europäische Pendant zum DPR-Tä-
tigkeitsbericht ist der Activity Report on 
IFRS Enforcement. Nachdem das bera-
tend tätige Committee of European Secu-
rities Regulators (CESR) im Jahr 2011 
durch die European Securities and Mar-
kets Authority (ESMA) als europäische 
Wertpapieraufsichtsbehörde ersetzt wur-
de, wurde der bislang von der CESR jähr-
lich veröffentlichte Report nunmehr – für 
das Jahr 2010 – erstmals von der ESMA 
im Oktober 2011 herausgegeben. 

Die häufigsten Fehler auf europäischer 
Ebene ergaben sich in folgenden Berei-
chen: 

(Goodwill-)Impairments•	

Anhangangaben zu Finanzinstru-•	

menten
Segmentberichterstattung•	

Going Concern•	

Fristigkeitsklassifizierung von Schulden•	

Zudem hat die ESMA detailliert die ein-
heitliche Anwendung des IFRS 8 Ge-
schäftssegmente untersucht und die Er-
gebnisse im November 2011 im Report 
»Review of European enforcers on the ›› 

Präventive Maßnahmen
a) Hinweise bei ansonsten »nicht feh-
lerhafter Rechnungslegung«
Auch wenn die DPR insgesamt nicht zu 
dem Urteil »Fehlerhafte Rechnungsle-
gung« kam, erteilte sie in vielen Fällen 
schriftliche Hinweise zur Verbesserung 
der Rechnungslegung, die von den Ad-
ressaten für künftige Abschlüsse zu be-
rücksichtigen sind. Die meisten Hinweise 
wurden für dieselben drei Themen verge-
ben, die auch die häufigsten Fehler dar-
stellen: 

Finanzinstrumente (15)•	

Unternehmenserwerbe (10)•	

Ertragsrealisierung (2)•	

b) Fallbezogene Voranfragen
Seit 2010 beantwortet die DPR einzelne 
Voranfragen zu konkreten Bilanzierungs-
problemen von Unternehmen, die dem 
Enforcement unterliegen. Unabdingbare 
Bestandteile einer solchen schriftlichen 
Anfrage sind ein hinreichend konkretisier-
ter Sachverhalt, die vom Unternehmen 
vorgeschlagene bilanzielle Behandlung 
sowie eine Stellungnahme des Ab-
schlussprüfers. Während im Jahr 2010 
noch sechs Voranfragen gestellt wurden, 
erfolgte dies 2011 nur für eine.

Tätigkeitsbericht 2011 der Deutschen • 
Prüfstelle für Rechnungslegung 
DPR e.V. (DPR), online erhältlich unter 
http://www.frep.info/docs/jahresbe-
richte/2011/2011_tb_pruefstelle.pdf 

Activity Report on IFRS Enforcement in • 
2010, online erhältlich unter 
http://www.esma.europa.eu/page/
IFRS-Enforcement-0

Review of European enforcers on the • 
implementation of IFRS 8 – Operating 
Segments, online erhältlich unter  
http://www.esma.europa.eu/page/IFRS-
Enforcement-0 

An Analysis of IFRS in Practice, online • 
erhältlich unter http://www.sec.gov/
spotlight/globalaccountingstandards/
ifrs-work-plan-paper-111611-practice.pdf 

QUELLENHINWEISE

 Unternehmenserwerb und -verkauf

 Ertragsrealisierung

 Finanzinstrumente   

 Kapitalflussrechnung

Abbildung 1: Häufigste Fehlerarten 
einzelner IFRS
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Quelle: DPR Tätigkeitsbericht 2011, 
Auszug aus Bild 6, S. 7
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Financial Reporting Update

IAS 19 (rev. 2011) »Leistungen an Ar-•	

beitnehmer« ist für nach dem 1.1.2013 
beginnende Geschäftsjahre verpflich-
tend anzuwenden.

Die für die Übernahmeempfehlungen an 
die EU-Kommission zuständige Euro-
pean Financial Reporting Advisory Group 
(EFRAG) hat am 6.6.2012 einen aktua
lisierten Überblick über den Stand des 
EU-Endorsement-Verfahrens veröffent-
licht (vgl. Tabelle 1). Hieraus sind auch die 
Verlautbarungen ersichtlich, die vom IASB 
zwar beschlossen wurden, aber (noch) 
nicht von der EU übernommen worden 
sind.  ‹‹

 Martin Helfer, 
Prof. Dr. Winfried Melcher

nach IFRS auch für US-amerikanische 
Unternehmen zuzulassen, eine Analyse 
zur einheitlichen Anwendung der IFRS 
von 183 IFRS-Abschlüssen aus dem Jahr 
2009 durchgeführt. In dem sog. Staff  
Paper »An Analysis of IFRS in Practice« 
von November 2011 werden zahlreiche 
Themengebiete identifiziert, die von den 
Abschlusserstellern uneinheitlich ange-
wendet werden. Im Gegensatz zu den 
Aktivitäten der DPR und der ESMA be-
schränkte sich die SEC-Analyse auf die 
extern verfügbaren Informationen.  ‹‹

Ingo Rahe, Christoph Czupalla, 
Prof. Dr. Winfried Melcher

Die verpflichtende Anwendung der durch das International Accounting Stan-
dards Board (IASB) verabschiedeten Standards und Interpretationen erfordert 
jeweils deren Anerkennung durch die Europäische Kommission. Mit diesem 
sog. Endorsement werden die Standards automatisch zu nationalem Recht in 
den EU-Mitgliedstaaten. Durch die zeitversetzte Übernahme ergeben sich teil-
weise abweichende Erstanwendungszeitpunkte zu den vom IASB genannten 
Anwendungsterminen. 

Im Jahr 2011 wurden im Rahmen des EU-
Endorsement-Verfahrens die Änderun-
gen des IFRS 7 »Angaben – Übertragung 
finanzieller Vermögenswerte« übernom-
men (vgl. Financial Reporting Update 
2012, S. 42). Diese sind damit in IFRS-
Abschlüssen von Unternehmen mit Sitz 
in der EU für die nach dem 30.6.2011 be-
ginnenden Geschäftsjahre verpflichtend 
anzuwenden.

Im Jahr 2012 wurden bisher folgende Än-
derungen an Standards im Rahmen des 
EU-Endorsement-Verfahrens übernom-
men:

IAS 1 »Darstellung des Abschlusses« •	

ist für nach dem 1.7.2012 beginnende 
Geschäftsjahre verpflichtend anzu-
wenden.

implementation of IFRS 8 – Operating 
Segments« veröffentlicht. Darin benennt 
sie folgende Problembereiche:

Identifizierung des Hauptentschei-•	

dungsträgers (CODM)
Aggregation von Geschäftssegmenten•	

Angabe zu einzelnen Ländern inner-•	

halb der unternehmensweiten geogra-
fischen Angaben

b) U.S. SEC
Auch die U.S. Securities and Exchange 
Commission (SEC) hat im Rahmen ihrer 
Überlegungen, die Abschlusserstellung 

Aktuelle Übernahme von IFRS-
Standards im EU-Endorsement-
Verfahren 
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Die Änderung bezieht sich auf die Bilan-
zierung von Darlehen der öffentlichen 
Hand mit einem nicht dem Marktniveau 
entsprechenden Zinssatz bei einem 
IFRS-Erstanwender zum Zeitpunkt des 
Übergangs auf IFRS. Für im Übergangs-
zeitpunkt bereits bestehende öffentliche 
Darlehen kann die Bewertung nach vor-
heriger Rechnungslegung beibehalten  ›› 

Das International Accounting Standards Board (IASB) hat eine Änderung zu 
IFRS 1 hinsichtlich Darlehen der öffentlichen Hand sowie die Verbesserungen 
an den IFRS 2009–2011 veröffentlicht. Weiterhin wurden von der IFRS Founda-
tion die IFRS Taxonomy 2012 sowie der Entwurf zu den Annual Improvements 
2010–2012 herausgegeben. 

Bilanzierung von Darlehen der öffent
lichen Hand für IFRS-Erstanwender
Am 13.3.2012 veröffentlichte das IASB 
eine Änderung des IFRS 1 Erstmalige  
Anwendung der International Financial 
Reporting Standards. Die Änderungen 
gewähren Erstanwendern der IFRS eine 
Ausnahme von der vollständigen retro
spektiven Anwendung der IFRS.

Neuigkeiten vom IASB

Erwartetes Endorsement IASB-Anwendungsdatum

Standards

IFRS 9 Financial Instruments (Issued 12 November 2009) and subsequent 
amendments (amendments to IFRS 9 and IFRS 7, issued 16 December 2011) 

verschoben 1.1.2015

IFRS 10 Consolidated Financial Statements (Issued 12 May 2011) Q4 2012 * 1.1.2013 

IFRS 11 Joint Arrangements (Issued 12 May 2011) Q4 2012 * 1.1.2013 

IFRS 12 Disclosures of Interests in Other Entities (Issued 12 May 2011) Q4 2012 * 1.1.2013 

IFRS 13 Fair Value Measurement (Issued 12 May 2011) Q4 2012 1.1.2013

IAS 27 Separate Financial Statements (Issued 12 May 2011) Q4 2012 * 1.1.2013 

IAS 28 Investments in Associates and Joint Ventures (Issued 12 May 2011) Q4 2012 * 1.1.2013 

Änderungen

Deferred tax: Recovery of Underlying Assets (Amendments to IAS 12)  
(Issued 20 December 2010) 

Q4 2012 1.1.2012

Severe Hyperinflation and Removal of Fixed Dates for First-Time Adopters 
(Amendments to IFRS 1) (Issued 20 December 2010) 

Q4 2012 1.7.2011

Disclosures – Offsetting Financial Assets and Financial Liabilities  
(Amendments to IFRS 7) (Issued 16 December 2011) 

Q4 2012 1.1.2013

Offsetting Financial Assets and Financial Liabilities (Amendments to IAS 32) 
(Issued 16 December 2011) 

Q4 2012 1.1.2014

Government Loans (Amendments to IFRS 1) (Issued 13 March 2012) Q1 2013 1.1.2013

Improvements to IFRSs (2009–2011) (Issued 17 May 2012) Q1 2013 1.1.2013

Interpretationen

IFRIC Interpretation 20: Stripping Costs in the Production Phase of a Surface 
Mine (Issued 19 October 2011) 

Q4 2012 1.1.2013

Tabelle 1: Überblick über den Stand des EU-Endorsement-Verfahrens

*Am 1.6.2012 sprach sich das Accounting Regulatory Committee (ARC) dafür aus, dass IFRS 10, IFRS 11, 
IFRS 12, IAS 27 und IAS 28 spätestens in dem Geschäftsjahr angewendet werden sollen, das am 1.1.2014 
oder später beginnt. Eine vorzeitige Anwendung ist erlaubt, soweit diese Standards von der EU-Kommis
sion anerkannt (endorsed) wurden.

Quelle: EFRAG European Financial Reporting Advisory Group (www.efrag.org); Stand: 6.6.2012
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zeichnet die Inhalte der Berichterstattung 
vergleichbar mit Barcodes auf Etiketten, 
sodass die Informationen in Rechnungs-
legungsdokumenten eine eindeutig nach-
vollziehbare Datenstruktur erhalten. Dies 
ermöglicht eine automatisierte Datenver-
arbeitung auf dem gesamten elektroni-
schen Übertragungsweg sowohl im Rah-
men der internen als auch der externen 
Berichterstattung. So bietet XBRL bei-
spielsweise Unterstützung im Bereich der 
Konzernberichterstattung sowie bei der 
Datenübermittlung an Analysten, Banken, 
Ratingagenturen und Finanzbehörden.

Annual Improvements 2009–2011 
Das IASB hat am 17.5.2012 die Verbesse-
rungen der IFRS 2009–2011 (Annual Im-
provements 2009–2011 cycle) veröffent-
licht, wodurch fünf International Financial 
Reporting Standards (IFRSs) geändert 
werden. Die Änderungen basieren auf 
dem im Juni 2011 veröffentlichten Ent-
wurf ED / 2011 / 2. Die Annual Improve-
ments betreffen grundsätzlich alle IFRS-
Anwender und umfassen notwendige, 
aber nicht dringliche Änderungen in den 
IFRS, die nicht Teil eines größeren Pro-
jekts sind.

Die Änderungen betreffen im Einzelnen 
folgende Standards:

werden. Die Bewertungsregeln nach IAS 
20.10A i. V. m. IAS 39 gelten somit nur für 
solche öffentlichen Darlehen, die nach 
dem Übergangszeitpunkt eingegangen 
werden. Durch die Anpassung des IFRS 1 
soll erreicht werden, dass IFRS-Erstan-
wender von den gleichen Erleichterungs-
vorschriften Gebrauch machen können, 
wie sie IFRS-Anwendern in Bezug auf 
IAS 20 Bilanzierung und Darstellung von 
Zuwendungen der öffentlichen Hand ge-
währt werden.

IFRS 1 in der geänderten Fassung ist für 
Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder 
nach dem 1.1.2013 beginnen, wobei eine 
frühere Anwendung zulässig ist. Das EU-
Endorsement steht noch aus.

IFRS Taxonomy 2012
Die IFRS Foundation hat am 30.3.2012 
die jährliche Fassung der IFRS Taxonomy 
veröffentlicht. Die IFRS Taxonomy 2012 
steht im Einklang mit den IFRS sowie 
den IFRS für SME und dient der Überlei-
tung der zum 1.1.2012 gültigen IFRS in 
XBRL (eXtensible Business Reporting 
Language). 

Bei XBRL handelt es sich um einen  
Standard für die digitalisierte Erstellung, 
Verbreitung und Auswertung von Finanz
informationen. Der XBRL-Standard kenn-

IFRS-Vorschrift Inhalt

IFRS 1

First Time Adoption of International Financial 
Reporting Standards

(Erstmalige Anwendung der International  
Financial Reporting Standards)

Wiederholte Anwendung von IFRS 1

Fremdkapitalkosten in Bezug auf qualifizierte  
Vermögenswerte, bei denen der Aktivierungs-
zeitpunkt vor dem Übergang auf die IFRS liegt

IAS 1 

Presentation of Financial Statements

(Darstellung des Abschlusses)

Angabe von Vorjahresvergleichsinformationen

IAS 16

Property, Plant and Equipment

(Sachanlagen)

Bilanzierung von Wartungsgeräten

IAS 32

Financial Instruments: Presentation

(Finanzinstrumente: Darstellung)

Bilanzierung von Steuereffekten bei Ausschüt-
tung an Eigenkapitalgeber und bei Trans
aktionskosten einer Eigenkapitaltransaktion

IAS 34

Interim Financial Reporting

(Zwischenberichterstattung)

Segmentangaben für das Gesamtvermögen 
und Schulden in der Zwischenberichter
stattung

Financial Reporting Update
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Die Pressemitteilung zu dem geänderten 
IFRS 1, den Annual Improvements 2009–
2011, den Dateien und Informationen zu 
IFRS Taxonomy 2012 sowie der Entwurf 
zu den Annual Improvements 2010–2012 
stehen auf der Internetseite des IASB 
 unter www.ifrs.org zum Download zur Ver-
fügung. 

QUELLENHINWEIS

Die Änderungen sollen für Berichtsjahre 
in Kraft treten, die am oder nach dem 
1.1.2014 beginnen. Die Neuerungen zu 
IFRS 3 Unternehmenszusammenschlüs-
se und die daraus folgenden Änderungen 
zu IFRS 9 Finanzinstrumente würden 
jedoch für Geschäftsjahre, die am oder 
nach dem 1.1.2015 beginnen, in Kraft tre-
ten. Eine vorzeitige Anwendung ist zuläs-
sig. Die finalen Änderungen sind für das 
1. Quartal 2013 angekündigt.

Kommentierungen können bis zum 
5.9.2012 beim IASB eingereicht wer-
den. ‹‹

Christoph Czupalla, Christina Koellner, 
Prof. Dr. Winfried Melcher

Die Änderungen treten für Berichtsjahre 
in Kraft, die am oder nach dem 1.1.2013 
beginnen. Eine vorzeitige Anwendung 
ist zulässig.

Entwurf der Annual Improvements 
2010–2012
Der am 3.5.2012 durch das IASB veröf-
fentlichte Entwurf der Annual Improve-
ments (ED / 2012 / 1 Annual Improvements 
to IFRSs 2010–2012 Cycle) beinhaltet 
Änderungsvorschläge für elf Internatio-
nal Financial Reporting Standards. 

Im Einzelnen werden folgende Änderun-
gen vorgeschlagen:

IFRS-Vorschrift Inhalt

IFRS 2 

Share-based Payment

(Anteilsbasierte Vergütung)

Klarstellung der Definition »Ausübungsbedin-
gungen«

IFRS 3 

Business Combinations

(Unternehmenszusammenschlüsse)

Bilanzierung bedingter Kaufpreiszahlungen bei 
Unternehmenserwerben

IFRS 8 

Operating Segments

(Geschäftssegmente)

Zusammenfassung von Geschäftssegmenten;
Überleitungsrechnung vom Segmentver-
mögen zum Konzernvermögen

IFRS 13 

Fair Value Measurement

(Fair Value-Bewertung)

Kurzfristige Forderungen und Verbindlich-
keiten

IAS 1 

Presentation of Financial Statements

(Darstellung des Abschlusses)

Fristigkeitsklassifizierung von Schulden

IAS 7 

Statement of Cash Flows

(Kapitalflussrechnungen)

Aktivierte Zinszahlungen

IAS 12 

Income Taxes

(Ertragsteuern)

Ansatz aktiver latenter Steuern auf unreali-
sierte Verluste

IAS 16 / IAS 38

Property, Plant and Equipment / Intangible 
Assets

(Sachanlagen / Immaterielle Vermögenswerte)

Neubewertungsmethode – proportionale 
Anpassung der kumulierten Abschreibungen

IAS 24 

Related Party Disclosures

(Angaben über Beziehungen zu nahestehen-
den Unternehmen und Personen)

Mitglieder des Managements in Schlüssel-
positionen

IAS 36 

Impairment of Assets

(Wertminderungen von Vermögenswerten)

Angleichung der Anhangangaben für Wertmin-
derungen auf Basis von Nutzungswerten und 
beizulegenden Zeitwerten abzüglich Veräuße-
rungskosten
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Impairment of Assets

(Wertminderungen von Vermögenswerten)

Angleichung der Anhangangaben für Wertmin-
derungen auf Basis von Nutzungswerten und 
beizulegenden Zeitwerten abzüglich Veräuße-
rungskosten
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der tatsächlichen Belastung am Ab-
schlussstichtag entspricht. 

Die IFRS verlangen schon länger die Dis-
kontierung von Rückstellungen (vgl. IAS 
37.45). Allerdings muss der Abzinsungs-
zinssatz die aktuellen Markterwartungen 
widerspiegeln und auch die spezifischen 
Risiken der Schuld berücksichtigen. Die 
Zinssätze werden daher unternehmens
individuell bestimmt. Um das Ermessen 
bei der Rückstellungsbilanzierung für 
HGB-Zwecke – zumindest bei der Bestim
mung des Zinssatzes – weitestgehend 
zu eliminieren, ist gesetzlich vorgeschrie
ben, dass die zu verwendenden Abzin-
sungszinssätze durch die Deutsche Bun-
desbank ermittelt und veröffentlicht wer- 
den. Damit soll eine bessere Vergleich-
barkeit erreicht werden. Auch sieht der 
Gesetzestext nur eine Abzinsung für Rück
stellungen mit Restlaufzeiten von mehr 
als einem Jahr verpflichtend vor. Hinsicht
lich kurzfristiger Rückstellungen wird da-
her von einem Wahlrecht ausgegangen.

Um die Effekte aus der Abzinsung von 
Rückstellungen dem Bilanzadressaten 
kenntlich zu machen, ist gemäß § 277 
Abs. 5 S. 1 HGB ein gesonderter Ausweis 
der Erträge und Aufwendungen aus der 
Abzinsung von Rückstellungen in der Ge-
winn-und-Verlust-Rechnung erforderlich. 

Inhaltlicher Überblick des Entwurfs
Dem Titel der Stellungnahme ist bereits 
zu entnehmen, dass ausschließlich Frage-
stellungen zur handelsrechtlichen Bilan-
zierung von Verbindlichkeitsrückstellun-
gen behandelt werden, wobei sich der 
überwiegende Teil der Fragestellungen 

Fast drei Jahre nach der Verabschiedung des Bilanzrechtsmodernisierungsge-
setzes (BilMoG) veröffentlichte der Hauptfachausschuss (HFA) des Instituts der 
Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. (IDW) den Entwurf einer Stellungnahme 
zu Einzelfragen zur handelsrechtlichen Bilanzierung von Verbindlichkeitsrück-
stellungen.

Mit dem Entwurf der IDW Stellungnahme 
zur Rechnungslegung: Einzelfragen zur 
handelsrechtlichen Bilanzierung von Ver-
bindlichkeitsrückstellungen (IDW ERS 
HFA 34) veröffentlichte das IDW am 
20.3.2012 die wahrscheinlich letzte Stel-
lungnahme zu Anwendungsfragen des 
BilMoG. In einer Vielzahl von Fachzeit-
schriften wurden insbesondere im letzten 
Jahr Fragestellungen zur Bewertung und 
zum Ausweis von Rückstellungen nach 
dem Handelsgesetzbuch (HGB) kontro-
vers diskutiert. Die Erwartungshaltung 
an die Stellungnahme war daher groß. 

Änderungen der Bilanzierung von Rück-
stellungen durch das BilMoG
Durch das BilMoG wurde § 253 Abs. 1 
S. 2 HGB geändert. Rückstellungen sind 
nun mit dem nach vernünftiger kaufmän-
nischer Beurteilung notwendigen Erfül-
lungsbetrag anzusetzen. Dies bedeutet, 
dass zukünftige Kosten- und Preissteige-
rungen bei der Ermittlung des Verpflich-
tungsbetrags mit zu berücksichtigen sind.

Zudem wurde § 253 Abs. 2 HGB neu ein-
geführt, der erstmals eine Abzinsung von 
Rückstellungen vorsieht. Der Gesetzge-
ber begründete die Vorschrift damit, dass 
die in den Rückstellungen gebundenen 
Finanzmittel bis zum Zeitpunkt der Zah-
lung – d. h. der Inanspruchnahme – inves-
tiert werden können und daher die Reali-
sierung zusätzlicher Erträge möglich ist. 
Um dem Zweck des HGB gerecht zu 
werden, d. h. eine den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechende Darstellung 
der Vermögenslage zu erreichen, darf der 
Ansatz der Rückstellung daher nur noch 
mit dem Barwert erfolgen, da nur dieser 

Beantwortung von Zweifels
fragen zur Rückstellungsbilan
zierung nach HGB

Financial Reporting Update
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Kapitalüberlassung – die notwendige Be-
dingung für den Ausweis von Zinsertrag 
ist – nicht erfolgte (vgl. Beispiel 1).

Änderungen des nominellen Verpflich-
tungsbetrags einer Rückstellung
Fraglich war bisher, zu welchem Zeitpunkt 
eine Änderung des nominellen Verpflich-
tungsbetrags einer Rückstellung ange-
nommen werden musste. Bezogen auf 
Beispiel 1 erfolgt z. B. Mitte des Jahres 
aufgrund zusätzlicher Informationen ein 
Anstieg der drohenden Inanspruchnahme 
von T 1.000 auf T 1.500. Dies ist gleich-
bedeutend mit einer Erhöhung des nomi-
nellen Verpflichtungsbetrags. 

In Tz. 12 wird darauf hingewiesen, dass 
bei Änderungen des Verpflichtungsum-
fangs unterstellt werden kann, dass diese 
erst zum Ende der Periode – d. h. zum 
Abschlussstichtag – erfolgen. Eine An-
passung der Rückstellung während des 
laufenden Jahres ist somit nicht notwen-
dig. Dies vereinfacht für den Bilanzieren-
den eine Rückstellungsfortentwicklung. 

Berücksichtigung von Preis- und Kosten-
änderungen
Wie bereits ausgeführt, sind Kosten- und 
Preisänderungen bei der Ermittlung des 
nominellen Verpflichtungsbetrags zu be-
rücksichtigen. 

Dabei müssen Annahmen über Preis- und 
Kostenänderungen auf begründeten Er-
wartungen beruhen und hinreichend 
objektiv sein (Tz. 24). Deren Beurteilung 
muss auf Basis der am Stichtag vorhan-
denen Informationen erfolgen, wobei 
grundsätzlich unternehmensspezifische 
Daten herangezogen werden müssen. 
Sind diese nicht vorhanden, kann auch auf 
branchenspezifische Daten zurückgegrif-
fen werden. Gesamtwirtschaftliche Er-
wartungen (z. B. aktuelle Inflationsziele) 
dürfen nur verwendet werden, wenn an-
dere Informationen nicht vorliegen oder 
nur mit unvertretbarem Aufwand ermit-
telt werden können (Tz. 26).

Die Bilanzierenden werden sich somit mit 
unternehmens- und branchenspezi fi schen 
Preis- und Kostenentwicklungen aus- ›› 

erst durch das BilMoG ergeben hat. Der 
Entwurf der Stellungnahme diskutiert 
dabei folgende Themen: 

Grundsätze für die Bilanzierung von •	

Rückstellungen
Ermittlung des nach vernünftiger kauf-•	

männischer Beurteilung notwendigen 
Erfüllungsbetrags, unter anderem mit 
Ausführungen zu:
– Verteilungsrückstellungen
– Preis- und Kostenänderungen 

 –  der Kompensation von Aufwen-
dungen

Ermittlung der Restlaufzeit•	

Abzinsung•	

Ausweis in der Gewinn-und-Verlust-•	

Rechnung 
Anhangangaben•	

Nachfolgend wird ein Teil der im Entwurf 
dargestellten Lösungen für die in der Li-
teratur aufgeworfenen Fragestellungen 
erörtert.

Erfassung von bzw. Zuführungen zu 
Rückstellungen
In der Literatur wurde die Erfassung 
von Rückstellungen bzw. Zuführungen 
zu Rückstellungen kontrovers diskutiert. 
Zwei Alterna tiven standen dabei zur Aus-
wahl: die Bruttomethode und die Netto-
methode.

Bei Anwendung der Bruttomethode er-
folgt die Erfassung des am Ende der 
Restlaufzeit zu zahlenden Verpflichtungs-
betrags (Bruttobetrag) im operativen Er-
gebnis. Der Unterschiedsbetrag zum 
Barwert der Rückstellung wird anschlie-
ßend rückstellungsmindernd im Zinser-
gebnis erfasst. 

Die Nettomethode führt dazu, dass die 
Erfassung einer Rückstellung bzw. späte-
rer Zuführungen zum Barwert im operati-
ven Ergebnis erfolgt. Bei dieser Methode 
unterbleibt somit sowohl bei der Erster-
fassung als auch bei späteren Zuführun-
gen der Ausweis von Zinsertrag.

In Tz. 11 wird nur noch die Nettomethode 
als zulässige Methode dargestellt. Die 
Bruttomethode wird vom Berufsstand 
als nicht sachgerecht angesehen, da eine 

Erfassung von Rückstellungen nach 
der Nettomethode:

Eine Gesellschaft bilanziert erstmals 
eine Rückstellung. Der nominelle Verpflich-
tungsbetrag beträgt T 1.000. Die Inan-
spruch nahme (Zahlung) wird in zwei Jah-
ren erwartet. Der Abzinsungszinssatz 
beläuft sich auf 5 %.

Die erstmalige Erfassung der Rückstellung 
muss mit dem Barwert der Rückstellung 
von T 907 [= T 1.000 / (1 + 5 %)2 Jahre] erfolgen.

Buchungssatz:
Operativer Aufwand T 907
an Rückstellung T 907.

Somit wird kein Zinsertrag bei der erstma-
ligen Erfassung der Rückstellung ausge-
wiesen.

BEISPIEL 1
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Gesonderter Ausweis der Erträge und 
Aufwendungen aus der Abzinsung
§ 277 Abs. 5. S. 1 HGB fordert einen ge-
sonderten Ausweis der Erträge und Auf-
wendungen aus der Abzinsung von 
Rückstellungen in der Gewinn-und-Ver-
lust-Rechnung. 

Der gesonderte Ausweis in der Gewinn-
und-Verlust-Rechnung kann entweder in 
Form eines Davon-Vermerks oder durch 
Aufgliederung in einer Vorspalte erfol-
gen. Allerdings ist auch eine Aufnahme 
der Angaben in den Anhang vertretbar. 
Begründet werden kann dies mit einer 
verbesserten Klarheit und Übersichtlich-
keit der Darstellung der Gewinn-und-
Verlust-Rechnung (Tz. 52).

Anhangangaben
Aufgrund der Änderungen durch das Bil-
MoG werden zusätzliche Anhanganga-
ben als erforderlich angesehen, sofern die 
Rückstellungen wesentlich sind (Tz. 53). 
Die Angaben sind dabei den Erläuterun-
gen der Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden gemäß § 284 Abs. 2 Nr. 1 HGB 
zuzuordnen. 

Abschlussersteller sollten demnach früh-
zeitig prüfen, ob die bisherigen Angaben 
ausreichend sind.

Ausblick für die Praxis
Der IDW ERS HFA 34 sieht bei einer Viel-
zahl von Anwendungsfragen zur Bewer-
tung und zum Ausweis von Verbindlich-
keitsrückstellungen Vereinfachungen vor, 
die bei einer Implementierung in den Ab-
schlusserstellungsprozess zu effiziente-
ren Abläufen und somit zu einer Kosten-
optimierung führen können. 

Der Entwurf steht auf der Website des 
IDW zum Download bereit. Die Kom-
mentierungsfrist für den Entwurf endet 
am 28.9.2012. Unter den jetzigen Um-
ständen ist mit der Veröffentlichung der 
finalen Stellungnahme zur Rechnungs-
legung spätestens bis Anfang 2013 zu 
rechnen. ‹‹

Thomas Skowronek, Katrin David, 
Prof. Dr. Winfried Melcher

einandersetzen müssen. Ansonsten ist 
der Nachweis erforderlich, dass entspre-
chende Daten nicht vorliegen. 

Bei Preis- und Kostensenkungen weist 
der Entwurf zudem darauf hin, dass für 
deren Berücksichtigung nicht nur deren 
Eintritt mit hoher Wahrscheinlichkeit er-
wartet werden muss, sondern nachhaltig 
niedrige Preis- und Kostentrends vorlie-
gen müssen, die durch unternehmens-
ex terne objektive Nachweise zu belegen 
sind (Tz. 27). Damit wird eine Berücksich-
tigung von Preis- und Kostensenkungen 
bei der Ermittlung des nominellen Ver-
pflichtungsbetrags weitaus unwahr-
scheinlicher, da nachweisbar niedrige 
Preis- und Kostentrends in vielen Fällen 
nur schwer zu belegen sein werden.

Verzinsliche Geldleistungsverpflich-
tungen
Auch die Behandlung von verzinslichen 
Geldleistungsverpflichtungen war um-
stritten. Da durch die Verzinslichkeit für 
die in der Rückstellung gebundenen Fi-
nanzmittel weitere Erträge erwirtschaftet 
werden müssen, wurde eine Abzinsung 
für solche Rückstellungen infrage gestellt. 
Andere vertraten die Ansicht, dass eine 
Abzinsung auch mit dem Zinssatz erfol-
gen könnte, mit der die Rückstellung ver-
zinst wird. Hierin wurde eine Ausnahme 
von der Verwendung des von der Deut-
schen Bundesbank vorgegebenen Zins-
satzes gesehen. 

Die zukünftig anfallenden Zinsen stellen 
eine Preissteigerungskomponente dar, 
die bei der Ermittlung des nominellen Ver-
pflichtungsbetrags mit dem vertraglich 
fixierten Zinssatz zu berücksichtigen ist 
(Tz. 33). Anschließend ist gemäß § 253 
Abs. 2 S. 1 HGB der nominelle Verpflich-
tungsbetrag mit dem von der Deutschen 
Bundesbank vorgegebenen Zinssatz ab-
zuzinsen (Tz. 34). Daher werden in den 
meisten Fällen Auf- und Abzinsungssätze 
voneinander abweichen.

Beispiele für verzinsliche Geldleistungs-
verpflichtungen sind strittige Schaden er-
satzverpflichtungen, aber auch steuerliche 
Betriebsprüfungsrisiken (vgl. Bei spiel 2).

Financial Reporting Update

Verzinsliche Geldleistungsverpflich-
tungen

Bei der Ermittlung des nominellen Ver-
pflichtungsbetrags für eine strittige 
Schadener satzverpflichtung muss be-
rücksichtigt werden, dass der zu zah-
lende Betrag einer Verzinsung unter-
liegt. Bei einem Schaden von T 1.000 
und einer Verzinsung von 6 % ermittelt 
sich der nominelle Verpflichtungsbe-
trag in Abhängigkeit der Restlaufzeit. 
Bei einer Restlaufzeit von zwei Jahren 
und einem von der Deutschen Bundes-
bank vorgegebenen Ab zinsungssatz 
von 5 % ergeben sich folgende Beträge 
für den nominellen Verpflichtungsbe-
trag und den Barwert der Rückstellung:

Nomineller Verpflichtungsbetrag: 
T 1.000 *(1 + 6 %)2 Jahre = T 1.124

Barwert der Rückstellung: 
T 1.124 / (1 + 5 %)2 Jahre = T 1.019

BEISPIEL 2
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In der Praxis erfolgt die Aufstellung von 
Konzernabschlüssen in der Regel soft-
waregestützt und ist damit integraler Be-
standteil der IT-gestützten Rechnungsle-
gung eines Unternehmens. Infolgedessen 
müssen die für die Vorbereitung und 
Durchführung der Konsolidierung einge-
setzten IT-Systeme sicherstellen, dass 
die Vollständigkeit und Richtigkeit der 
notwendigen Anpassungen, Konsolidie-
rungsbuchungen und Umgliederungen 
sowie deren Auswertung nachvollzogen 
werden können. Hierzu zählen neben der 
Erstellung der Handelsbilanz II (HB II) ins-
besondere die Kapitalkonsolidierung, 
Schuldenkonsolidierung, Zwischenergeb-
niseliminierung sowie die Ermittlung und 
Erfassung latenter Steuern. 

Der Entwurf konkretisiert die aus den 
§§ 290 bis 315 a) HGB resultierenden 
 Anforderungen an softwaregestützte 
Prozesse zur Konzernrechnungslegung 
(IT-gestützte Konsolidierungsprozesse) 
und veranschaulicht die im IDW RS FAIT 1 
dargestellten Ordnungsmäßigkeits- und 
Sicherheitsanforderungen für den Pro-
zess der Konzernabschlusserstellung – 
beginnend mit der Übernahme von Mel-
de-Daten für Zwecke der Konsolidierung 
bis hin zu deren Auswertung in Form von 
Finanzberichten.

Bilanzierung von Bondstripping
Der BFA des IDW hat am 25.11.2011 die 
überarbeitete Fassung des IDW Rech-
nungslegungshinweises: Handelsrecht-
liche Bilanzierung des Bondstripping (IDW 
RH BFA 1.001) verabschiedet.

Der Hauptfachausschuss (HFA) des Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutsch-
land e.V. (IDW) hat in den vergangenen Monaten eine Stellungnahme zur 
Rechnungslegung bei Personengesellschaften sowie einen Entwurf zu den 
An forde rungen an die Ordnungsmäßigkeit und Sicherheit IT-gestützter Kon-
solidierungsprozesse veröffentlicht. Weiterhin hat der Bankenfachausschuss 
(BFA) des IDW einen Rechnungslegungshinweis zur Bilanzierung des sog. 
Bondstripping herausgegeben. 

Rechnungslegung bei Personengesell-
schaften 
Der HFA des IDW hat am 6.2.2012 die 
IDW-Stellungnahme zur Rechnungsle-
gung: Handelsrechtliche Rechnungsle-
gung bei Personenhandelsgesellschaften 
(IDW RS HFA 7) verabschiedet. Dabei 
wurde die alte Fassung der Stellungnah-
me an die neue Rechtslage nach BilMoG 
angepasst. 

Die wesentlichen Änderungen ergaben 
sich im Hinblick auf die Konzernrech-
nungslegungspflicht bei haftungsbe-
schränkten Personenhandelsgesell-
schaften im Sinne des § 264a HGB durch 
den geänderten § 290 HGB und die Bilan-
zierung latenter Steuern infolge des Me-
thodenwechsels vom Timing- hin zum 
Temporary-Konzept in § 274 HGB. 

Neu in die Stellungnahme aufgenommen 
wurde ein Ausweiswahlrecht für die auf-
grund erwarteter Steuerbelastungen nach 
§ 249 Abs. 1 S. 1 HGB gebildeten Rück-
stellungen in der Bilanz. Diese können 
entweder unter den Steuerrückstellun-
gen gesondert oder unter den sonstigen 
Rückstellungen ausgewiesen werden.

Anforderungen an die Ordnungsmäßig-
keit und Sicherheit IT-gestützter Konso-
lidierungsprozesse 
Am lt. IDW S. 41: 10.10.2011 hat der HFA 
des IDW den Entwurf einer Stellung-
nahme zur Rechnungslegung: Anforde-
rungen an die Ordnungsmäßigkeit und 
Sicherheit IT-gestützter Konsolidierungs-
prozesse (IDW ERS FAIT 4) verabschie-
det. Die Kommentierungsfrist endete am 
25.5.2012.

Diverse neue Verlautbarungen 
des IDW

IDW RS HFA 7 ist in Heft 3 / 2012 der IDW 
Fachnachrichten und im WPg Supplement 
1 / 2012 erschienen. IDW ERS FAIT 4 sowie 
IDW RH BFA 1.001 wurden in Heft 1 / 2012 
der IDW Fachnachrichten sowie im WPg 
Supplement 1 / 2012 veröffentlicht.

QUELLENHINWEIS

Unter Bondstripping wird die Trennung 
von Kapitalansprüchen und Zinsansprü-
chen aus einer Anleihe und deren ge-
trennter Handel verstanden (STRIPS = Se-
parate Trading of Registered Interest and 
Principal of Securities). Der Rechnungs-
legungshinweis behandelt die bilanzielle 
Abbildung der Trennung der Zinskupons 
vom Mantel einer Anleihe aus Sicht des 
Käufers und des Verkäufers. Gegenstand 
der Verlautbarung sind sowohl dem Nicht-
handels- als auch dem Handelsbestand 
(§ 340e Abs. 3 und 4 HGB) zugeordnete 
Anleihen mit Zinskupons. ‹‹

Marco Gesse, Christina Koellner, 
Markus Neuser, Prof. Dr. Winfried Melcher
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Sich als Nichtexperte relativ zügig einen 
Überblick über das Regelwerk IFRS zu 
verschaffen ist angesichts der umfangrei-
chen Standards und der hohen Komplexi-
tät schwierig. Dass es dennoch möglich 
ist, zeigt dieses nun in zweiter Auflage 
erschienene Handbuch.

In acht Kapiteln werden die wesentlichen 
Grundlagen und Regelungen der IFRS 
praxisnah dargestellt und Letztere durch 
Beispiele erläutert. Die Unterschiede zur 
Bilanzierung nach HGB werden jeweils in 
Tabellenform zum Ende eines Abschnitts 
zusammengefasst. Besonders hilfreich 
für den Leser ist die Darstellung typischer 
Muster von Bilanz, Gesamtergebnisrech-
nung etc. nach IFRS mit Verweisen auf 
ausführlichere Erläuterungen der einzel-
nen Punkte im Buch; sie ermöglicht die 
schnelle Beantwortung von Fragen, die 
bei der Durchsicht von IFRS-Abschlüssen 
auftreten können.

Die zweite Auflage berücksichtigt die 
zahlreichen Änderungen der IFRS seit Er-
scheinen der Erstauflage im Jahr 2007 
sowie die Änderungen des HGB durch 
das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz 
(BilMoG). ‹‹

IFRS für Führungskräfte 
Hirschböck, Günther / Kerschbaumer, 
Helmut / Schurbohm, Anne
Wien 2012

Wertpapierhandelsgesetz
Assmann, Heinz-Dieter / 
Schneider, Uwe H. (Hrsg.)
Köln 2012

Corporate Compliance 
Checklisten
Umnuß, Karsten (Hrsg.)
München 2012

Seit Erscheinen der Vorauflage im Jahr 
2009 haben 14 verschiedene Gesetze zu 
Änderungen im Wertpapierhandelsge-
setz (WpHG) geführt. Zu nennen sind 
hier beispielsweise die Einführung neuer 
Mitteilungs- und Veröffentlichungspflich-
ten sowie Neuerungen zur Verbesserung 
der Qualität der Anlageberatung. Darü-
ber hinaus sind von deutschen Gerichten 
(vgl. z. B. Quarterly I / 2011, S. 20 f.) und 
dem Gerichtshof der Europäischen Uni-
on wichtige Entscheidungen zur Ausle-
gung des WpHG ergangen. Höchste Zeit 
also für eine Neuauflage dieses Stan-
dardkommentars des WpHG. 

Mit der Kommentierung der geänderten 
oder neuen Bestimmungen musste das 
Werk vielfach Pionierarbeit leisten und er-
neut mit dem Spannungsverhältnis von 
Praxistauglichkeit, Praktikabilität und ju-
ristischer Methodik kämpfen. Neben der 
Be rücksichtigung der gesetzlichen Neu-
erungen gibt die 6. Auflage Auskunft zu 
fast allen Fragen, die bei der Anwendung 
des WpHG in der Praxis auftreten können.
Für alle, die sich mit dem Kapitalmarkt-
recht beschäftigen, ist der Standardkom-
mentar als ein wichtiges Nachschlage-
werk unbedingt zu empfehlen. ‹‹

Die Fülle an Rechtsvorschriften, die ein 
Unternehmen zu beachten hat, ist bei-
nahe unüberschaubar geworden. Dieser 
Leitfaden hilft, trotzdem nicht den Über-
blick zu verlieren.

Gegliedert nach Rechtsgebieten werden 
die wesentlichen Rechtsvorschriften an-
hand von Checklisten dargestellt und er-
läutert. Insgesamt werden so zwölf ver-
schiedene Rechtsgebiete, wie z. B. das 
Arbeits- und Sozialversicherungsrecht, 
das Börsen- und Kapitalmarktrecht, das 
Kartellrecht sowie Mergers & Acquisi-
tions, behandelt. Am Ende des Buches 
sind die Checklisten der behandelten 
Rechtsgebiete zur besseren Übersicht-
lichkeit noch einmal zusammengefasst 
dargestellt. 

Die Autoren des in zweiter Auflage er-
schienenen Werkes sind Rechtsanwälte. 
Ihnen gelingt es, praxistauglich einen Ein-
druck über für Unternehmen wichtige 
Rechtsvorschriften zu vermitteln. Dass 
hierbei nicht alle für das spezifische Un-
ternehmen relevanten Rechtsvorschrif-
ten abgedeckt werden können, sollte der 
Leser im Auge behalten. ‹‹

Publikationen



Audit Committee Quarterly II /2012  71© 2012 KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eine Konzerngesellschaft der KPMG Europe LLP und Mitglied  
des KPMG-Netzwerks unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG International Cooperative („KPMG International“),  
einer juristischen Person schweizerischen Rechts, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten. Der Name KPMG  
und das Logo sind eingetragene Markenzeichen von KPMG International Cooperative.

Der Datenschutz in Europa nach  
der neuen Datenschutz-Grundver-
ordnung
Thomas Hoeren / Andra Giurgiu
in: NWB 2012, S. 1599 – 1607
Im Januar 2012 hat die Europäische Kom-
mission den Entwurf einer europäischen 
Datenschutz-Grundverordnung vorgelegt. 
Der Beitrag gibt einen gut strukturierten 
Überblick über die geplanten Änderungen 
und stellt kurz die Reaktionen in Deutsch-
land auf den Entwurf dar. Er schließt mit 
einer Stellungnahme der Autoren zum 
Verordnungsentwurf ab.  ‹‹

Whistleblowing und Corporate 
Governance – Zur Hinweisgeberver-
antwortung von Vorstandsmitglie-
dern und Wirtschaftsanwälten
Holger Fleischer / Klaus Ulrich Schmolke
in: WM 2012, S. 1013 – 1060
Das Thema Whistleblowing wird mittler-
weile nicht mehr nur aus arbeitsrecht
licher Sicht, sondern auch als Teilaspekt 
des Gesellschafts- und Kapitalmarkt-
rechts diskutiert. So beleuchten die Auto-
ren dieses Artikels verschiedene Facetten 
des Whistleblowing unter Compliance- 
und Corporate Governance-Gesichts-
punkten. Dabei beschäftigen sie sich 
u. a. mit den Fragen, welche Rechte und 
Pflichten die einzelnen Vorstandsmit
glieder als Whistleblower haben oder ob 
der Vorstand aufgrund seiner Compli-
ance-Verantwortung verpflichtet ist, ein 
Whistleblowing-System einzurichten.  ‹‹

Evaluation der Arbeit der DPR
Bernhard Pellens / Philipp Obermüller / 
Sebastian Riemenschneider /  
Jan Henning Sohlmann
in: WPg 2012, S. 535 – 547
Seit sieben Jahren prüft die Deutsche 
Prüfstelle für Rechnungslegung nun im 
sogenannten Enforcement-Verfahren die 
Abschlüsse und Berichte von Unterneh-
men, deren Wertpapiere an einer inländi-
schen Börse zum Handel im regulierten 
Markt zugelassen sind. In dem Beitrag 
wird anhand einer schriftlichen Studie un-
ter 2.000 Wirtschaftsprüfern, mehr als 
800 Unternehmen und über 250 Hoch-
schullehrern die Qualität der Arbeit der 
DPR beurteilt.  ‹‹

Die Haftung wegen fehlerhafter  
Ad-hoc-Publizität gem. §§ 37b, 37c 
WpHG nach dem IKB-Urteil des BGH
Lars Klöhn
in: AG 2012, S. 345 – 358
Das IKB-Urteil des BGH (Urteil vom 13.12. 
2011 – XI ZR 51 / 10) setzte sich mit zahl-
reichen Grundsatzfragen zur Haftung auf-
grund verspäteter oder unterlassener Ver-
öffentlichung von Insiderinformationen 
oder der Veröffentlichung unwahrer Insi-
derinformationen auseinander. Der Bei-
trag analysiert die wichtigsten Aussagen 
des Urteils und weist auf derzeit noch 
ungeklärte Folgefragen hin.  ‹‹

Stärkung der Qualität der Abschluss-
prüfung durch die externe Rotati
onspflicht? – Eine Reflexion der em-
pirischen Prüfungsforschung vor 
dem Hintergrund des Verordnungs-
entwurfs der EU-Kommission vom 
30.11.2011
Patrick Velte
in: WPg 2012, S. 317 – 323
Der Verordnungsentwurf der EU-Kom-
mission zur Reform des Abschlussprü-
fermarktes sieht eine zwingende exter-
ne Rotation des Prüfers nach spätestens 
sechs Jahren vor. Der Autor erörtert, un-
ter Berücksichtigung empirischer Studien, 
die Vor- und Nachteile dieses Regelungs-
vorschlags.  ‹‹

Gerichtliche Aufsichtsratsergänzung 
bei Beschlussboykott
Michael Reichard
in: AG 2012, S. 359 – 365
Gehört dem Aufsichtsrat nicht die zur Be-
schlussfähigkeit erforderliche Anzahl an 
Mitgliedern an, so kann er durch das Re-
gistergericht ergänzt werden (§ 104 Abs. 1 
S. 1 AktG). Der Beitrag diskutiert die Mög-
lichkeit der gerichtlichen Ergänzung im 
Falle einer dauerhaften Beschlussblocka-
de durch Mitglieder des Aufsichtsrats.  ‹‹

Rechte und Pflichten des Vorstands 
bei Kompetenzüberschreitungen 
des Aufsichtsratsvorsitzenden
Benjamin E. Leyendecker-Langner
in: NZG 2012, S. 721 – 725
Die Aufgaben und Verantwortlichkeiten 
des Aufsichtsrats wurden über die ver-

gangenen Jahre erweitert. Dies birgt je-
doch auch die Gefahr, dass der Aufsichts-
rat gegenüber dem Vorstand seine 
Kompetenzen überschreitet, indem er  
z. B. Mitarbeitern der Gesellschaft be-
stimmte Verhaltensweisen empfiehlt. 
Der Autor untersucht, ob und wie der 
Vorstand auf eine solche Kompetenz-
überschreitung reagieren kann und ggf. 
sogar muss.  ‹‹

Der IDW PS 980 und die allgemeinen 
rechtlichen Mindestanforderungen 
an ein wirksames Compliance Ma-
nagement System (Teil 1 und 2)
Konstantin von Busekist / Oliver Hein / 
Christian Schlitt 
in: CCZ 2012, S. 41 – 80, 86 – 95
Im März 2011 verabschiedete der IDW 
den Standard zur Prüfung von Compli-
ance Management-Systemen (IDW PS 
980). Der Beitrag beschäftigt sich mit den 
rechtlichten Aspekten der betriebswirt-
schaftlichen Systemberatung unter Be-
rücksichtigung dieses Prüfungsstan-
dards.  ‹‹

Insiderhandel und Marktmanipula
tion im Kommissionsentwurf einer 
Marktmissbrauchsverordnung
Lars Teigelack 
in: BB 2012, S. 1361 – 1365
Die Europäische Kommission will durch 
eine stärkere Bekämpfung von Insider-
handel und Marktmanipulation die 
Marktintegrität stärken. Zu diesem 
Zweck hat sie im Oktober 2011 Reform-
vorschläge, darunter eine neue Markt-
missbrauchsverordnung, vorgelegt. Die-
se würde bei Inkrafttreten in der 
Anwendung dem deutschen Wertpa-
pierhandelsgesetz (WpHG) vorgehen. 
Der Autor unterzieht die geplanten Än-
derungen in Bezug auf die Verbote des 
Insiderhandels und des Marktmiss-
brauchs einer kritischen Würdigung. Da-
bei geht er auch ein auf die Schlussanträ-
ge des Generalanwalts des Europäischen 
Gerichtshofs Paolo Mengozzi zur Frage, 
zu welchem Zeitpunkt Insiderinformatio-
nen durch das Unternehmen zu veröf-
fentlichen sind (vgl. hierzu auch Quarterly 
I / 2011, S. 20 f.; Beschluss des BGH vom 
22.11.2010 – II ZB 7 / 09).  ‹‹

Ausgewählte Zeitschriftenartikel
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KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

THE SQUAIRE • Am Flughafen

60549 Frankfurt am Main
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Kapitel

Teilen Sie uns Ihre Meinung mit: 

2012 Global  
Audit Committee Member Survey
Eine Einladung an alle Mitglieder von Prüfungsausschüssen  

(Audit Committees)

Helfen Sie uns, aktuelle und künftige Themen und 
Herausforderungen der Prüfungsausschusstätigkeit 
zu identifizieren. Das Audit Committee Institute lädt 
Sie – zusammen mit dem KPMG’s Audit Committee 
Institute der KPMG LLP (U.S.) – zur Teilnahme an der 
diesjährigen weltweiten Umfrage »2012 Global Audit 
Committee Member Survey« ein. Werden die Aufga-
ben des Prüfungsausschusses in Ihrem Unternehmen 
vom Gesamtaufsichtsrat wahrgenommen, sind Sie 
ebenfalls eingeladen, an der Umfrage teilnehmen. 

Für die Beantwortung der Fragen benötigen Sie ledig-
lich 10 –15 Minuten. Alle Teilnehmer qualifizieren sich 
automatisch für die Verlosung von insgesamt drei 
Apple iPads.

Die Ergebnisse dieser ACI-Umfrage werden Ihnen 
einen Einblick in die Fülle an Themen gewähren, mit 
denen sich Prüfungsausschüsse heutzutage weltweit 
auseinandersetzen müssen.

Gerne stellen wir Ihnen eine elektronische Zusammen
fassung der Ergebnisse zur Verfügung, sobald die 
Umfrage am 31. 8. 2012 beendet ist. Alle individuali-
sierten Antworten bleiben selbstverständlich anonym.

Um an der Umfrage teilzunehmen, gehen Sie bitte auf 
unsere Website unter:

www.audit-committee-institute.de 

oder direkt zum Online-Formular unter: 

www.goglobal.com/KPMG/ACI-2012/

Vielen Dank!

Ihr Audit Committee Institute 
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Das ACI hat einen neuen Internetauftritt. 

Unter http://www.audit-committee-institute.de finden 

Sie aktuelle Meldungen und Hintergrundinformationen 

zum Thema Corporate Governance. Darüber hinaus stehen 

Ihnen hier sämtliche Publikationen des ACI zum Herun ter-

laden zur Verfügung und Sie haben die Möglichkeit, mehr 

über unsere Veranstaltungen zu erfahren. Wir freuen uns 

auf Ihren Besuch!

Neuer Internetauftritt des 
Audit Committee Institute (ACI)



 

Aktuelle Informationen zur Corporate Governance und zum Financial Reporting  

finden Sie unter www.audit-committee-institute.de
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